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Wichtige Hinweise zur vorvertraglichen Anzeigepflicht

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die Antragsfragen wahrheitsgemäß und vollständig beantwor-
ten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den
Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben,
wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen
Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

1.  Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
    Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe 
    Fahrlässigkeit vorliegt.
    Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
    wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
    Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalls, bleiben wir dennoch zur Leistung 
    verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand
    -  weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
    -  noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
    ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.
    Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

2.  Kündigung
    Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir
    den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
    Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen,
    geschlossen hätten.

3.  Vertragsänderung
    Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen 
    Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig ver-
    letzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen 
    erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
    Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
    können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir 
    Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4.  Ausübung unserer Rechte
    Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats in Textform geltend machen. Die Frist beginnt 
    mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der 
    Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere 
    Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.
    Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder
    die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
   Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss.  Dies gilt nicht für Versiche-
    rungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

5.  Stellvertretung durch eine andere Person
    Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrags durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der 
    Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters, als auch Ihre eigene Kenntnis und 
    Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder 
    Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.
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1.    Identität des Versicherers           Ihr Vertragspartner ist die       Itzehoer Versicherung/Brandgilde von 1691 Versicherungsverein a.G. 
                                                                                                          Itzehoer Platz
                                                                                                         25521 Itzehoe.
                                                           Sie ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit. 
                                                           Das zuständige Registergericht ist das Amtsgericht Pinneberg, die zugehörige Registernummer lautet HRB 0037 IZ.
       
2.     Identität eines Vertreters            Entfällt
       in dem Mitgliedstaat der EU

3.    Ladungsfähige Anschrift             Itzehoer Versicherung/Brandgilde von 1691 Versicherungsverein a.G.
                                                           Itzehoer Platz 
                                                           25521 Itzehoe.
                                                           Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Fred Hagedorn. 
                                                           Vorstand: Uwe Ludka (Vorsitzender), Frank Diegel, Frank Thomsen, Christoph Meurer (stv.).

4.    Hauptgeschäftstätigkeit            Das Geschäftsgebiet umfasst Deutschland und das Ausland. Der Itzehoer Versicherungsverein betreibt alle Versiche-
       und Aufsichtsbehörde                 rungszweige in der Erstversicherung, jedoch die Lebens-, Kranken-, Kredit- und Kautionsversicherung nur in der Rück-
                                                           versicherung. In der Kraftfahrtversicherung werden nicht versichert die Wagnisse der Kraftfahrzeughersteller, des 
                                                           Kraftfahrzeug-Handels und -Handwerks, Kraftomnibusse und Lehrlastkraftwagen.

                                                           In den von ihm nicht betriebenen Versicherungszweigen kann der Verein den Abschluss von Versicherungsverträgen 
                                                           vermitteln.

                                                           Die zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
                                                                                                          Sektor Versicherungswirtschaft 
                                                                                                          Graurheindorfer Str. 108 
                                                                                                          53117 Bonn.

5.     Garantiefond oder andere           Entfällt
       Entschädigungsregelungen        

6.     Anwendbares Recht;                  Für den Vertrag gilt deutsches Recht.
       wesentliche Merkmale der 
       Versicherungsleistung                a)  Versicherungsbedingungen
                                                               Es gelten die Allgemeinen Bestimmungen für alle Vertragsteile (Abschnitt B.) und
                                                               soweit vereinbart die Bedingungen für die              Haftpflichtversicherung (Abschnitt C.),
                                                                                                                                                      Geschäftsgebäude- und Inhaltsversicherung (Abschnitt D.),
                                                                                                                                                      Glasversicherung (Abschnitt E.),
                                                                                                                                                      Bodenkaskoversicherung (Abschnitt F.).
                                                           b) Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung des Versicherers

                                                           Haftpflichtversicherung (soweit vereinbart)
                                                           Der Versicherer bietet Versicherungsschutz für den Fall, dass der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person 
                                                           nach einem Schadenereignis aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts von einem 
                                                           Dritten auf Schadenersatz wegen eines Personen-, Sach- oder Vermögensschadens in Anspruch genommen wird. 
                                                           Der Leistungsumfang richtet sich nach Abschnitt C. 1 I. Ziffer 1 bis 7 sowie den für den Vertrag vereinbarten Besonderen 
                                                           Bedingungen und Risikobeschreibungen.

                                                           Gebäudeversicherung (soweit vereinbart)
                                                           Versichert sind die im Versicherungsschein aufgeführten Gebäude, wahlweise gegen Schäden durch Feuer (Brand, 
                                                           Blitzschlag, Explosion, Verpuffung, Implosion, Luftfahrzeuge), Leitungswasser, Sturm und Hagel. 
                                                            Der Umfang der Leistung richtet sich nach Abschnitt D. 1 und 2 I. Ziffer 1 bis 10 sowie den für den Vertrag vereinbarten
                                                           Klauseln.

                                                           Inhaltsversicherung (soweit vereinbart)
                                                           Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten beweglichen Sachen, wahlweise gegen Schäden durch Feuer 
                                                           (Brand, Blitzschlag, Explosion, Verpuffung, Implosion, Luftfahrzeuge), Einbruchdiebstahl, Leitungswasser, Sturm und 
                                                           Hagel. 
                                                            Der Umfang der Leistung richtet sich nach Abschnitt D. 1 und 2 I. Ziffer 1 bis 10 sowie den für den Vertrag vereinbarten
                                                           Klauseln.

                                                           Glasversicherung (soweit vereinbart)
                                                           Versichert sind Schäden, die durch Bruch an der durch den Vertrag versicherten Verglasung entstehen. Der Umfang der 
                                                           Leistung richtet sich nach Abschnitt E. 1 I. Ziffer 1 bis 7 sowie den für den Vertrag vereinbarten Klauseln.

                                                           Bodenkaskoversicherung (soweit vereinbart)
                                                           Versichert sind die Kosten zur Beseitigung einer Bodenkontamination des im Versicherungsschein aufgeführten
                                                           Grundstücks
                                                           Der Umfang der Leistung richtet sich nach Abschnitt F. 1 I. Ziffer 1 bis 6 sowie den für den Vertrag vereinbarten 
                                                           Besonderen Bedingungen.

7.     Gesamtpreis der                         Der zu zahlende Beitrag wird im Antrag, dem Versicherungsschein einschließlich evtl. Nachträgen genannt.
       Versicherung

8.     Zusätzliche Kosten                      Abgesehen von den gesetzlichen Abgaben (z. B. Versicherungssteuer) werden berechnet:
                                                           1. Mahngebühren in Höhe von 3 €.
                                                           2. Gebühren für Rücklastschriften, die vom Versicherungsnehmer bzw. Kontoinhaber verursacht wurden, entsprechend 
                                                               den im Einzelfall von dem Bankinstitut belasteten Gebühren.
                                                           3. Kosten, die entstehen, wenn der Versicherungsnehmer Abschriften der Erklärungen fordert, die er mit Bezug auf den 
                                                               Vertrag (insbesondere bei Antragstellung und im Schadenfall) abgegeben hat.
                                                               Nebengebühren und weitere Kosten werden nicht erhoben. Insbesondere sind die Vermittler nicht berechtigt, ihrer-
                                                               seits von dem Versicherungsnehmer noch irgendwelche besonderen Gebühren oder Kosten für die Aufnahme des 
                                                               Antrags oder aus anderen Gründen zu erheben. 

A.  Informationen nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten
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9.     Einzelheiten zum Beitrag            Beiträge zu langfristig abgeschlossenen Verträgen können jährlich, halbjährlich, vierteljährlich oder monatlich (nur mit 
                                                           erteiltem SEPA-Mandat möglich) gezahlt werden. 
                                                           Einzelheiten zur Fälligkeit der Beiträge sind geregelt in Abschnitt B. I. Ziffer 3 bis 7.

10.   Befristung der                            An Angebote sind wir grundsätzlich 14 Tage ab Erstellung gebunden. Dies gilt vorbehaltlich einer Tarifänderung bzw. 
       Gültigkeitsdauer des                  einer Antrags- und Risikoprüfung.
       Angebots

11.   Spezifische Preismerkmale        Die Versicherungsbeiträge werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen kalkuliert.
                                                           Auf die Möglichkeit der Beitragsanpassung gemäß Abschnitt B. I. Ziffer 8 wird besonders hingewiesen.

12.   Zustandekommen des                Der Vertrag kommt durch Annahme des Versicherungsantrags seitens des Versicherers (Versicherungsschein oder 
       Vertrags                                      Annahmeerklärung) zustande. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Beginn, 
                                                           wenn der erste oder einmalige Beitrag rechtzeitig gezahlt wird.

13.   Widerrufsrecht                            Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform
                                                           (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem der Versicherungsnehmer den Versicherungsschein, die
                                                             Vertragsbestimmungen einschließlich den Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7
                                                           Absatz 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichten-
                                                           verordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten hat. 
                                                           Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 
                                                           Der Widerruf ist zu richten an die 
                                                           Itzehoer Versicherung/Brandgilde von 1691 Versicherungsverein a.G. 
                                                           Itzehoer Platz 
                                                           25521 Itzehoe. 
                                                           Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer zu richten: 04821 773-8888.
                                                           Widerrufsfolgen 
                                                           Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und die Itzehoer Versicherung erstattet dem 
                                                           Versicherungsnehmer den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenen Teil der Beiträge, wenn der 
                                                           Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt.
                                                           Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf die Itzehoer Versicherung in diesem 
                                                           Fall einbehalten; dabei handelt es sich bei jährlicher Zahlungsperiode um 1/360, bei halbjährlicher Zahlungsperiode um 
                                                           1/180, bei vierteljährlicher Zahlungsperiode um 1/90 und bei monatlicher Zahlungsperiode um 1/30 des im 
                                                           Versicherungsschein/Nachtrag angegebenen Beitrags gemäß Zahlungsperiode pro Tag. Die Erstattung zurückzuzahlen-
                                                           der Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht 
                                                            vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren 
                                                           und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.
                                                           Hat der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht nach § 8 Versicherungsvertragsgesetz wirksam ausgeübt, ist er auch
                                                           an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender
                                                           Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers
                                                           oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine
                                                           Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.
                                                           Besondere Hinweise
                                                           Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers sowohl vom 
                                                           Versicherungsnehmer als auch von der Itzehoer Versicherung vollständig erfüllt ist, bevor er sein Widerrufsrecht ausge-
                                                           übt hat.

14.   Laufzeit des Vertrags                  Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungsschein dokumentierte Dauer abgeschlossen. Beträgt die Dauer des 
15.   Kündigungsbedingungen            Vertrags ein Jahr, verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht durch  Kündigung eines der beiden 
                                                           Vertragspartner zum Ablauf der vereinbarten Dauer gekündigt wurde.
                                                           Die Kündigung muss spätestens drei Monate vor dem Ablauf dem Vertragspartner zugegangen sein.
                                                           Ein Versicherungsvertrag, der für eine Dauer von mehr als drei Jahren abgeschlossen wurde, kann zum Ablauf des 
                                                           dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden. Die Kündigung muss spätestens drei Monate vor 
                                                           dem Ablauf des jeweiligen Jahres dem Vertragspartner zugegangen sein.

                                                           Der Vertrag endet ohne Kündigung, wenn die vereinbarte Dauer weniger als ein Jahr beträgt, zu dem im 
                                                           Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt (wenn es sich um eine beantragte kurzfristige Versicherung handelt).

16.   Anwendbares Recht                    Für den Vertrag gilt deutsches Recht.

17.   Gerichtsstand                              Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
                                                           dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Örtlich zuständig ist 
                                                           auch das Gericht, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in 
                                                           Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
                                                           Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer müssen bei dem Gericht erhoben werden, das 
                                                           für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist.

18.   Vertragssprache                          Die Vertragsbedingungen einschließlich sämtlicher Informationen sowie die Kommunikation während der Laufzeit des 
                                                           Vertrags erfolgen ausschließlich in deutscher Sprache.

19.   Außergerichtliche                        Die Itzehoer ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. und hat sich damit zur Teilnahme an dem außerge-
       Beschwerdestelle                       richtlichen Schlichtungsverfahren des Versicherungsombudsmannes verpflichtet. Ist der Versicherungsnehmer als 
                                                           Verbraucher mit einer Entscheidung der Itzehoer Versicherung nicht einverstanden, kann er dieses kostenlose 
                                                           Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen.
                                                           Die Anschrift lautet:                 Versicherungsombudsmann e.V.
                                                                                                         Postfach 080632 
                                                                                                          10006 Berlin
                                                                                                         Telefon 0800 3696000 (kostenfrei aus dem deutschen Festnetz)
                                                                                                          Telefax 0800 3699000 (kostenfrei aus dem deutschen Festnetz)
                                                                                                         beschwerde@versicherungsombudsmann.de
                                                                                                          www.versicherungsombudsmann.de

20.   Beschwerdemöglichkeit             Für Fragen zu den Verträgen stehen die Vermittler und die Mitarbeiter der Hauptverwaltung in Itzehoer zur Verfügung. 
                                                           Sollten Sie einmal mit der Bearbeitung Ihres Anliegens nicht zufrieden sein, wenden Sie sich bitte direkt an die 
                                                           Hauptverwaltung. 
                                                           Sie können sich auch an die zuvor genannte außergerichtliche Beschwerdestelle oder die unter Nr. 4 genannte 
                                                           Aufsichtsbehörde wenden.

A



B.    Allgemeine Bestimmungen für alle Vertragsteile

1.        Vertragsgrundlagen
             Jede der folgenden Versicherungen ist in Verbindung mit Teil B dieser Versicherungsbedingungen ein rechtlich selbstständiger Vertrag und ist nur 
             versichert, wenn dies vereinbart ist:
             a)      Haftpflichtversicherung (Abschnitt C.);
             b)      Feuerversicherung (Abschnitt D. 1 Ziffer I.);
             c)      Einbruchdiebstahlversicherung (Abschnitt D. 1 Ziffer II.);
             d)      Leitungswasserversicherung (Abschnitt D. 1 Ziffer III.);
             e)      Sturm- und Hagelversicherung (Abschnitt D. 1 Ziffer IV.);
             f)       Glasversicherung (Abschnitt E.);
             g)      Bodenkaskoversicherung (Abschnitt F.).
             Sie können selbstständig gekündigt werden, ohne dass die übrigen Vereinbarungen davon berührt werden.

I.       Beginn des Versicherungsschutzes; Beitragszahlung

2.        Beginn des Versicherungsschutzes
             Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen
             Beitrag rechtzeitig zahlt. 
             Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
             entrichten hat.

3.        Fälligkeit und Folgen verspäteter Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrags
            1.      Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Abschluss des Vertrags fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen 
                      Versicherungsbeginn. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie nach Erhalt des Versicherungsscheins und der Zahlungsaufforderung oder nach 
                      Ablauf der im Versicherungsschein genannten Widerspruchsfrist und Zahlungsaufforderung unverzüglich erfolgt.
             2.     Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der 
                      Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
                      vertreten hat. 
             3.     Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der 
                      Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
                      vertreten hat.

4.        Fälligkeit und Folgen verspäteter Zahlung des Folgebeitrags
             1.     Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig. Die Beiträge können je nach Vereinbarung durch Monats-, Vierteljahres-, 
                      Halbjahres- oder Jahresbeiträge entrichtet werden. Die Versicherungsperiode umfasst bei Monatsbeiträgen einen Monat, bei 
                      Vierteljahresbeiträgen ein Vierteljahr, bei Halbjahresbeiträgen ein Halbjahr und bei Jahresbeiträgen ein Jahr.
             2.     Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete 
                      Zahlung nicht zu vertreten hat. 
                      Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
                      bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, 
                      Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach Nr. 3 und Nr. 4 mit dem Fristablauf verbunden sind. 
                      Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.
             3.     Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
                      Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Nr. 2 darauf hingewiesen wurde.
             4.     Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
                      einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Nr. 2 darauf hingewiesen hat.
                      Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag 
                      fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem in Nr. 3 genannten Zeitpunkt (Ablauf der Zahlungsfrist) und der Zahlung eingetreten sind, besteht 
                      jedoch kein Versicherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Nr. 3 bleibt unberührt.

5.        Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Mandat
             1.     Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen 
                      werden kann und der Versicherungsnehmer bzw. der Kontoinhaber einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.
             2.     Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers bzw. Kontoinhabers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die 
                      Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.
             3.     Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer bzw. der Kontoinhaber das SEPA-Mandat widerrufen hat oder hat der 
                      Versicherungsnehmer bzw. der Kontoinhaber aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
                      berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflich-
                      tet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

6.        Beitragsregulierung
             1.     Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den früheren 
                      Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. 
                      Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
                      Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des 
                      festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der 
                      Angaben kein Verschulden trifft.
             2.     Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung 
                      berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. 
                      Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschritten werden. 
                      Alle entsprechend Ziffer 8.1 Nr. 1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden 
                      berücksichtigt. 
             3.     Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu machen waren, 
                      eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Beitrags verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, 
                      findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben 
                      innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrags erfolgten.
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7.        Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
             Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags hat der Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des 
             Beitrags, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

8.1      Beitragsanpassung in der Haftpflichtversicherung (Abschnitt C.)
             1.     Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanpassung. Sie wird jeweils ab Beginn desjenigen Versicherungsjahres wirksam, das ab dem 1. Juli 
                      beginnt. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Beitragsanpassung statt. Mindestbeiträge 
                      unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsberechnung der Beitragsanpassung.
             2.     Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für die Beiträge der ab dem 1. Juli beginnenden Versicherungsjahre, um welchen 
                      Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen 
                      Haftpflichtversicherung zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz 
                      rundet er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen
                      Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen.
                      Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt durch die 
                      Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle.
             3.      Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, die Folgebeiträge um den sich aus Nr. 2 ergebenden
                      Prozentsatz zu verändern (Beitragsanpassung). Der veränderte Folgebeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der Beitragsrechnung bekannt 
                      gegeben.
                      Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als 
                      denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Nr. 2 ermittelt hat, so darf der Versicherer die Folgebeiträge nur um den 
                      Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr 
                      erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.
             4.     Liegt die Veränderung nach Nr. 2 oder 3 unter 5 %, entfällt eine Beitragsanpassung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu 
                      berücksichtigen. 
             5.     Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß Nr. 3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann der 
                      Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, 
                      frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. 
                      Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem 
                      Versicherungsnehmer einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen.
                      Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündigungsrecht.

8.2      Beitragsanpassung in der Gebäudeversicherung (Abschnitt D.)
           A. Anpassungen bei gleitenden Versicherungssummen
             1.     Berechnung des Beitrags 
                      Grundlagen der Berechnung des Beitrags sind die Versicherungssumme "Wert 1914", der vereinbarte Beitragssatz sowie der Anpassungsfaktor*) 
                      (siehe Nr. 2 a)). Der jeweils zu zahlende Beitrag wird berechnet durch Multiplikation des vereinbarten Grundbeitrags 1914 
                      (Versicherungssumme 1914 multipliziert mit dem Beitragssatz) mit dem jeweils gültigen Anpassungsfaktor.
             2.     Anpassung des Beitrags
                      a)    Der Beitrag verändert sich entsprechend der Anpassung des Versicherungsschutzes gemäß der Erhöhung oder Verminderung des 
                             Anpassungsfaktors.
                      b)    Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres für das in diesem Jahr beginnende 
                             Versicherungsjahr entsprechend dem Prozentsatz, um den sich der jeweils für den Monat Mai des Vorjahres veröffentlichte Baupreisindex 
                             für Wohngebäude und der für den Monat April des Vorjahres veröffentlichte Tariflohnindex für das Baugewerbe verändert haben. Beide 
                             Indizes gibt das Statistische Bundesamt bekannt. Bei dieser Anpassung wird die Änderung des Baupreisindexes zu 80 % und die des 
                             Tariflohnindexes zu 20 % berücksichtigt. Bei dieser Berechnung wird jeweils auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. 
                             Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach dem Komma errechnet und gerundet.
                             Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem Komma eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird aufgerundet, sonst abgerundet.
                      c)    Der Versicherungsnehmer kann der Erhöhung des Beitrags innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Mitteilung über die Erhöhung des 
                             Anpassungsfaktors zugegangen ist, durch Erklärung in Textform widersprechen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. 
                             Damit wird die Erhöhung nicht wirksam. Die Versicherung bleibt dann 
                             aa)  im Falle einer gleitenden Neuwertversicherung - als Neuwertversicherung (siehe Abschnitt D.2 I. Ziffer 8 Nr. 1 cc)) bzw.
                             bb)  im Falle einer gleitenden Zeitwertversicherung - als Zeitwertversicherung (siehe Abschnitt D.2 I. Ziffer 8 Nr. 1 dd)) 
                             in Kraft, und zwar zum bisherigen Beitrag und mit einer Versicherungssumme, die sich aus der Versicherungssumme 1914 multipliziert mit 
                             1/100 des Baupreisindexes für Wohngebäude ergibt, der im Mai des Vorjahres galt. 
                             In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversicherungsverzicht nicht mehr. Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herabsetzung der 
                             Versicherungssumme wegen erheblicher Überversicherung bleibt unberührt.

           B. Beitragsanpassung
             1.     Die Beitragssätze pro tausend Versicherungssumme (Euro bzw. Mark Wert 1914) werden unter Berücksichtigung von tatsächlich eingetretenen
                      und der nach der nächsten Kalkulation erwarteten Schadenentwicklung, Rückversicherungskosten und Feuerschutzsteuer kalkuliert.
             2.      Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, die Beitragssätze pro tausend Versicherungssumme (Euro bzw. Mark Wert 1914) für bestehende
                      Verträge mindestens alle fünf Jahre neu zu kalkulieren.
             3.     Preissteigerungen, die bereits in die Entwicklung des Anpassungsfaktors (siehe Absatz A) eingeflossen sind, dürfen bei diesen Berechnungen 
                      nicht noch einmal berücksichtigt werden. Ebenso bleibt eine eventuelle Veränderung des Gewinnansatzes außer Betracht.
             4.     Die sich aufgrund der Neukalkulation ergebenden Beitragssatzänderungen gelten mit Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres für 
                      bestehende Verträge, wenn ein unabhängiger Treuhänder die der Kalkulation zugrunde liegenden Statistiken und die Angemessenheit der 
                      Neukalkulation bestätigt hat.
             5.     Die Beitragssätze nach dem neu kalkulierten Tarif für bestehende Verträge dürfen nicht höher sein als die Beiträge für neu abzuschließende 
                      Verträge, sofern diese Tarife die gleichen Tarifmerkmale und den gleichen Deckungsumfang aufweisen.
             6.     Individuell vereinbarte Zuschläge oder Nachlässe, z. B. Nachlass für die Vertragsdauer, bleiben von der Neukalkulation unberührt.
             7.      Beitragserhöhungen, die sich aus der Neukalkulation ergeben, werden dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor Beginn des nächsten
                      Versicherungsjahres mitgeteilt. Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung zu 
                      dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Erhöhung wirksam werden sollte. Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündigungsrecht.
                      Beitragssenkungen gelten automatisch ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres.

               *) Der Anpassung für das Jahr 2021 beträgt 19,87.
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8.3      Beitragsanpassung in der Inhalts-, Glas- und Bodenkaskoversicherung (Abschnitte D., E. und F.)
             1.     Der Versicherer überprüft mindestens einmal im Kalenderjahr durch eine neue Kalkulation der Tarifbeiträge für bestehende Verträge, ob diese 
                      Tarifbeiträge beibehalten werden können oder ob eine Anpassung (Erhöhung oder Absenkung) vorgenommen werden muss. Die erste Kalkulation 
                      wird im Jahr 2014 durchgeführt und vergleicht den Schadenbedarf gemäß Absatz 2 für das Kalenderjahr 2013 mit dem des Kalenderjahres 2012.
             2.     Durch die für die Anpassung maßgebende neue Kalkulation wird ermittelt, ob sich der bisherige Tarifbeitrag allein aufgrund der seit seiner 
                      Festsetzung tatsächlich eingetretenen und der danach bis zur nächsten Kalkulation erwarteten Entwicklung der Schadenzahlungen verändert. Der 
                      Ansatz für Gewinn darf nicht erhöht werden. Interne Schadenregulierungskosten werden nicht in die Kalkulation einbezogen.
                      Die tatsächlichen Schadenzahlungen ergeben sich aus dem Produkt von Schadenhäufigkeit und dem Durchschnitt der Schadenzahlungen aller 
                      versicherten Risiken, für die diese Beitragsanpassung Gültigkeit hat.
                      Als Schadenhäufigkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl der im Vorjahr angefallenen und bis zum Ende des Kalenderjahres gemeldeten 
                      Versicherungsfälle geteilt durch die Anzahl der im Jahresmittel des Vorjahres versicherten Risiken. Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines 
                      Kalenderjahres gilt die Summe der Zahlungen, die für alle im Vorjahr angefallenen und bis zum Ende des Kalenderjahres gemeldeten 
                      Versicherungsfälle insgesamt bis zum Ende des Kalenderjahres geleistet wurden, geteilt durch die Anzahl der im Vorjahr angefallenen und bis 
                      Ende des Kalenderjahres gemeldeten Versicherungsfälle. 
             3.     Ergibt die neue Kalkulation nach Nr. 2 höhere als die bisherigen Tarifbeiträge, so ist der Versicherer berechtigt, die bisherigen Tarifbeiträge um 
                      die Differenz anzuheben. Sind die neuen Tarifbeiträge niedriger als die bisherigen, so ist der Versicherer verpflichtet, die bisherigen Tarifbeiträge um 
                      die Differenz abzusenken.
                      Ergibt die Kalkulation eine Veränderung unter 5 % erfolgt keine Anpassung der Beiträge. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren 
                      zu berücksichtigen.
             4.     Sind die nach Nr. 3 ermittelten Tarifbeiträge für die bestehenden Verträge höher als die Tarifbeiträge für neu abzuschließende Verträge und 
                      enthalten die Tarife für die bestehenden und für die neu abzuschließenden Verträge die gleichen Tarifmerkmale und den gleichen 
                       Deckungsumfang, so kann der Versicherer auch für die bestehenden Verträge nur die Tarifbeiträge für die neu abzuschließenden Verträge verlangen.
             5.     Die in Nr. 3 vorgesehene Anpassung der Tarifbeiträge für bestehende Verträge ist nur zulässig, wenn von einem unabhängigen Treuhänder in 
                      Textform bestätigt worden ist, dass der Versicherer die Anforderungen der Nr. 2 und 4 eingehalten hat.
             6.     Der Versicherer kann die Anpassung erst mit Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres vornehmen.
             7.     Erhöht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
                      innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in 
                      dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hin-
                      zuweisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen und 
                      sie muss den Unterschied zwischen dem bisherigen und dem erhöhten Beitrag aufzeigen. 
                      Eine Erhöhung der Versicherungs- und der Feuerschutzsteuer begründet kein Kündigungsrecht.

II.      Dauer und Ende des Vertrags; Kündigung

9.1      Dauer und Ende des Vertrags
             1.     Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.
             2.     Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens 
                      drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung zugegangen ist.
             3.     Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.
             4.     Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf 
                      folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein.
             5.     Wegfall des versicherten Interesses
                      Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall 
                      des Risikos Kenntnis erlangt.

9.2      Versicherungsjahr
             Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum von zwölf Monaten. Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch nicht aus ganzen Jahren, 
             wird das erste Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze 
             Jahre.

10.      Kündigung nach Versicherungsfall
             1.     Kündigungsrecht
                      Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen, es sei denn, die Höhe des 
                      Schadens liegt unterhalb eines vereinbarten Selbstbehaltes. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat nach Auszahlung oder 
                      Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.
             2.     Kündigung durch Versicherungsnehmer
                      Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann 
                      jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu jedem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des Versicherungsjahres, wirksam wird.
             3.     Kündigung durch Versicherer
                      Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

11.      Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen/Sachen
             1.     Wird ein Unternehmen/eine versicherte Sache vom Versicherungsnehmer an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versicherungs-
                      nehmers in die während der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten ein.
             2.     Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle
                      -        durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem Monat,
                      -        durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des 
                               jeweiligen Versicherungsjahres 
                      gekündigt werden.
             3.     Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
                      -        der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt;
                      -        der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats von dem 
                               Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis erlangt.
             4.     Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht gekündigt, haften
                      der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner.
             5.     Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich anzuzeigen. 
                      Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach 
                      dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden 
                      Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 
                      Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, in 
                      dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht 
                      keinen Gebrauch gemacht hat.
                      Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt 
                      war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.
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12.      Mehrere Versicherer
             1.     Anzeigepflicht
                      Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung 
                      unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben.
             2.     Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
                      Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in Abschnitt 
                      C.1 II. Ziffer 10 und/oder Abschnitt D.2 II. Ziffer 15 und/oder Abschnitt E.1 II. Ziffer 9 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt 
                      oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
                      Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.
             3.     Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung in der Gebäude-, Inhalts- und Glasversicherung (Abschnitt D. und E.)
                      a)     Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den 
                               Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der 
                               anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.
                      b)     Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach 
                               seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens 
                               verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer bestehen. Erlangt der Versicherungsnehmer oder der 
                               Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem 
                               vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
                               Versicherungssummen, aus denen der Beitrag errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 
                               Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere 
                               Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.
                      c)     Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
                               zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.
                               Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.
             4.     Beseitigung der Mehrfachversicherung
                      a)     Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der 
                               Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme 
                               unter verhältnismäßiger Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.
                               Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und Anpassung des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt 
                               wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.
                     b)     Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren 
                               Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 
                               Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
                               Versicherungssummen und der Beiträge verlangen.

III.     Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
13.      Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters
             1.     Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrumständen
                      Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände in Textform 
                      anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
                      Inhalt zu schließen.
                      Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der 
                      Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.
             2.     Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
                      a)     Vertragsänderung
                               Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten 
                               Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des 
                               Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. 
                               Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
                               Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
                               Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht 
                               angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
                               Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
                               auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.
                      b)     Rücktritt und Leistungsfreiheit
                               Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, der 
                               Versicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt.
                               Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, wenn der 
                               Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen 
                               Bedingungen abgeschlossen hätte.
                               Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der 
                               Versicherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
                               Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der 
                               Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.
                      c)     Kündigung
                               Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter 
                               Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten 
                               Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen.
                      d)     Ausschluss von Rechten des Versicherers
                               Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a)), zum Rücktritt (b)) und zur Kündigung (c)) sind jeweils ausgeschlossen, wenn der 
                               Versicherer den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige kannte.
                      e)     Anfechtung
                               Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.
             3.     Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
                      Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a)), zum Rücktritt (Nr. 2 b)) oder zur Kündigung (Nr. 2 c)) muss der Versicherer innerhalb eines Monats 
                      in Textform geltend machen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere 
                      Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer 
                      von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.
             4.     Rechtsfolgenhinweis
                      Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a)), zum Rücktritt (Nr. 2 b)) und zur Kündigung (Nr. 2 c)) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den 
                      Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.
             5.     Vertreter des Versicherungsnehmers
                      Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis 
                      und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. 
                      Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
                      weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.
             6.     Erlöschen der Rechte des Versicherers
                      Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (Nr. 2 a)), zum Rücktritt (Nr. 2 b)) und zur Kündigung (Nr. 2 c)) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren
                      nach Vertragsschluss; dies gilt jedoch nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf der Frist eingetreten sind.
                      Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.
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IV.     Weitere Bestimmungen
14.      Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderung
             1.     Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
                      Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.
             2.     Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
                      Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die 
                      Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des 
                      Versicherungsnehmers.
             3.     Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
                      Niederlassung die Bestimmungen der Nr. 2 entsprechende Anwendung.

15.      Vollmacht des Versicherungsvertreters
             1.     Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
a)     den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags,
b)     eines bestehenden Versicherungsverhältnisses einschließlich dessen Beendigung,
c)     Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrags und während des Versicherungsverhältnisses.

             2.     Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem
Versicherungsnehmer zu übermitteln.

             3.     Zahlungen an den Versicherungsvertreter
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem
Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen
sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

16.      Verjährung
             1.     Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des 
                      Bürgerlichen Gesetzbuches.
             2.     Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
                      Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, in dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

17.      Gerichtsstand
           1.     Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers 
                      oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht 
                      örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, 
                      seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
             2.     Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, 
                      das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer 
                      eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das 
                      gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder 
                      eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

18.      Anzuwendendes Recht
             Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

19.      Bedingungsanpassung
             1.     Der Versicherer ist berechtigt, die jeweils betroffenen Bedingungen des Versicherungsvertrags zu ändern, zu ergänzen oder zu ersetzen 
                      (Anpassung), wenn

a)      sich Änderungen bestehender oder Inkrafttreten neuer Rechtsvorschriften unmittelbar auf sie auswirken,
b)      sich die höchstrichterliche Rechtsprechung zu ihnen ändert,
c)      ein Gericht ihre Unwirksamkeit rechtskräftig feststellt oder
d)      sie durch das Versicherungsaufsichts- oder Kartellamt durch bestandskräftigen Verwaltungsakt für mit geltendem Recht nicht vereinbar 
        erklärt werden oder gegen Leitlinien oder Rundschreiben dieser Behörden verstoßen.

             2.     Die Anpassung kommt nur in Betracht für Bedingungen über Gegenstand und Umfang der Versicherung, Ausschlüsse, Obliegenheiten des 
                      Versicherungsnehmers nach Vertragsschluss, Beitragsanpassung, Vertragsdauer und Kündigung.
             3.     Die Anpassung ist nur zulässig, wenn durch die genannten Änderungsanlässe das bei Vertragsschluss zugrunde gelegte Verhältnis zwischen 
                      Leistung und Gegenleistung in nicht unbedeutendem Maße gestört ist. In den Fällen der Unwirksamkeit und der Beanstandung einzelner 
                      Bedingungen ist die Anpassung darüber hinaus nur dann zulässig, wenn die gesetzlichen Vorschriften keine Regelungen enthalten, die an die 
                      Stelle der unwirksamen oder beanstandeten Bedingungen treten.
             4.     Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss zugrunde gelegte Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung bei Gesamtbetrachtung der 
                      Anpassung nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geändert werden (Verschlechterungsverbot). Die Anpassung muss nach den 
                      Grundsätzen einer ergänzenden Vertragsauslegung unter Wahrung der beiderseitigen Interessen erfolgen.
             5.     Die Anpassungsbefugnis besteht unter den oben genannten Voraussetzungen für im Wesentlichen inhaltsgleiche Bedingungen des Versicherers, 
                      wenn sich die gerichtlichen und behördlichen Entscheidungen gegen Bedingungen anderer Versicherer richten.
             6.     Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpassung muss von einem unabhängigen Treuhänder überprüft und bestätigt werden. Die 
                      Bestimmungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes für die Bestellung eines Treuhänders gelten entsprechend.
             7.     Die angepassten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer schriftlich bekannt gegeben und erläutert. Der Versicherungsnehmer kann den 
                      Vertrag bis und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung kündigen.
             8.     Für Haftpflichtversicherungen nach Abschnitt C. gilt zusätzlich:
                      Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das 
                      Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. 
                      Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der 
                      Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

20.      Sanktionsklausel
             Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
             anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegen-
             stehen.
             Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- und Finanzsanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit dem nicht europäische oder 
             deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

B



– 8 –

C.    Bedingungen für die Haftpflichtversicherung
C. 1   Allgemeiner Teil für die Haftpflichtversicherung

I.       Umfang des Versicherungsschutzes

1.        Gegenstand der Versicherung; Versicherungsfall
             1.     Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während der 
                      Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden 
                      Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts von einem Dritten auf 
                      Schadensersatz in Anspruch genommen wird.
                      Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der 
                      Schadenverursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.
             2.     Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,

2.1   auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung;
2.2   wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung durchführen zu können;
2.3   wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;
2.4   auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;
2.5   auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung;
2.6   wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen.

2.        Vermögensschaden; Abhandenkommen von Sachen
             Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des 
             Versicherungsnehmers wegen
             1.     Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch Sachschäden entstanden sind;
             2.     Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung.

3.        Versichertes Risiko
             1.     Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

1.1    aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers;
1.2   aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken 
        aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der 
        Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;
1.3   aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in Ziffer 4 
        näher geregelt sind.

             2.     Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer 
                      Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Abschnitt B. IV. Ziffer 19 Nr. 8 kündigen. 

4.        Vorsorgeversicherung
             1.     Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrags sofort versichert.

1.1   Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die 
        Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der
        Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko ange-
        zeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem
        Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.
1.2   Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe dieses 
        Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
        Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

             2.     Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Nr. 1.2 auf den Betrag von 200.000 € pauschal 
                      für Personen- und Sachschäden und 5.000 € für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere 
                      Versicherungssummen festgesetzt sind.
             3.     Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken

3.1   aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, 
        Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;
3.2   aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;
3.3   die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;
3.4   die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind.

5.        Leistungen der Versicherung; Vollmacht des Versicherers

             1.     Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistellung des 
                      Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen. Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der
                      Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der
                      Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgege-
                      ben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.
                      Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den 
                      Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.
             2.     Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig erscheinen-
                      den Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über
                      Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen 
                      des Versicherungsnehmers auf seine Kosten.
             3.     Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur 
                      Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der 
                      Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.
             4.     Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist 
                      der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevollmächtigt.

6.        Begrenzung der Leistungen

             1.     Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch 
                      dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.
             2.      Sofern nicht anders vereinbart wurde, sind die Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres
                     auf das Vierfache der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt.
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             3.      Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende zeitlich zusammenhängende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der 
                      im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese

-        auf derselben Ursache;
        auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder
-        auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln
beruhen.

             4.     Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festgelegten 
                      Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur 
                      Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet.
             5.     Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.
             6.     Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die 
                      Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.
             7.     Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die 
                      Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der 
                      Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrags zum Kapitalwert der 
                      Rente vom Versicherer erstattet. Für die Berechnung des Rentenwerts gilt die entsprechende Vorschrift der Verordnung über den 
                      Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls.
                      Bei der Berechnung des Betrags, mit dem sich der Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert 
                      der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden die 
                      sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.
             8.     Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des 
                      Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, 
                      Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

7.        Ausschlüsse
             Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung ausgeschlossen:
             1.     Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben. 
             2.     Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder 
                      Schädlichkeit

-        Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
-        Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

             3.     Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hin.
                      ausgehen.
             4.     Haftpflichtansprüche 

4.1   des Versicherungsnehmers selbst oder der in Nr. 5 benannten Personen gegen die Mitversicherten;
4.2   zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versicherungsvertrags;
4.3   zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsvertrags. 

             5.     Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer
5.1   aus Schadenfällen seiner Angehörigen*), die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag 
        mitversicherten Personen gehören;
5.2   von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige 
        oder betreute Person ist;
5.3   von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder ein 
        nicht rechtsfähiger Verein ist;
5.4    von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, 
        Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;
5.5   von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;
5.6   von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern.
Zu Nr. 4 und 5:
Die Ausschlüsse unter Nr. 4 und 5.2 bis 5.6 erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, die mit diesen
in häuslicher Gemeinschaft leben.

                  6.       Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer
                      diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen 
                      Verwahrungsvertrags sind. 
             7.     Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn

7.1   die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, 
        Beförderung, Prüfung und dergleichen) entstanden sind. Bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
        oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;
7.2   die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen 
         Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dergleichen) benutzt hat. Bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur 
         insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren;
7.3   die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder 
        - sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben. Dieser 
        Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige 
        Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte.

                      Zu Nr. 6 und 7:
                      Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Nr. 6 und 7 in der Person von Angehörigen, Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten 
                      oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den 
                      Versicherungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen.
             8.     Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen 
                      infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch 
                     dann, wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung 
                     oder Vernichtung der Sache oder Leistung führt. Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung
                     des Versicherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen haben.
             9.     Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch mitversichert.
             10.1 Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU-
                      Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn 
                      der Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der 
                      durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch genommen wird. Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche
                      erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden
                      nationalen Umsetzungsgesetzen bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den
                      Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten.

                      *) Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, 
                      Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
                      (Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind.)
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             10.2  Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung.
Dieser Ausschluss gilt nicht
10.2.1    im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken oder
10.2.2    für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder 
              sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). Kein
              Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, 
              Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von
              - Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder 
              - wegzuleiten (WHG-Anlagen);
              - Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen);
              - Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen;
              - Abwasseranlagen
              oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind.

             11.   Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.
             12.   Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden Strahlen 
                      (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 
             13.   Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf 
                      13.1 gentechnische Arbeiten;
                      13.2  gentechnisch veränderte Organismen (GVO);
                      13.3  Erzeugnisse, die
                               - Bestandteile aus GVO enthalten,
                               - aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.
             14.   Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch

14.1  Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt;
14.2  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen;
14.3  Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer;
14.4  Weidetiere (Flur- oder Deckschäden) oder Wildtiere (Wildschaden).

             15.   Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es sich handelt 
                      um Schäden aus

15.1  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung von Daten;
15.2  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten;
15.3 Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch;
15.4  Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

             16.   Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.
             17.   Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen. 
             18.   Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. Das Gleiche gilt 
                      für Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. 
             19.   Bei Vermögensschäden im Sinne von Ziffer 2 Nr. 1 Ansprüche wegen Schäden

19.1 durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, 
        erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen;
19.2 aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;
19.3 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen;
19.4 aus Vermittlungsgeschäften aller Art;
19.5  aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung;
19.6  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften aus Zahlungsvorgängen aller Art, 
        aus Kassenführung sowie aus Untreue und Unterschlagung;
19.7 aus Rationalisierung und Automatisierung;
19.8  aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und von Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;
19.9  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenanschlägen;
19.10 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, 
        Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen;
19.11 durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften, von Anweisungen und Bedingungen des Auftraggebers oder 
        sonstiger vorsätzlicher Pflichtverletzung;
19.12 aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen;
19.13 aus Schäden durch ständige Emmissionen (z.B. Geräusche, Gerüche, Erschütterungen).

II.      Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
8.        Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls
             Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies 
             gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. 
             Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

9.        Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls
             1.     Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versicherer innerhalb einer Woche 
                      anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden.
             2.     Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind 
                      dabei zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße 
                      Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des 
                      Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden.
             3.     Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 
                      erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies unverzüglich anzuzeigen.
             4.     Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer fristgemäß 
                      Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 
             5.     Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem Versicherer 
                      zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem 
                      Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.

10.      Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
             1.     Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfüllen hat, kann der 
                      Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein 
                      Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
                      beruhte.
             2.      Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger
                      Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
                      entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt 
                      des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den 
                      Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
                      Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
                      Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
                      Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
                      ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
                      Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach Nr. 1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt.
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III.     Weitere Bestimmungen

11.      Mitversicherte Personen
             1.     Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn 
                      geltenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (siehe Ziffer 4) 
                      gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Versicherten entsteht.
             2.     Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den Versicherten für die 
                      Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.

12.      Abtretungsverbot
             Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine 
             Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

C. 2  Besondere Bedingungen für die Haftpflichtversicherung

I.       Bestimmungen für alle Betriebe/Berufe
1.        Versichertes Risiko
             Versichert ist im Rahmen der Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (Abschnitt C.1) die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
             dem im Antrag beschriebenen Risiko. Risikoveränderungen, die sich nach Vertragsabschluss ergeben (z. B. Personalanbau, Anschaffung neuer 
             Maschinen, Eröffnung zusätzlicher Betriebe, Betriebsumstellung), sind im Umfang von Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 und Abschnitt C.1 I. Ziffer 4 mit
             versichert. Auf die Frist zur Anzeige nach Abschnitt C.1 I. Ziffer 4 Nr. 1.1 und Abschnitt B. I. Ziffer 6 Nr. 1 wird besonders hingewiesen.

2.        Haus- und Grundbesitz
             2.1    Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht
                      -        des Versicherungsnehmers als Eigentümer, Mieter, Pächter und Nutznießer von Grundstücken - nicht jedoch von Luftlandeplätzen -, 
                               Gebäuden oder Räumlichkeiten, die ausschließlich für den versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke des Versicherungsnehmers und 
                               seiner Betriebsangehörigen benutzt werden. Bei der Berufshaftpflichtversicherung gelten diese Bestimmungen, wenn Berufsstätte und 
                               Wohnung in engem räumlichen Zusammenhang stehen.
                               Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben genannten 
                               Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen). Dies gilt 
                               auch für vertraglich übernommene Verkehrssicherungspflichten, die gesetzlich einem Dritten obliegen. 
                               Mitversichert ist auch, wenn der Versicherungsnehmer Teile des Grundstücks mit einem Jahresbruttomietwert von nicht mehr als 
                               60.000 € Betriebsfremden überlässt. Wird der Jahresbruttomietwert von 60.000 € überschritten, ist der Beitrag nach dem Miet- oder 
                               Pachtwert der überlassenen Teile ohne Beachtung des Mindestbeitrags zu berechnen;
                      -        des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, 
                               Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten Bausumme von 1.000.000 € (Eigenleistungen jedoch max. 50.000 €) je Bauvorhaben. Wenn 
                               dieser Betrag überschritten wird, entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
                               (Abschnitt C.1 I. Ziffer 4);
                      -        des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Absatz 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand;
                      -        der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten Personen 
                               für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen erhoben werden.
                               Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb 
                               des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den 
                               beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden;
                      -        des Zwang-/Insolvenzverwalters in dieser Eigenschaft.
             2.2    Soweit besonders vereinbart, ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht aus dem Vorhandensein von Kinderspielplätzen auf den versicherten 
                       Grundstücken einschließlich aufgestellter Turn- und Spielgeräte.
             2.3   Eingeschlossen sind - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 - Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch Abwässer aus 
                      dem Rückstau des Straßenkanals auftreten. 
                      Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 bleibt unberührt.
                      Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung keine Anwendung.
             2.4   Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 3 - die vom Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter oder 
                      Leasingnehmer durch Vertrag übernommene gesetzliche Haftung aus Verkehrssicherungspflichten des jeweiligen Vertragspartners 
                      (Vermieter, Verleiher, Verpächter, Leasinggeber) in dieser Eigenschaft.

3.        Sozialeinrichtungen
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus seinen Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige, die ausschließlich für 
             den versicherten Betrieb bestimmt sind (z. B. Werkskantinen, Badeanstalten, Erholungsheime, Kindergärten und dergleichen), aus Vorhandensein und Betätigung 
             einer Betriebsfeuerwehr und aus Überlassen von Plätzen, Räumen und Geräten an die Sportgemeinschaft seines Betriebs. 
             Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Betätigung der Betriebssportgemeinschaft sowie die persönliche Haftpflicht der Mitglieder aus ihrer Betätigung 
             in dieser.

4.        Gesetzliche Vertreter
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder 
             Beaufsichtigung des versicherten Betriebs oder eines Teils desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft.

5.        Mitversicherte Personen
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen 
             Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um
             Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für sol-
             che Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
             werden.

6.        Haftpflichtansprüche mitversicherter Personen untereinander
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Haftpflichtansprüchen mitversicherter natürlicher Personen untereinander.
             Eingeschlossen sind in Abweichung von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 5 in Verbindung mit Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 4 auch Haftpflichtansprüche 
             mitversicherter natürlicher Personen untereinander wegen Sachschäden.
             Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 50 € selbst zu tragen.

7.        Sicherheitsfachkräfte
             Versichert ist im Rahmen dieses Vertrags die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der Beschäftigung eigener und der Beauftragung 
             selbstständiger Sicherheitskräfte, insbesondere
             - Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit;
             - Immissionsschutzbeauftragter;
             - Gewässerschutzbeauftragter;
             - Datenschutzbeauftragter.
             Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht dieser Fachkräfte, soweit sie Betriebsangehörige sind, im Rahmen der Bestimmungen dieses 
             Versicherungsvertrags (vergleiche auch Ziffer 5.). Die persönliche Haftpflicht selbstständiger Fachkräfte und deren Beschäftigter bleibt vom 
             Versicherungsschutz ausgeschlossen.
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8.        Arbeits- oder Liefergemeinschaften
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften auch dann, wenn sich 
             der Haftpflichtanspruch gegen die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst richtet.
             Für die Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften gelten, unbeschadet der sonstigen Vertragsbedingungen (insbesondere der 
             Versicherungssummen), folgende Bestimmungen: 
             8.1   Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote beschränkt, welche der prozentualen Beteiligung des Versicherungsnehmers an der 
                      Arbeits- oder Liefergemeinschaft entspricht. Dabei ist es unerheblich, welcher Partnerfirma die schadenverursachenden Personen oder Sachen 
                      (Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumaterialien usw.) angehören.
             8.2   Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche wegen Schäden an den von den einzelnen Partnern in die Arbeits- oder 
                      Liefergemeinschaft eingebrachten oder von der Arbeits- oder Liefergemeinschaft beschafften Sachen und allen sich daraus ergebenden 
                      Vermögensschäden, gleichgültig, von wem die Schäden verursacht wurden.
             8.3   Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der Arbeits- oder Liefergemeinschaften untereinander sowie Ansprüche der Arbeits- oder 
                      Liefergemeinschaften gegen die Partner und umgekehrt.
             8.4   Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich innerhalb der vereinbarten Versicherungssummen über Ziffer 8 Nr. 1 hinaus für den Fall, dass 
                      über das Vermögen eines Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden ist und für diesen 
                      Partner wegen Nichtzahlung eines Beitrags kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird der dem Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, 
                      soweit für ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der dadurch erforderlichen Auseinandersetzungen ein Fehlbetrag verbleibt.
             8.5   Versicherungsschutz im Rahmen der Ziffern 8 Nr. 1 bis 3 besteht auch für die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst. 

9.        Mangelbeseitigungsnebenkosten
             In der Versicherung von Betrieben mit Arbeiten auf fremden Grundstücken sind mitversichert Mangelbeseitigungsnebenkosten/Erfüllungsneben-
             schäden. 
             Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Sachschäden, die als Folge eines mangelhaften Werks auftreten, und erfasst insoweit auch die Kosten, die 
             erforderlich sind, um die mangelhafte Werkleistung zum Zwecke der Schadenbeseitigung zugänglich zu machen und um den vorherigen Zustand wie-
             der herzustellen. Nicht gedeckt sind diese Kosten, wenn sie nur zur Nachbesserung aufgewendet werden, ohne dass ein Folgeschaden eingetreten ist. Ferner 
             sind in jedem Falle nicht gedeckt die Kosten des Versicherungsnehmers für die Beseitigung des Mangels an der Werkleistung selbst.
             Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden 50.000 € je Versicherungsfall, begrenzt auf 100.000 € für alle 
             Schäden eines Versicherungsjahres.

10.      Tätigkeitsschäden
             Eingeschlossen sind - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 7 - Tätigkeitsschäden in folgenden Umfang.
             10.1 Be- und Entladeschäden 
                      Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen der Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen, Containern durch/oder beim Be- und Entladen 
                      und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
                      Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben auf Land- oder 
                      Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum Zwecke des Be- oder Entladens. Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand von 
                      Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) sind.
                      Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der Ladung von Fahrzeugen und Containern.
                      Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen. 
             10.2 Leitungsschäden
                      Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre und 
                      andere Leitungen) sowie Frei- und/oder Oberleitungen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
                      Die Regelungen von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 2 (Erfüllungsansprüche) und Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 8 (Schäden an hergestellten oder 
                      gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
                      Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der 
                      Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und Versicherungsjahr 500.000 €.
             10.3 Unterfangungen, Unterfahrungen (nur gültig bei Betrieben des Bauhaupt-/Baunebengewerbes)
                      Eingeschlossen ist - teilweise abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14 und von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 - die gesetzliche Haftpflicht 
                      wegen Schäden an den zu unterfangenden und unterfahrenden Grundstücken, Gebäuden, Gebäudeteilen und Anlagen und alle sich daraus 
                      ergebenden Vermögensschäden.
                      Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz für die Umwelthaftpflicht-
                      Basisversicherung nach Ziffer VI.
                      Die Regelungen von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 2 (Erfüllungsansprüche) und Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 8 (Schäden an hergestellten oder 
                      gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
             10.4 Sonstige Tätigkeitsschäden
                      Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
                      Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sachen entstanden sind und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn diese Schäden
                      -        durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an diesen Sachen entstanden sind;
                      -        dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen und beruflichen Tätigkeit 
                      benutzt hat;
                      -        durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen im unmittelbaren 
                               Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben.
                      Die Regelungen des Abschnitts C.1 I. Ziffer 1 Nr. 2 (Erfüllungsansprüche) und des Abschnitts C.1 I. Ziffer 7 Nr. 8 (Schäden an hergestellten 
                      oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
                      Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen der
                      (1)     Beschädigung von Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder -verarbeitung, Reparatur oder zu sonstigen Zwecken  
                               - auf seinem Betriebsgrundstück oder
                               - außerhalb seines Betriebsgrundstücks in seiner Verfügungsgewalt befinden, befunden haben;
                      (2)     Beschädigung der Ladung von Fahrzeugen und Containern durch/oder beim Be- und Entladen.
                      Sofern im Versicherungsschein/Nachtrag nicht anders angegeben beträgt die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für 
                      Sachschäden je Versicherungsfall 250.000 €, begrenzt auf 500.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres. 
                      Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.

11.      Schweiß- und Schneidarbeiten; Arbeiten mit Lötgeräten und Gasbrennern
             Von jedem Feuer- und Explosionsschaden, der aus Anlass von Schweiß- und Schneidarbeiten mit Brenngas (autogen) oder elektrischem Strom sowie 
             Arbeiten mit Lötgeräten und Gasbrennern jeder Art bei Löten, Abbrennen von Farbanstrichen, Auftauen eingefrorener Rohrleitungen, Anwärmen und 
             dergleichen entstanden ist, hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.

12.      Abwässerschäden
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Abwässerschäden.
             Eingeschlossen sind - in Abweichung von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 - Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, der entsteht durch Abwässer.
             Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässerungsleitungen durch Verschmutzungen und Verstopfungen und alle sich daraus ergebenden 
             Vermögensschäden.
             Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 bleibt unberührt.
             Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 500.000 €, begrenzt auf 1.000.000 € für 
             alle Schäden eines Versicherungsjahres. 
             Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.
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13.      Auslandsschäden
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Auslandsschäden.
                      13.1.1Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 9 - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im 
                                Ausland vorkommender Versicherungsfälle
                                a)  aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Messen und Märkten;
                                b) durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen;
                                c)  durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins europäische Ausland geliefert hat, hat liefern lassen oder die dorthin gelangt sind;
                                d) aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten (auch Inspektion und Kundendienst) oder sonstiger Leistungen im Inland oder 
                                    europäischen Ausland.
                                Zu Nr. b) und c):
                                Für Versicherungsfälle, die in den USA, US-Territorien oder Canada durch Erzeugnisse, die im Zeitpunkt ihrer Auslieferung durch den 
                                Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich für eine Lieferung in die USA, US-Territorien oder nach Canada bestimmt 
                                waren, besteht Versicherungsschutz nur nach besonderer Vereinbarung. 
                                Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im Ausland gelegener Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder 
                                Vertriebsniederlassungen, Läger und dergleichen sowie eine Erweiterung des Export-, Arbeits- oder Leistungsrisikos auf Länder außerhalb 
                                Europas.
                      13.1.2Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
                                -   aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der 
                                    Durchführung von Arbeiten betraut sind.
                                    Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen aus 
                                    Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII (SGB) unterliegen (siehe Abschnitt C.1 I. 
                                    Ziffer 7 Nr. 9);
                                -   auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages;
                                -   nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil 
                                    oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.
                      13.1.3Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
                                Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
                                als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
                      13.1.4Bei Versicherungsfällen, die in den USA, US-Territorien und Canada geltend gemacht werden, gilt: Der Versicherungsnehmer hat von jedem 
                                Schaden 20 % (mindestens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.
                      13.1.5Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion an-
                                gehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der 
                                Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.
             13.2  Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:
                      13.2.1Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche
                                -   auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages;
                                -   nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil 
                                    oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.
                      13.2.2Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
                                Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
                                als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
                      13.2.3Bei Versicherungsfällen, die in den USA, US-Territorien und Canada geltend gemacht werden, gilt: Der Versicherungsnehmer hat von jedem 
                                Schaden 20 % (mindestens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.
                      13.2.4Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion -
                                angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der 
                                Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

14.      Mietsachschäden an Immobilien
             14.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an zu betrieblichen Zwecken 
                      gemieteten/gepachteten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder Räumen (nicht jedoch an Einrichtung, Produktionsanlagen und dergleichen) 
                      und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn sie zurückzuführen sind auf 
                      14.1.1 andere Ursachen als Brand, Explosion, Leitungswasser oder Abwässer oder
                      14.1.2Brand, Explosion, Leitungswasser oder - insoweit abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 - Abwässer und dies ausdrücklich 
                                beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde. 
             14.2  Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen
                      -         Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung;
                      -         Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten;
                      -         Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen besonders versichern kann;
                      -         Schäden infolge von Schimmelbildung oder Pilzbefall;
                      sowie Ansprüche
                      -         von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
                      -         von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
                                Betriebs oder eines Teils desselben angestellt hat;
                      -         von Angehörigen (siehe Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 5.1) der vorgenannten Personen, wenn sie mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben;
                      -         von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind und unter 
                                einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen.

15.      Mietsachschäden anlässlich von Geschäftsreisen
             15.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die anlässlich von Dienst- und 
                      Geschäftsreisen an gemieteten beweglichen Sachen und Räumen in Gebäuden entstehen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
             15.2  Ausgeschlossen bleiben Ansprüche
                      -         von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
                      -         von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
                                Betriebs oder eines Teils desselben angestellt hat;
                      -         von Angehörigen (siehe Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 5.1) der vorgenannten Personen, wenn sie mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben;
                      -         von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind und unter 
                                einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen.
             15.3  Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 50.000 €, begrenzt auf 100.000 €
                      für alle Schäden eines Versicherungsjahres.
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16.      Abhandenkommen von fremden Schlüsseln
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem Abhandenkommen von fremden Schlüsseln.
             Eingeschlossen ist - in Ergänzung von Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 1 und abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - die gesetzliche Haftpflicht aus 
             dem Abhandenkommen von fremden Schlüsseln (auch General-Hauptschlüsseln für eine zentrale Schließanlage), die sich rechtmäßig im Gewahrsam 
             des Versicherten befunden haben.
             Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechslung von Schlössern 
             und Schließanlagen sowie für vorübergehende Sicherheitsmaßnahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem 
             Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde.
             Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folgeschäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs). Ausgeschlossen bleibt die Haftung 
             aus dem Verlust von Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen Sachen.
             Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 30.000 €, begrenzt auf 60.000 € für alle 
             Schäden eines Versicherungsjahres.

17.      Abhandenkommen von Sachen
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem Abhandenkommen von Belegschaftshabe.
             Eingeschlossen ist - in Ergänzung von Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 2 und abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - die gesetzliche Haftpflicht aus 
             Abhandenkommen von Sachen (einschließlich Kraftfahrzeuge und Fahrräder mit Zubehör) der Betriebsangehörigen und Besuchern und alle sich daraus 
             ergebenden Vermögensschäden.
             Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen des Versicherungsnehmers oder des Geschädigten besteht, z. B. Einbruchdiebstahl-, 
             Kaskoversicherung usw., gehen diese Versicherungen vor. Durch diesen Vertrag wird nur subsidiäre Deckung geboten.
             Ausgeschlossen hiervon sind Geld, Wertpapiere (einschließlich Sparbücher), Scheckhefte, Scheck- und Kreditkarten, Urkunden, Schmucksachen, 
             Kostbarkeiten und andere Wertsachen.
             Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 30.000 €, begrenzt auf 60.000 € für alle 
             Schäden eines Versicherungsjahres.

18.      Schusswaffen
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem erlaubten Besitz und Gebrauch von Schusswaffen, Munition und 
             Geschossen (nicht jedoch bei Führen oder Gebrauch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen) und deren Überlassung an bestimmte, mit dem 
             Schutz des Betriebs beauftragte Personen. Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Waffenträger aus dem Gebrauch der Waffen in 
             Ausführung dienstlicher Verrichtungen.

19.      Strahlenschäden
             19.1  Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 und 12 - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus
                      -        dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven Stoffen;
                      -        Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Störstrahlern, Laser und Masergeräte.
                      Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
                      Umwelthaftpflicht-Basisversicherung. 
             19.2  Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit energiereichen 
                      ionisierenden Strahlen verwendet, ohne dass dies für den Versicherungsnehmer ersichtlich war, wird sich der Versicherer nicht auf Abschnitt 
                      C.1 I. Ziffer 7 Nr. 12 berufen.
                      Dies gilt nicht für Schäden,
                      -        die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von einer solchen Anlage ausgehen;
                      -        die durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließlich der damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind.
             19.3  Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche
                      -        wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes (Genom), die ab der zweiten Generation eintreten;
                      -        wegen Personenschäden solcher Personen, die - gleichgültig für wen oder in wessen Auftrag - aus beruflichem oder wissenschaftlichem 
                               Anlass im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und hierbei die von energiereichen ionisierenden Strahlen oder 
                               Laserstrahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu nehmen haben;
                      -        gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, der den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Strahlenschutz dienenden
                               Gesetzen, Verordnungen, behördlichen Verfügungen oder Anordnungen verursacht hat.

20.      Subunternehmer
             20.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der Beauftragung fremder Unternehmen (Subunternehmer) mit der 
                      Ausführung von Verrichtungen im Interesse des versicherten Betriebs. 
             20.2 Nicht versichert ist
                      -        die persönliche Haftpflicht der fremden Unternehmen und ihres Personals;
                      -        die gesetzliche Haftpflicht aus der gelegentlichen Überlassung von Gerüsten an andere Unternehmen auf Baustellen des 
                               Versicherungsnehmers;
                      -        die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch Gerüstverleih und -vermietung für Baustellen, auf denen der Versicherungsnehmer keine 
                               eigenen Gewerke ausführt.

21.      Selbstfahrende Arbeitsmaschinen und Kraftfahrzeuge
             Soweit besonders vereinbart, sind selbstfahrende Arbeitsmaschinen und Kraftfahrzeuge mitversichert.
             21.1  Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 und in Ziffer 4 Nr. 3.1.
             21.2  Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des 
                      Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
                      unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
                      Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der 
                      Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
                      Fahrerlaubnis hat.
                      Nicht mitversichert ist die Haftpflicht wegen Schäden am befahrenen/bearbeiteten Untergrund (auch dann, wenn Bearbeitungsschäden mitver-
                      sichert sind).
             21.3 Hinweise:
                      a)      Bei Betriebsgrundstücken bzw. Betriebsgrundstücksteilen, die Besuchern, Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um 
                               sogenannte beschränkt öffentliche Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit (Hub- und Gabelstapler 
                               und selbstfahrende Arbeitsmaschinen jedoch erst mit mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit), die ausschließlich oder gelegentlich auf 
                               solchen Betriebsgrundstücken oder Baustellen verkehren sind versicherungspflichtig, mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-
                               Haftpflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrt-Versicherung (AKB) abgeschlossen werden muss. 
                               Auch bei einer behördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht - Ausnahmegenehmigung nach § 70 Absatz 1 Ziffer 2 StVZO - 
                               bleibt die Versicherungspflicht bestehen.
                      b)      Selbstfahrende Arbeitsmaschinen nach § 2 Ziffer 17 FZV und Stapler nach § 2 Ziffer 18 FZV müssen (obwohl nicht zulassungspflichtig) beim 
                               Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, wenn ihre durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h 
                               übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem Kraftfahrt-Tarif zu versichern.
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22.      Maschinen, Geräte, Kraftfahrzeuge und Wasserfahrzeuge
             22.1  Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauf-
                      tragte Person durch den Gebrauch eines
                      - Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen, 
                      - Wasserfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen werden.
             22.2  Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das 
                      auch für alle anderen Versicherten.
             22.3  Eine Tätigkeit der in 22.2 genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne 
             dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt 
                      wird.
             22.4  Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Besitz, Halten und Gebrauch von
                      -        nicht selbstfahrenden Maschinen und Geräten - nicht jedoch von Erdraketensystemen, Turmdreh- oder sonstigen Kränen-;
                      -        nicht zulassungs- oder versicherungspflichtigen Anhängern;
                      -        Zugmaschinen, Raupenschleppern und sonstigen Kraftfahrzeugen bis 6 km/h;
                      -        selbstfahrenden Bau- und Arbeitsmaschinen bis 20 km/h; 
                      -        Wasserfahrzeugen ohne eigene Antriebskraft.
                      Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 und in Ziffer 4 Nr. 3.1.
                      Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des 
                      Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
                      unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
                      Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der 
                      Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
                      Fahrerlaubnis hat.
                      Nicht mitversichert ist die Haftpflicht wegen Schäden am befahrenen/bearbeiteten Untergrund (auch dann, wenn Bearbeitungsschäden mitver-
                      sichert sind).
             22.5  Falls besonders vereinbart, ist eingeschlossen - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 7 - auch die gesetzliche Haftpflicht des 
                      Versicherungsnehmers aus der Beschädigung und der Vernichtung der auf dem Betriebsgrundstück bewegten fremden Kraftfahrzeuge;

23.      Schäden an gemieteten/geliehenen Maschinen
             23.1  Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht des 
                      Versicherungsnehmers - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - aus Schäden an
                      a)      selbstfahrenden und nicht selbstfahrenden Arbeitsmaschinen,
                      b)      Arbeitsgeräten, 
                      c)     sonstigen nicht zulassungspflichtigen Kraftfahrzeugen,
                      die der Versicherungsnehmer aus Anlass von Arbeiten auf der Baustelle von am Bau tätigen Unternehmen gemietet oder geliehen hat. 
             23.2  Versicherungsschutz besteht nur, soweit nicht durch (Sach-) Versicherungen (z. B. Maschinen- oder Kaskoversicherung) des 
                      Versicherungsnehmers oder des Geschädigten Versicherungsschutz besteht. 
                      Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 2.500 € selbst zu tragen.
             23.3  Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben
                      a)     Schäden infolge Transports,
                      b)     Schäden durch Brand und Explosion,
                      c)     Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und/oder Ermüdungsbruch,
                      d)     Vermögensschäden als Folge des Sachschadens an den gemieteten oder geliehenen Maschinen oder Geräten oder Kraftfahrzeugen (z. B. 
                               Nutzungsausfall, Gewinnentgang usw.).
             23.4  Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt  je Versicherungsfall 15.000 €, 
                      begrenzt auf 30.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.

24.      Luft-/Raumfahrzeuge
             24.1  Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
                      beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder 
                      Raumfahrzeugs in Anspruch genommen werden.
             24.2 Besteht für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
                      Versicherten.
             24.3  Nicht versichert ist die Haftpflicht aus
                      -        der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen 
                               soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren
                      -        Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen, 
                      und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und allen sich daraus ergebenden 
                      Vermögensschäden sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge.

25.      Zapfstellen und Tankanlagen
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und Unterhaltung von Tanksäulen und Tankanlagen (nicht jedoch im Zusammenhang mit 
             Umweltschäden; siehe insoweit Abschnitt VII.) mit Einschluss der Treibstoffabgabe an Betriebsangehörige und gelegentlich auch an betriebsfremde 
             Personen und aus Besitz und Unterhaltung einer Fahrzeugpflegestation.
             Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 3 - die bei fremden Tankanlagen gegenüber dem Eigentümer, Vermieter oder 
             Verpächter übernommene vertragliche Haftpflicht, soweit sie sich im Umfang der gesetzlichen Haftpflicht dieser Personen hält. Ausgeschlossen 
             bleiben Schäden an fremden Anlagen selbst.

26.      Schäden durch Medienverluste
             Mitversichert sind gesetzliche Schadensersatzansprüche aus dem Verlust von Flüssigkeiten oder Gasen, der aus der Herstellung, Lieferung, Montage, 
             Instandhaltung oder Wartung von Anlagen und Behältern (auch Rohrleitungen usw.) sowie aus der beruflichen Tätigkeit an oder mit diesen Anlagen 
             oder Anlageteilen durch den Versicherungsnehmer resultiert.
             Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 bleibt unberührt.
             Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und für alle Schäden eines 
             Versicherungsjahres 50.000 €.

27.      Energiemehrkosten
             Abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 19.1 sind mitversichert gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Vermögensschäden durch erhöhten 
             Energieverbrauch und erhöhte Energiekosten aufgrund von vom Versicherungsnehmer mangelhaft durchgeführter Installationen.
             Ausgeschlossen bleiben Ansprüche infolge der Unwirksamkeit von Energiesparmaßnahmen.
             Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 bleibt unberührt.
             Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und für alle Schäden eines 
             Versicherungsjahres 50.000 €.

28.      Betriebshunde
             Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht des 
             Versicherungsnehmers als Halter von Betriebshunden.

29.      Marktstand
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Verkauf an Endverbraucher, auch auf Wochenmärkten (mit Marktständen).

30.      Vorsorgeversicherung
             Abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 4 Nr. 2 gelten die vereinbarten Versicherungssummen auch für die Vorsorgeversicherung.
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31.      Nachhaftung
             Bei Beendigung des Versicherungsvertrags allein aus Gründen der vollständigen und dauernden Betriebs- und/oder Produktions- und 
             Liefereinstellung (nicht aus irgendwelchen anderen Gründen, wie z. B. Änderung der Rechtsform, Kündigung durch einen der Vertragspartner und nicht 
             wegen Konkurses), gilt folgende Besondere Bedingung:
             Für Versicherungsfälle durch vor Beendigung des Versicherungsvertrags hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, Arbeiten und sonstige Leistungen 
             wird im Umfang dieses Vertrags Versicherungsschutz noch für die Dauer von maximal 5 Jahren nach Vertragsaufhebung geboten, wenn über die 
             Nachhaftungsversicherung eine einvernehmliche Beitragsvereinbarung innerhalb eines Monats nach Vertragsbeendigung erzielt wird.

32.      Nicht versicherte Risiken
             32.1  Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu versichern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versicherung gegeben oder 
                      nach Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert ist, insbesondere die Haftpflicht aus 
                      Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder Beruf eigen noch sonst dem versicherten Risiko zuzurechnen sind.
             32.2  Nicht versichert wird die Haftpflicht
                      32.2.1     aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse;
                      32.2.2    aus der Errichtung, Wartung und dem Betrieb von Abfalldeponien, Anlagen zur Ableitung und Aufbereitung sowie ober- oder 
                                    unterirdischen Lager- und Transportsystemen für Abwässer;
                      32.2.3     aus Schäden
                                    a)   an Daten, Datenträgern und Programmen,
                                    b)   durch falsche oder fehlerhafte Hard- und Software-Produkte,
                                    c)   durch mangelhafte Programmierung
                                    sowie der jeweils hieraus entstehenden Folgeschäden;
                      32.2.4    aus Schäden an Kommissionsware;
                      32.2.5    aus Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich handelt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und 
                                    Zubehör; 
                      32.2.6     wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und 
                                    Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen;
                      32.2.7    aus Schäden, die sich als unvermeidbare Folge aus der Anlage und Unterhaltung von Hoch- und Niederspannungsleitungen ergeben, 
                                    wie z. B. Flur- und Gebäudeschäden anlässlich der Beseitigung von Leitungsstörungen und sonstigen Reparaturarbeiten;
                      32.2.8    aus Mangelfolgeschäden wegen Fehlens zugesicherter Eigenschaften;
                      32.2.9    aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Sprengstoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie aus 
                                    Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken;
                      32.2.10  aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie von Sprengungen, sofern nicht eine besondere Vereinbarung 
                                    hierüber mit dem Versicherer getroffen worden ist. In jedem Fall sind jedoch ausgeschlossen Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden 
                                    und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, die entstehen 
                                    -     bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerks entspricht,
                                    -     bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 m. 
                                    Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 bleibt unberührt.
                      32.3       Ausgeschlossen bleiben auch Ansprüche 
                      32.3.1    gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst 
                                    pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stoffen verursachen;
                      32.3.2    aus einer jagdlichen Betätigung oder der Teilnahme an Pferde-, Rad- oder Kraftfahrzeugrennen sowie den Vorbereitungen hierzu 
                                    (Training).

II.      Bestimmungen für bestimmte Betriebe/Berufe
1.        Baubetriebe, Bauhandwerker, Handwerker (auch Bildhauer, Dekorateure, Kaminbauer, Markisenbauer, Kunstmaler, 
           Restauratoren, Ofenbauer, Raumausstatter, Teppichverlegebetriebe), sowie Gärtnereien, Baumschulen, Gartengestaltungs-
           betriebe, Landschaftsgärtnereien, Obst-, Gemüse- und Blumenanbau
             1.1   Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
                      1.1.1 aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken.
                               Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, die entstehen
                               -     bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerks entspricht;
                               -     aus Anlass von Sprengungen, sofern nicht eine besondere Vereinbarung hierüber mit dem Versicherer getroffen worden ist. Sofern 
                              eine besondere Vereinbarung mit dem Versicherer getroffen worden ist, bleiben ausgeschlossen Sachschäden an Immobilien in einem 
                                    Umkreis von weniger als 150 m.
                               Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 bleibt unberührt.
                               Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen;
                      1.1.2 für Produkthaftpflichtschäden nach Ziffer 4 Nr. 1 der unter IV. abgedruckten Bedingungen für die erweiterte Produkthaftpflicht;
                      1.1.3 beim Baumfällen. Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von Bauwerken, Telefon- und elektrischen Leitungen, 
                               Masten usw. im Fallbereich. 
                               Von jedem Sachschaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen;
                      1.1.4 aus Versicherungsfällen aus der unentgeltlichen Überlassung von Arbeitsmaschinen/Baumaschinen, die auf einer Fahrlässigkeit des 
                               Vermieters oder Verleihers oder dessen Erfüllungs- bzw. Verrichtungsgehilfen beruhen. Dieses gilt auch für unentgeltlich überlassene 
                               Wasserfahrzeuge.
                               Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 und in Ziffer 4 Nr. 3.1.
                               Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen 
                               des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von 
                               einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
                               Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der 
                               Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
                               Fahrerlaubnis hat;
                      1.1.5 - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.2 und Nr. 10.2 - wegen Senkungen eines Grundstücks (auch eines darauf errichteten Werks 
                               oder eines Teils eines solchen), Erschütterungen infolge Rammarbeiten oder Erdrutschungen. Hinsichtlich Sachschäden gilt dies jedoch 
                               nur, falls diese an einem Grundstück und/oder den darauf befindlichen Gebäuden oder Anlagen entstehen und es sich hierbei nicht um 
                               das Baugrundstück selbst handelt.
                               Soweit der versicherte Einschluss auch Schäden durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
                               Umwelthaftpflicht-Basisversicherung;
                      1.1.6 - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 3 - als Mieter, Pächter oder Leasingnehmer von Grundstücken und Gebäuden für die durch 
                               Vertrag übernommene gesetzliche Haftung des jeweiligen Vertragspartners, sowie die der Deutschen Bahn gegenüber im üblichen Rahmen 
                               vertraglich übernommene Haftpflicht.
             1.2   Ausschlüsse
                      1.2.1 Nicht versichert sind Ansprüche 
                               -     aus Schäden durch Stollen-, Tunnel- und Untergrundbahnbau (auch bei offener Bauweise);
                               -     aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse;
                               -     aus Planungs- und Bauleitungstätigkeit, soweit die Bauvorhaben nicht vom Versicherungsnehmer ausgeführt werden.
                      1.2.2 Ausgeschlossen sind über den Sachschaden hinausgehende Schadensersatzansprüche, insbesondere für Nutzungsverlust, ferner für 
                               zufälligen Untergang und zufällige Verschlechterung der Sache sowie für die Erfüllung von Verträgen.
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             1.3   Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet sind mitversichert:
                      1.3.1 Versichert ist - insoweit abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 11 - die gesetzliche Haftpflicht wegen Personen-, Sach- und 
                               Vermögensschäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. 
                               1.3.1.1 Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass 
                                          -     der Betrieb über die entsprechende behördliche Zulassung verfügt und
                                          -     die Arbeiten von einer dafür ausgebildeten Person durchgeführt werden und
                                          -     die schadstoffbelastete Bausubstanz ordnungsgemäß zur Entsorgung an dafür vorgeschriebene Entsorgungs- bzw. 
                                                  Endlagerstätten abgegeben wird.
                               1.3.1.2 Versicherungsfall ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 - die nachprüfbare erste Feststellung des Personen-, Sach- oder 
                                          Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss 
                                          während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits 
                                          Ursache oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war.
                               1.3.1.3 Nicht versichert sind Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder Mitversicherten, sofern die Schäden durch bewusstes 
                                          Abweichen von Gesetzen oder an den Versicherungsnehmer gerichtete behördliche Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt 
                                          werden.
                               1.3.1.4 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und/oder 
                                          Berufskrankheiten handelt, aus §§ 110, 106 Absatz 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch VII (SGB) in Verbindung mit §§ 105, 104 SGB VII.
                               1.3.1.5 Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 250.000 €, begrenzt auf 
                                          500.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.
                      1.3.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Vermögensschäden, die auf Energieberatung und aus der Ausstellung von Energiepässen 
                               zurückzuführen sind. 
                               Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Vermögensschäden beträgt je Versicherungsfall 100.000 €, begrenzt auf 
                               200.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.

2.        Bootshäuser
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz, Verwendung und Unterhaltung von Anlegebrücken, Stegen, Zugangswegen und 
             Slipeinrichtungen und - falls besonders vereinbart - aus gelegentlichen Reparaturarbeiten.
             Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Beschädigung oder Abhandenkommen eingestellter oder einzustellender Fahrzeuge nebst Zubehör.

3.        Bürobetriebe
             Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Fabrikation, Lagerung, Vertrieb von Waren, technischer Planung, aus sonstigen nicht büromäßigen Tätigkeiten.

4.        Campingplätze
             Voraussetzung ist, dass der Platz von der zuständigen Verwaltungsbehörde abgenommen und zugelassen ist und im Inland liegt. 
             4.1    Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der 
                      4.1.1 Unterhaltung des Platzes sowie den dazugehörigen Sport-, Spiel- und Parkplätzen und Minigolfanlage;
                      4.1.2 Beschädigung der abgestellten Fahrzeuge und Fahrzeuganhänger. Besteht jedoch Versicherungsschutz durch andere Versicherungen (z. B. 
                               Kaskoversicherung), so gehen diese Versicherungen vor. Durch diesen Vertrag wird nur subsidiäre Deckung geboten.
                               Besteht ein derartiger Versicherungsschutz nicht, so hat der Versicherungsnehmer von jedem Schaden 2.500 € selbst zu tragen.
             4.2   Nicht versichert ist die Haftpflicht aus
                      4.2.1 Abhandenkommen der abgestellten Fahrzeuge und Fahrzeuganhänger aller Art,
                      4.2.2 Besitz, Betrieb und Unterhaltung von Gaststätten (auch mit Kegelbahnen), Kiosk/Imbiss, Badeanstalten, sowie aus dem Verleih von 
                               Wasserfahrzeugen (Ruder-, Tret-, Paddelboote), Fahrrädern, Tieren sowie Vermietung von Wohnwagen  und Ferienhäusern auf dem 
                               Campingplatz - Versicherungsschutz hierfür kann besonders beantragt werden.

5.        Drogerien
             Wenn chemische, pharmazeutische oder kosmetische Präparate hergestellt werden, ist Versicherungsschutz besonders zu beantragen.

6.        Friseure
             Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch
             a)     Heilbehandlung mit oder ohne Bestrahlung,
             b)     Permanent Make-up und Piercings jeder Art.

7.        Gaststätten und Beherbergungsbetriebe
             7.1    Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und Betrieb von hoteleigenen Schwimmbädern, Schießständen, Solarien, Saunen, 
                      Kinderspielplätzen und -beaufsichtigung, Minigolfplätzen, Sportanlagen (z. B. Tennisplätzen), Sälen und Kegelbahnen, Fremdenzimmern, 
                      Wohnungen und Appartements sowie der Durchführung von Veranstaltungen auf dem Betriebsgelände. 
                      Außerhalb des Betriebsgeländes ist auch mitversichert die gesetzliche Haftpflicht aus der Vorführung von Produkten und der Präsentation von 
                      Dienstleistungen, der Beschickung von und der Teilnahme an Ausstellungen, Messen und Märkten sowie das Ausliefern und Abholen von Waren. Das 
                      Ausliefern ist der Montage nicht gleichzusetzen.
             7.2    Mitversichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers für den Einschluss der vertraglichen Haftpflicht bei Nebenbetrieben der Deutschen 
                      Bahn (Bahnhofsgaststätten und -hotels):
                      Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 3 - die von der Deutschen Bahn AG gemäß den Allgemeinen Vertragsbedingungen 
                      für Nebenbetriebe der Deutschen Bahn (AVN) durch Vertrag übernommene gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts (nicht jedoch eine 
                      darüber hinaus zusätzlich vereinbarte Haftung).
                      Ausgeschlossen bleibt die Beschädigung der gepachteten Gegenstände (Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6).
             7.3   Falls bei Antragstellung ausdrücklich besonders vereinbart, gilt:
                      7.3.1 In Restaurationsbetrieben
                               Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen (ausgenommen Tiere, 
                               Kraftfahrzeuge aller Art mit Zubehör und Inhalt), die von Restaurationsgästen zur Aufbewahrung übergeben worden sind. Die vereinbarte 
                               Summe stellt die Höchstersatzleistung für alle Schäden dar, die je Tag und Gast eintreten.
                      7.3.2 In Beherbergungsbetrieben
                               Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
                               7.3.2.1 aus Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen der von den beherbergten Gästen eingebrachten Sachen (ausgenommen 
                                          Tiere, Kraftfahrzeuge aller Art mit Zubehör und Inhalt). Zu den eingebrachten Sachen gehören auch aufbewahrte Sachen und solche, deren 
                                          Aufbewahrung zu Unrecht abgelehnt wurde.
                                          Die vereinbarte Summe stellt die Höchstersatzleistung für alle Schäden dar, die den Gästen eines Zimmers/Appartements an einem 
                                          Tag zustoßen.
                                          Die Gesamtleistung für alle Schäden eines Versicherungsjahres beträgt das Hundertfache der für ein Zimmer/Appartement 
                                          vereinbarten Summe;
                               7.3.2.2 aus Beschädigung, Vernichtung, Entwendung, Abhandenkommen oder unbefugtem Gebrauch
                                          a)    der eingestellten Kraftfahrzeuge und deren Zubehör (ausgenommen Inhalt und Ladung),
                                          b)    des in den eingestellten Kraftfahrzeugen befindlichen und für den privaten Bedarf der Insassen bestimmten Reisegepäcks 
                                                  (ausgenommen sonstiger Inhalt und Ladung) bis zu einer Höchstersatzleistung von 500 €.
                                                     Die vereinbarte Summe stellt die Höchstersatzleistung für alle Schäden dar, die das Reisegepäck in einem Kraftfahrzeug an einem 
                                                  Tag betreffen. Die Gesamtleistung für alle Schäden eines Versicherungsjahres beträgt 5.000 €. 
                                          Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahrzeug oder 
                                          Reisegepäck entwendet oder unbefugt gebraucht haben.
                                          Versicherungsschutz besteht nur, solange sich das Kraftfahrzeug in verschließbaren Garagen, in Hofräumen oder umfriedeten 
                                          Einstellplätzen befindet; 
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                               7.3.2.3 beim Bewegen fremder Kraftfahrzeuge auf dem Betriebsgrundstück.
                                          Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
                                          Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
                                          nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
                                          Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. 
                                          Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die 
                                          erforderliche Fahrerlaubnis hat.
                                          Von jedem Schaden  hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen. 
                                          Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Kraftfahrzeug 15.000 €, begrenzt auf 
                                          150.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres.
                                          Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahrzeug oder 
                                          Reisegepäck entwendet oder unbefugt gebraucht haben;
                               7.3.2.4 aus Beschädigung oder Vernichtung fremder Kraftfahrzeuge und deren Zubehör (ausgenommen Inhalt und Ladung) beim Zubringen 
                                          oder Abholen außerhalb des Betriebsgrundstücks. Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. 
                                          Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der 
                                          Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
                                          Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. 
                                          Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die 
                                          erforderliche Fahrerlaubnis hat.
                                          Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen. Die Höchstersatzleistung innerhalb der 
                                          Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und Kraftfahrzeug 15.000 €, begrenzt auf 150.000 € für alle 
                                          Schäden eines Versicherungsjahres. 
                                          Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahrzeug 
                                          entwendet oder unbefugt gebraucht haben.

8.        Handelsbetriebe; Handelsvertreter
             8.1    Mitversichert sind Arbeiten auf fremden Grundstücken, die im Rahmen des Kundendienstes anfallen (z. B. Anbringen von Gardinen und 
                      Gardinenschienen, Zusammenbau und Aufhängen von Möbeln, Auslieferung von Waren).
                      Nicht versichert
                      -       sind Installations- und Montagearbeiten;
                      -       ist die Haftpflicht aus Beschädigung von Kommissionsware.
             8.2   Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden infolge Schrottexplosionen an Betriebsanlagen oder dem Betrieb dienenden 
                      Sachen der mit Schrott belieferten Werke.
             8.3   Abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 und 1.3 sowie Ziffer 4 erstreckt sich der Versicherungsschutz nicht auf die Haftpflicht aus dem 
                      Vertrieb oder der Lagerung von anderen Flüssiggasen als Propan, Butan oder Gemischen von beiden. Die Mitversicherung dieser Risiken bedarf 
                      einer besonderen Vereinbarung.

9.        Hausmeisterservice
             Mitversichert sind ausschließlich folgende Tätigkeiten:
             9.1   Aufsicht
                      -        Überwachung des Gesamtzustandes der Immobilie und der Außenanlage einschließlich Schließdienst;

-        Überwachung von Garagen/Tiefgaragenanlagen;
-        Heizungsanlage - Funktionstüchtigkeit überwachen (Bedienen, Entlüften, Wasser nachfüllen, Brennstoffvorrat);
-        Überwachung der Aufzugsanlage;
-        Botendienst - Ausführung von Besorgungen.

             9.2    Pflege
-       Garten- und Landschaftspflege (Rasenmähen, Unkraut entfernen, Hecken schneiden, Rasen sprengen, Blumen gießen);
-        Strauch- und Baumpflege sowie Baumfällarbeiten bei Bäumen bis 30 cm Stammumfang;
-        Kehrdienst, aber nur am auch im übrigen umfangreich betreuten Objekt, Papier- und Abfallkörbe entleeren (Mülldienst);
-        Entrümpelungs- und Aufräumarbeiten;
-        Toilettenbetreuung (Seife - Handtücher - Papier);
-        Abfluss-Siphon reinigen;
-        Dachrinnenreinigung;
-        Bodenrinnen, Fußroste und Wasserabläufe säubern;
-        Fernseh-, Video- und Musikanlagen und Satellitenanlagen aufstellen und anschließen;
-        Aufstellung und Inbetriebnahme von Haushalts- und Küchengeräten;
-        Lampen aufhängen;
-        Bilder aufhängen;
-        Gardinen abnehmen und aufhängen;
-        Rollos spannen;
-        Filterwechsel in Lüftungsanlagen (Abluftfilter);
-        Kühlschränke abtauen;
-        Möbelmontage;
-        Regale zusammenbauen und aufstellen;
-        Zaunbau ohne Schweißarbeiten incl. der Zaunfundamenterstellung.

             9.3   Instandsetzung
-       Dichtungswechsel an Wasserarmaturen;
-        Funktionsstörungen an Türschlössern beheben (Auswechseln von Schließzylindern);
-        Glühbirnen und Leuchtstoffröhren auswechseln;
-        Schadstellen an Tapeten und Türen ausbessern;
-        Kleine Löcher und Risse mit Spachtelmasse schließen;
-        Stühle leimen;
-        Türscharniere ölen.

           9.4      Sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet, gilt Winterdienst mitversichert.

10.      Heil- und Pflegewesen
             10.1  Tierärzte, Besamungsinstitute, -stationen und -genossenschaften, selbstständige Besamungstechniker, Klauenschneider, Tierkastrierer, 
                      Tierheilpraktiker
                      Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus 
                      -        der Vertretung eines vorübergehend verhinderten Tierarztes;
                      -        der Beschäftigung eines vorübergehend bestellten Vertreters (z. B. bei Urlaub, Erkrankung, Wehrdienstübung). Nicht mitversichert ist die 
                               persönliche Haftpflicht des Vertreters;
                      -        der Beschäftigung von Veterinär-Praktikanten und Hilfspersonal, einschließlich der persönlichen gesetzlichen Haftpflicht dieser Personen 
                               für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen;
                      -        der Beschäftigung von Assistenz- und Volontärärzten, jedoch nur, wenn Beitrag entrichtet wird, einschließlich der persönlichen gesetzlichen 
                               Haftpflicht dieser Personen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verursachen.
                               Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb 
                               des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamten-
                               rechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden;
                      -        gutachterlicher Tätigkeit;
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                      -        Besitz und Verwendung von Apparaten und aus Behandlungen, soweit die Apparate und Behandlungen in der Tierheilkunde anerkannt sind. 
                               Hierzu gehören nicht der Besitz und die Verwendung von Apparaten, die durch Beschleunigung geladener Teilchen Strahlen erzeugen 
                               (Röntgenapparate nur zu Untersuchungszwecken sind ohne Beitragszahlung mitversichert), sowie aus Besitz und Anwendung von 
                               natürlichen oder künstlichen radioaktiven Stoffen bei Patienten;
                      -        aus der Behandlung von Turnier- und Militarypferden.
                               Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 50.000 €. Die vertraglich vereinbarten
                               Selbstbehalte bleiben unberührt.
                               (Als Turnier- und Militarypferde im Sinne dieser Vereinbarung gelten Pferde, die aufgrund erwerbswirtschaftlichen Interesses, d. h. 
                               Gagen/Preisgeldern - auch wenn diese nur zur Deckung der Unterhaltskosten dienen - an Turnieren/Wettkämpfen teilnehmen. Sofern
                               nicht nur gelegentlich Turnier- und Militarypferde behandelt werden, muss hierfür der Versicherungsschutz und die Beitragsberechnung
                               ausdrücklich mit dem Versicherer vereinbart werden.)
                               Kein Versicherungsschutz besteht für Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des Arzneimittelgesetzes (AMG) 
                               ab 1.1.1978 an Verbraucher abgegebene Arzneimittel, für die der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft als pharmazeutischer Unternehmer im 
                               Sinne des § 4 Absatz 18 AMG nach § 94 AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen hat.
             10.2 Bei Tierärzten, Klauenpflegern, Tierheilpraktikern und Tierkastrierern gilt zusätzlich nachstehendes:
                      10.2.1     Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht
                                    a)  aus der Beschädigung der zur Behandlung übernommenen oder behandelten Tiere;
                                    b)  als Tierhüter der zur Behandlung übernommenen oder behandelten Tiere;
                                    c)   aus der Beschädigung von Tieren bei der künstlichen Besamung. 
                                    Von jedem Schaden nach Ziffer a) - c) hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.
                      10.2.2    Auslandsschäden und Erste-Hilfe-Leistung im Ausland
                                    Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 9 - die gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden 
                                    Versicherungsfällen aus
                                    -     der Ausübung der beruflichen Tätigkeit im Inland, soweit sich das zu behandelnde Tier im Zeitpunkt der ärztlichen Konsultation im 
                                          Inland aufgehalten hat;
                                    -     Erste-HiIfe-Leistungen bei Unglücksfällen im Ausland;
                                    -     Anlass von Geschäftsreisen oder die Teilnahme an Ausstellungen, Kongressen, Symposien, Messen und Märkten.
                                    Für Auslandsschäden und Schäden, die im Ausland geltend gemacht werden gelten zusätzlich die unter Abschnitt C.2 I. Ziffer 13 
                                    aufgeführten Bestimmungen.
                      10.2.3    Klauenschneider/Klauenpfleger
                                    Die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung der Tiere und aus Heilbehandlung ist eingeschlossen, soweit die Beschädigung und 
                                    Heilbehandlung nachweislich mit dem Klauenschneiden zusammenhängt. 
                                    Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen. 
             10.3 Hufschmied
                      Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Schäden an Tieren durch Hufbeschlag/Hufpflege.
                      Eingeschlossen sind - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 7- Haftpflichtansprüche wegen Schäden an Tieren durch Hufbeschlag oder 
                      Hufpflege (z. B. Beschneiden des Horns) und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
                      Ausgeschlossen bleiben Ansprüche aus Heilbehandlungen von Tieren. Die Regelungen des Abschnitts C.1 I. Ziffer 1 Nr. 2 und der Ziffer 7 Nr. 8 
                      bleiben bestehen.
                      Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.
                      Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 15.000 €, begrenzt auf 30.000 € für 
                      alle Schäden eines Versicherungsjahres.
             10.4 Medizinische Hilfsberufe
                      Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht - sofern die Tätigkeiten und Behandlungen vom Versicherungsnehmer aufgrund seiner Ausbildung und 
                      Fortbildung ausgeübt werden dürfen -

-        aus Massagen;
-        aus Krankengymnastik;
-        aus Fußpflege;
-        aus Kosmetik zur Körperpflege;
-        aus dem Besitz und der Verwendung von medizinischen Bädern, Wannen- und Brausebädern, Saunabädern, Heißluftapparaten, 
        Bestrahlungslampen, Diathermie, Moor-, Paraffin- und sonstigen Packungen;
-        medizinische Fußpflege;
-        aus der Berufsausbildung anlässlich von Hausbesuchen;
-        aus der Beschäftigung von Mitarbeitern (einschließlich Familienangehörigen);
-        aus Logopädie.

                      Nicht versichert sind Schäden durch Heilbehandlung. Als Heilbehandlung im Sinne dieser Ausschlussbestimmung gilt nicht die Verabreichung 
                      von Massagen sowie von Höhensonnenbestrahlungen, Lichtbädern und medizinischen Bädern an gesunde Personen aus sportlichen Gründen 
                      oder aus Gründen der Körperpflege. 
                      Nicht versichert sind ferner Haftpflichtansprüche aus Ultraschall- und Schockbehandlung, Tätowierungen und Piercings jeder Art, Permanent 
                      make up, Mesotherapie, Faltenunterspritzungen sowie aus Krankenpflege, sofern hierfür eine staatliche Prüfung abgelegt werden muss. Die 
                      Bestimmungen des Abschnitts C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 und  1.3 finden insoweit keine Anwendung.
                      Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
                      Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen 
                      Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.
                      
11.      Heime
             Wenn Kranke aufgenommen werden oder ärztliche Leitung vorhanden ist oder Speisen/Getränke an fremde Gäste abgegeben werden, ist 
             Versicherungsschutz besonders zu beantragen.

12.      Holzfäller; Holzrückbetriebe
             Beim Baumfällen ist auch die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von Bauwerken, Telefon- und elektrischen Leitungen, Masten usw. im 
             Fallbereich versichert. Von jedem Sachschaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.
             Mitversichert gelten auch Arbeitspferde.

13.      Hundezucht und -dressur
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch ungewollten Deckakt. Haftpflichtansprüche wegen Schäden an den zur Dressur 
             übernommenen Hunden sind nicht mitversichert. 
             Ausgeschlossen sind Schäden an Figuranten.

14.      Maschinenring e.V.; Maschinenring GmbH
             14.1  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Verein/Betrieb, insbesondere
                      -        aus den gewöhnlichen satzungsgemäßen oder sich aus dem Vereins-/Betriebszweck ergebenden Veranstaltungen (z. B. Versammlungen, 
                               Festlichkeiten, interne oder offene Wettbewerbe);
                      -        aus der Vermittlung des Einsatzes landwirtschaftlicher Maschinen und Geräte unter den Maschinenringmitgliedern entsprechend der 
                               Satzung des Maschinenringes;
                      -        aus der Organisation und der Veranstaltung von Maschinenvorführungen. 
                      Mitversichert sind - abweichend von Abschnitt C.1 III. Ziffer 11 in Verbindung mit Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 5 - gegenseitige Ansprüche von 
                      Mitgliedern des gleichen Maschinenringes, sofern der Schaden im inneren ursächlichen Zusammenhang mit der satzungsgemäßen Betätigung 
                      des Schädigers steht.
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             14.2  Betriebshelfereinsatz
                      Falls ausdrücklich vereinbart, ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für den Fall, dass er aufgrund gesetzlicher 
                      Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird, soweit die Ansprüche in ursächlichem 
                      Zusammenhang mit den von dem Versicherungsnehmer eingesetzten Betriebshelfern und Betriebshelferinnen stehen. 
                      Unter den Versicherungsschutz fallen Haftpflichtansprüche von
                      -        Betriebsinhabern, die Mitglied des vermittelnden Maschinenringes sind;
                      -        Betriebsangehörigen des Betriebsinhabers;
                      -        Dritten;
                      die gegen die eingesetzten Betriebshelfer erhoben werden.
                      Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche von Betriebsinhabern, die nicht Mitglied des Maschinenringes sind.
                      Mitversichert ist
                      a)     die persönliche gesetzliche Haftpflicht der
                               1.   gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung der eingesetzten 
                                    Betriebshelfer/Betriebshelferinnen angestellt hat in dieser Eigenschaft;
                               2.  Betriebshelfer/Betriebshelferinnen selbst für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen, und zwar 
                                    im vorstehend beschriebenen Umfang.
                               Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb 
                               des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamten-
                               rechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.
                      b)     die gesetzliche Haftpflicht
                               1.  aus Flurschäden durch Weidetiere, abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.4 (siehe aber Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2);
                               2.  wegen Schäden an fremden Sachen, die im Ausnahmefall der Betriebshelfer bzw. die Betriebshelferin für Zwecke des Einsatzbetriebs 
                                    kurzfristig, längstens für die Dauer eines Monats, gemietet, gepachtet, geliehen hat oder die Gegenstand eines besonderen 
                                    Verwahrungsvertrags sind, abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6;
                               3.  wegen Schäden, die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Betriebshelfers oder der Betriebshelferin 
                                    an oder mit diesen Sachen (z. B. Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und dergleichen) entstanden sind, auch soweit die Schäden 
                                    durch selbstfahrende Arbeitsmaschinen oder sonstige nicht zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge verursacht werden, abweichend von 
                                    Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 7;
                               4.  aus Sachschäden, die der Betriebshelfer oder die Betriebshelferin durch den Gebrauch eines zulassungspflichtigen Kraftfahrzeugs im 
                                    Einsatzbetrieb diesem Betrieb/Betriebsinhaber in Ausführung seiner dienstlichen Verrichtung zufügt, sofern kein Versicherungsschutz 
                                    durch andere Versicherungen (z. B. Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung) besteht;
                               5.  aus dem Abhandenkommen von Sachen des Betriebsinhabers und von sonstigen Betriebsangehörigen abweichend von Abschnitt 
                                    C.1 I. Ziffer 2 Nr. 2;
                               6.  aus durch den Betriebshelfer oder die Betriebshelferin verursachten Schäden an Kraftfahrzeugen aller Art. Besteht jedoch 
                                    Versicherungsschutz durch andere Versicherungen (z. B. Kaskoversicherung/Maschinenbruchversicherung), so gehen diese 
                                    Versicherungen vor. Durch diesen Vertrag wird nur subsidiäre Deckung geboten.
                                    Wird aus einer anderen Versicherung Schadenersatz geleistet und erleiden der Betriebsinhaber oder sonstige Betriebsangehörige 
                                    dadurch Nachteile, dass ein Schadenfreiheitsrabatt usw. vermindert wird oder gänzlich fortfällt, so sind Ansprüche wegen dieser 
                                    Nachteile durch diesen Vertrag gedeckt;
                               7.  aus Besitz und Verwendung von nicht selbstfahrenden Geräten und Maschinen sowie nicht zulassungspflichtigen Anhängern, ferner von 
                                    Zugmaschinen und Raupenschleppern mit nicht mehr als 6 km/h sowie Maschinen oder Kraftfahrzeugen als stationäre Kraftquellen, 
                                    soweit diese den Zwecken des Betriebs dienen, in denen der Betriebshelfer oder die Betriebshelferin tätig ist, ferner von selbstfahren-
                                    den Mähdreschern mit nicht mehr als 20 km/h bei Einsatz innerhalb des landwirtschaftlichen Betriebs und von behördlich nicht 
                                    zugelassenen Zugmaschinen von 6 km/h bis 25 km/h, die nicht auf öffentlichen Geländen benutzt werden, sowie von anderen 
                                    selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h, jeweils bei einem Einsatz in dem landwirtschaftlichen Betrieb, in dem 
                                    der Betriebshelfer oder die Betriebshelferin tätig ist;
                               8.  aus Milchgeldkürzungen auf der Grundlage der jeweils gültigen Milchgüteverordnung, die durch den Betriebshelfer oder die 
                                    Betriebshelferin verschuldet wurden.
                      Versicherungssummen
                      Für die Positionen b) 2. - 5. beträgt die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden 10.000 €. Für alle 
                      Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres ist die Gesamtleistung begrenzt auf 50.000 €. 
                      Für die Vertragserweiterung gemäß Position b) 8. beträgt die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall und für alle gleich gelagerten 
                      Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden 5.000 €.
                      Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.
             14.3 Soloverleih
                      Falls ausdrücklich vereinbart, ist mitversichert - abweichend Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 und 7 - die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, die 
                      gegenüber einem Mitglied des Maschinenringes an einer im Wege des Soloverleihs dem Mitglied zur Verfügung gestellten landwirtschaftlichen 
                      Maschine wegen eines an dieser verursachten Sachschadens geltend gemacht wird.
                      Es ist dabei unerheblich, ob der Soloverleih zwischen den Mitgliedern des Versicherungsnehmers erfolgt oder ob Maschinen zwischen 
                      Mitgliedern mehrerer bei der Itzehoer Versicherung versicherter Maschinenringe verliehen werden. In jedem Fall ist Voraussetzung, dass die 
                      Vermittlung über den Maschinenring erfolgt.
                      Als Eigentümer im Sinne dieser Bestimmung gilt auch der wirtschaftliche Eigentümer, der die Maschine unter Eigentumsvorbehalt gekauft hat. 
                      Sofern der Verleiher nicht Eigentümer der Maschine ist, umfasst der Versicherungsschutz im Rahmen dieser Bedingungen auch die 
                      Haftpflichtansprüche des Eigentümers.
                      Soweit für den Schaden der angegebenen Art anderweitig Versicherungsschutz besteht (auch durch eine Maschinenversicherung), geht dieser vor. 
                      Mitversichert
                      -        sind Haftpflichtansprüche, die gegen das Mitglied wegen Brand-, Explosions- oder Unfallschäden, d. h. Schäden durch ein unmittelbar von 
                               außen her plötzlich mit mechanischer Gewalt einwirkendes Ereignis, aufgrund von Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts 
                               erhoben werden. Ferner sind Haftpflichtansprüche aus Brems-, Betriebs- und Bruchschäden eingeschlossen;
                      -        ist das Abhandenkommen der soloverliehenen landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte und der unter Verschluss verwahrten oder an den 
                               Maschinen bzw. Geräten befestigten Teile. 
                      Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Mähdrescher, landwirtschaftliche Zugmaschinen und selbstfahrende Arbeitsmaschinen nebst 
                      Anhängern oder mit ihnen verbundenen Arbeitsgeräten.
                      Nicht mitversichert ist der Schaden, der auf Verschleiß oder auf einem Ermüdungsbruch beruht. Über Sachschäden hinausgehende 
                      Schadensersatzansprüche, insbesondere für Nutzungsverlust, für zufälligen Untergang und zufällige Verschlechterung der Sache sowie die 
                      Erfüllung von Verträgen sind nicht Gegenstand der Versicherung.
                      Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall 
                      5.000 € für Beschädigung oder Zerstörung und 
                  500 € für Abhandenkommen von Sachen (auch Teilen). 

                      Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres ist begrenzt auf das fünffache dieser Versicherungssummen. 
                      Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.
                      Allgemeine Bestimmungen
                      Im Versicherungsfall ist die schriftliche Anzeige an den Versicherer nach Abschnitt C.1 II. Ziffer 9 durch den Versicherungsnehmer, vertreten durch 
                      den Geschäftsführer, zu erstatten. Die Anzeige ist aber durch den Schadenstifter als Versicherten ebenfalls zu unterzeichnen. Dieser hat durch 
                      seine Unterschrift als für sich rechtsverbindlich die Angaben über Art und Umfang des Versicherungsfalls zu bestätigen.
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15.      Parkplätze (nur vermietete Stellplätze - ohne Bewachung)
             15.1  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Besitz und Vermietung von Garagen und Einstellplätzen für
             Kraftfahrzeuge in Gebäuden und auf umfriedeten Grundstücken.

Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 7 und in Ergänzung von Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 2 - die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Beschädigung, Vernichtung, Entwendung, Abhandenkommens oder unbefugten Gebrauchs von eingestellten fremden Kraftfahrzeugen und deren 
Zubehör (ausgenommen Inhalt und Ladung) und aus dem Bewegen dieser Fahrzeuge auf dem Betriebsgrundstück (nicht auf öffentlichen Wegen und Plätzen)
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
Die Regelungen des Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 2 und Ziffer 7 Nr. 8 bleiben bestehen.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten
Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer
ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen. 
Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und Kraftfahrzeug 25.000 €, begrenzt auf 
125.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres. 
Nicht versichert sind Ansprüche
-       aus der Übernahme einer Fahrzeugbewachung im Sinne der Bewachungsverordnung;
-        aus Anlass von Reparaturen;
-        gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahrzeug entwendet oder unbefugt gebraucht haben.
15.2  Falls besonders vereinbart, gilt:
        Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 7- die Haftpflicht aus der Beschädigung, Vernichtung von fremden Kraftfahrzeugen 
        und deren Zubehör (ausgenommen Inhalt und Ladung) beim Zubringen und Abholen dieser Kraftfahrzeuge außerhalb des Betriebsgrundstücks und alle 
        sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
        Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des 
        Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
        Fahrer gebraucht wird.
        Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. 
        Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
        Fahrerlaubnis hat.
        Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen. 
        Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Versicherungsfall und Kraftfahrzeug 15.000 €, begrenzt auf 
        150.000 € für alle Schäden eines Versicherungsjahres. 

16.      Reinigungsbetriebe
             Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Sachschaden beträgt 10 % (höchstens 1.000 €).

17.      Reitsportbetriebe; Reitschulen; Pferdeverleih und dergleichen
             17.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch ungewollten Deckakt. Nicht versichert sind Schäden an den Pensionstieren sowie 
                      die persönliche Haftpflicht der fremden Tierbenutzer und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

        Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.4 - die gesetzliche Haftpflicht aus Flurschäden anlässlich des Weidebetriebs.
17.2 Sofern besonders beantragt sind mitversichert Schäden an Pensionstieren.
        Die Höchstersatzleistung innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt je Tier 10.000 €, begrenzt auf 20.000 € für alle 
        Schäden eines Versicherungsjahres. 
        Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % selbst zu tragen.

18.      Tierhandel
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch ungewollten Deckakt.

19.      Tierhalter
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Tierhüters, sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist.

20.      Wanderschäfereien
             20.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden durch ungewollten Deckakt.
             20.2  Falls besonders vereinbart, gilt:
                      Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.4 - die gesetzliche Haftpflicht aus Flurschäden anlässlich des Ausbrechens von 
                      Schafherden aus dem Pferch.
                      Von jedem Flurschaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.
21.      Zuchttiergenossenschaften
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

-        des Hüters, sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist;
-        aus gewolltem und ungewolltem Deckakt.
Von jedem Deckschaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (höchstens 1.000 €) selbst zu tragen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche von Genossen/Gesellschaftern und ihrer Angehörigen, bei denen Zuchttiere stehen.

III.     Nutzung von Internet-Technologie
1.        Versichertes Risiko

Versichert ist - insoweit abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 7, 15 und 16 - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden
aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträger, soweit es sich han-
delt um Schäden aus
1.1   der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch Computer-Viren 
        und / oder andere Schadprogramme;
1.2   der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten und zwar wegen
        -        sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht jedoch weiterer Datenveränderungen sowie
        -        der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw. Erfassung/korrekten Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster Daten;
1.3   der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaustausch;

             Für Ziffer 1.1 bis 1.3 gilt:
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder
-techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entsprechen. Diese Maßnahmen können
auch durch Dritte erfolgen.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, gilt Abschnitt C.1 II. Ziffer 10 (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten);

             1.4   der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, insoweit besteht auch Versicherungsschutz für immaterielle Schäden, nicht jedoch aus der Verletzung 
                      von Urheberrechten;

1.5   der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht auch Versicherungsschutz für immaterielle Schäden.

             Für Ziffer 1.4 und 1.5 gilt:
In Erweiterung von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 ersetzt der Versicherer
-        Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Versicherungsnehmer begehrt wird, 
        auch wenn es sich um Ansprüche auf Unterlassung oder Widerruf handelt;
-        Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder Widerrufsklage gegen den Versicherungsnehmer.
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2.        Mitversicherte Personen
             Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

-        der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebs 
        oder eines Teils desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft;
-        sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer ver-
        ursachen.
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers
gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder
infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.

3.        Versicherungssumme; Sublimit; Serienschaden; Anrechnung von Kosten
             3.1    Im Rahmen der im Versicherungsschein/Nachtrag ausgewiesenen Versicherungssumme/-n beträgt die Versicherungssumme für diese 
                      Zusatzversicherung 25.000 €. Abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 2 stellt/stellen diese zugleich die Höchstersatzleistung für alle 
                      Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar.
             3.2   Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten 
                      dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
                      -        auf derselben Ursache,
                      -        auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder
                      -        auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektronischer Daten mit gleichen Mängeln
                      beruhen.
                      Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 3  wird gestrichen.
             3.3   Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
                      Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
                      als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.

4.        Auslandsschäden
             Versicherungsschutz besteht - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 9 - für Versicherungsfälle im Ausland.
             Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in europäischen Staaten und nach dem Recht europäischer Staaten geltend gemacht 
             werden.

5.        Nicht versicherte Risiken
             Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tätigkeiten und Leistungen:

-        Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;
-        IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung;
-        Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung, -pflege;
-        Bereithalten fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-Service-Providing;
-        Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;
-        Betrieb von Telekommunikationsnetzen;
-        Anbieten von Zertifizierungsdiensten im Sinne des SigG/der SigV;
-        Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Abschluss einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung besteht.

6.        Ausschlüsse; Risikoabgrenzungen
             Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind ergänzend zu Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Ansprüche

6.1   die im Zusammenhang stehen mit
        -        massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektronisch übertragenen Informationen (z. B. Spamming),
        -        Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte Informationen über Internet-Nutzer gesammelt werden können;
6.2   wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden 
        sind oder unter einer einheitlichen Leitung stehen, geltend gemacht werden;
6.3   gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder 
        behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers oder durch sonstige bewusste 
        Pflichtverletzungen herbeigeführt haben;
6.4   auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und exemplary damages);
6.5   nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil oder 
        gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.

IV.     Erweiterte Produkthaftpflicht
             (Nur gültig, sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet.)

1.        Gegenstand des Vertrags
             1.1   Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für Personen-, Sach- und daraus entstandene weitere Schäden, soweit diese 
                      durch vom Versicherungsnehmer

        -       hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse;
        -       erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen
        verursacht wurden.
        Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den Verkehr gebracht, die Arbeiten 
        abgeschlossen oder die Leistungen ausgeführt hat.
1.2   Eingeschlossen sind - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 7 - gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an fremden Sachen 
        durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit diesen Sachen entstanden sind, und alle sich daraus 
        ergebenden Vermögensschäden. Dieser Versicherungsschutz besteht nur, sofern die Schäden nach Abschluss der Arbeiten oder Ausführung der 
        sonstigen Leistungen eingetreten sind.
        Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung von
        -        Kraft-, Schienen- und Wasserfahrzeugen, Containern sowie deren Ladung;
         -        Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- oder -verarbeitung, Reparatur oder sonstigen Zwecken befinden oder befunden haben.

2.        Versichertes Risiko
             Der Versicherungsschutz bezieht sich auf den in der Betriebsbeschreibung genannten Produktions- und Tätigkeitsumfang.

Im Rahmen dieses Risikos sind mitversichert Ansprüche wegen Schäden aus der Vergabe von Leistungen an Dritte (Subunternehmer). Nicht versichert bleibt
die Haftpflicht der Subunternehmer selbst und deren Betriebsangehörige.

3.        Mitversicherte Personen
             Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

3.1   der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Betriebs 
        oder eines Teils desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft;
3.2   sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen.
        Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
        Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt.
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4.        Abgrenzungen und Erweiterungen des Versicherungsschutzes
             4.1   Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln infolge Fehlens von vereinbarten Eigenschaften.

        Eingeschlossen sind - insoweit abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 und 2 und Ziffer 7 Nr. 3 - auf Sachmängeln beruhende 
        Schadensersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang wegen Personen-, Sach- und daraus entstandener weiterer Schäden, wenn der 
        Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und 
        Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.
4.2   Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden
        4.2.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadensersatzansprüche Dritter wegen der in Ziffer 4 Nr. 2.2 genannten Vermögensschäden im Sinne von 
                 Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 1 infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die durch eine aus tatsächlichen oder wirtschaftlichen 
                 Gründen nicht trennbare Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung von mangelhaft hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen mit
                 anderen Produkten entstanden sind. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des Versicherungsnehmers als auch
                 Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten.

                               Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie 
                               Falschlieferungen stehen Mängel in der Herstellung oder Lieferung gleich.
                               Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 und 2 und Ziffer 7 Nr. 3 - für auf Sachmängeln 
                               beruhende Schadensersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit
                         seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen
                               hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.
                      4.2.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprüche wegen
                               4.2.2.1 der Beschädigung oder Vernichtung der anderen Produkte, soweit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Ziffer 1 oder 4 
                                          Nr. 1 besteht;
                               4.2.2.2 anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte aufgewendeter Kosten mit Ausnahme des Entgeltes für die mangelhaften 
                                          Erzeugnisse des Versicherungsnehmers;
                               4.2.2.3 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare Nachbearbeitung der Gesamtprodukte oder für eine andere 
                                          Schadenbeseitigung (siehe aber Ziffer 6 Nr. 2.8). Der Versicherer ersetzt diese Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für 
                                          die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der Gesamtprodukte (nach Nachbearbeitung oder anderer 
                                          Schadenbeseitigung) steht;
                               4.2.2.4 weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewinns), weil die Gesamtprodukte nicht oder nur mit einem Preisnachlass 
                                          veräußert werden können (siehe aber Ziffer 6 Nr. 2.8). Der Versicherer ersetzt diese Vermögensnachteile in dem Verhältnis nicht, in 
                                          dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zu dem Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Herstellung oder 
                                          Lieferung der Erzeugnisse des Versicherungsnehmers für die Gesamtprodukte zu erzielen gewesen wäre;
                               4.2.2.5 der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar entstandenen Kosten durch den Produktionsausfall, der aus der 
                                          Mangelhaftigkeit der Gesamtprodukte herrührt. Ansprüche wegen eines darüber hinausgehenden Schadens durch den 
                                          Produktionsausfall sind nicht versichert.
             4.3   Weiterver- oder -bearbeitungsschäden
                      4.3.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadensersatzansprüche Dritter wegen der in Ziffer 4 Nr. 3.2 genannten Vermögensschäden im Sinne von 
                               Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 1 infolge Weiterverarbeitung oder -bearbeitung mangelhaft hergestellter oder gelieferter Erzeugnisse, ohne dass 
                               eine Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung mit anderen Produkten stattfindet. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl 
                               solche des Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten.
                               Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie 
                               Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich.
                               Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 und 2 und Ziffer 7 Nr. 3 - für auf Sachmängeln 
                               beruhende Schadensersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit 
                               seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen 
                               hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.
                      4.3.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprüche wegen
                               4.3.2.1 Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbeitung der mangelhaften Erzeugnisse mit Ausnahme des Entgeltes für die 
                                          mangelhaften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, sofern die verarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse unveräußerlich sind;
                               4.3.2.2 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare Nachbearbeitung der weiterverarbeiteten oder -bearbeiteten 
                                          Erzeugnisse oder für eine andere Schadenbeseitigung (siehe aber Ziffer 6 Nr. 2.8).
                                          Der Versicherer ersetzt diese Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum 
                                          Verkaufspreis der weiterverarbeiteten oder -bearbeiteten Erzeugnisse (nach Nachbearbeitung oder anderer Schadenbeseitigung) 
                                          steht;
                               4.3.2.3 weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewinns), weil die weiterverarbeiteten oder -bearbeiteten Erzeugnisse nicht oder 
                                          nur mit einem Preisnachlass veräußert werden können (siehe aber Ziffer 6. Nr. 2.8). 
                                          Der Versicherer ersetzt diese Vermögensnachteile in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des
                                          Versicherungsnehmers zu dem Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Herstellung oder Lieferung der Erzeugnisse des 
                                          Versicherungsnehmers nach Weiterverarbeitung oder -bearbeitung zu erwarten gewesen wäre.
             4.4   Aus- und Einbaukosten
                      4.4.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadensersatzansprüche Dritter wegen der in Ziffer 4 Nr. 4.2 und 4.3 genannten Vermögensschäden im 
                               Sinne von Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 1 infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die durch den Einbau, das Anbringen, Verlegen 
                               oder Auftragen von mangelhaft hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen entstanden sind. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können 
                               sowohl solche des Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten. Mängel bei der 
                               Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie 
                               Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich.
                               Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 und 2 und Ziffer 7 Nr. 3 - für auf Sachmängeln 
                               beruhende Schadensersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit 
                               seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen 
                               hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.
                      4.4.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprüche wegen
                               4.4.2.1 Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht jedoch von deren Einzelteilen), d. h. Kosten für das Ausbauen, Abnehmen, 
                                          Freilegen oder Entfernen mangelhafter Erzeugnisse und das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder Auftragen mangelfreier 
                                          Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter. Vom Versicherungsschutz ausgenommen bleiben die Kosten für die Nach- und 
                                          Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter.
                               4.4.2.2 Kosten für den Transport mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter mit Ausnahme solcher an den Erfüllungsort 
                                          der ursprünglichen Lieferung des Versicherungsnehmers. Sind die Kosten für den direkten Transport vom Versicherungsnehmer 
                                          bzw. vom Dritten zum Ort des Austausches geringer als die Kosten des Transportes vom Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung 
                                          des Versicherungsnehmers zum Ort des Austausches, sind nur die Kosten des Direkttransportes versichert.
                      4.4.3 Ausschließlich für die in Ziffer 4 Nr. 4.2 genannten Kosten besteht in Erweiterung der Ziffer 4 Nr. 4.1 - und insoweit abweichend von Abschnitt 
                               C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 und 2 - Versicherungsschutz auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulieferung oder zur 
                               Beseitigung eines Mangels des Erzeugnisses des Versicherungsnehmers von diesem oder seinem Abnehmer aufgewendet werden.
                      4.4.4 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn
                               4.4.4.1 der Versicherungsnehmer die mangelhaften Erzeugnisse selbst eingebaut oder montiert hat oder in seinem Auftrag, für seine 
                                          Rechnung oder unter seiner Leitung hat einbauen oder montieren lassen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
                                          dass die Mangelhaftigkeit nicht aus dem Einbau, der Montage oder Montageleitung, sondern ausschließlich aus der Herstellung oder 
                                          Lieferung resultiert;
                               4.4.4.2 sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen gemäß Ziffer 4 Nr. 4.1 bis 4.3 auf Teile, Zubehör oder Einrichtungen von Kraft-, Schienen- 
                                          oder Wasserfahrzeugen beziehen, soweit diese Erzeugnisse im Zeitpunkt der Auslieferung durch den Versicherungsnehmer oder von 
                                          ihm beauftragte Dritte ersichtlich für den Bau von oder den Einbau in Kraft-, Schienen- oder Wasserfahrzeugen bestimmt waren;
                               4.4.4.3 Ziffer 6 Nr. 2.8 eingreift.
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             4.5    Schäden durch mangelhafte Maschinen (nur gültig, sofern ausdrücklich vereinbart)
                      4.5.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadensersatzansprüche Dritter wegen der in Ziffer 4 Nr. 5.2 genannten Vermögensschäden im Sinne von 
                               Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 1 infolge Mangelhaftigkeit von Produkten, die durch vom Versicherungsnehmer mangelhaft hergestellte, 
                               gelieferte, montierte oder gewartete Maschinen produziert, be- oder verarbeitet wurden. Mängel bei der Beratung über die An- oder 
                               Verwendung der vom Versicherungsnehmer hergestellten, gelieferten, montierten oder gewarteten Maschinen sowie Falschlieferungen 
                               stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich.
                               Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 und 2 und Ziffer 7 Nr. 3 - für auf Sachmängeln 
                               beruhende Schadensersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit 
                               seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, 
                               dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.
                      4.5.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprüche wegen
                               4.5.2.1 der Beschädigung oder Vernichtung der mittels der Maschine hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte, soweit hierfür nicht 
                                          bereits Versicherungsschutz nach Ziffer 1 oder 4 Nr. 1 besteht;
                               4.5.2.2 anderer für die Herstellung, Be- oder Verarbeitung der Produkte nutzlos aufgewendeter Kosten;
                               4.5.2.3 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zumutbare Nachbearbeitung der mittels der Maschinen des 
                                          Versicherungsnehmers hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte oder für eine andere Schadenbeseitigung;
                               4.5.2.4 weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewinns), weil die mittels der Maschinen des Versicherungsnehmers hergestellten, 
                                          be- oder verarbeiteten Produkte nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden konnten;
                               4.5.2.5 der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar entstandenen Kosten infolge eines sich aus Mängeln der hergestellten, 
                                          be- oder verarbeitenden Produkte ergebenden Produktionsausfalls. Ansprüche wegen eines darüber hinausgehenden Schadens 
                                          durch den Produktionsausfall sind nicht versichert;
                               4.5.2.6 weiterer Vermögensnachteile, weil die mittels der Maschinen des Versicherungsnehmers mangelhaft hergestellten, be- oder 
                                          verarbeiteten Produkte mit anderen Produkten verbunden, vermischt, verarbeitet (Ziffer 4 Nr. 2) oder weiterverarbeitet oder 
                                          -bearbeitet (Ziffer 4 Nr. 3), eingebaut, angebracht, verlegt oder aufgetragen (Ziffer 4 Nr. 4) werden. Dieser Versicherungsschutz wird 
                                          im Umfang der vorgenannten Ziffern 4 Nr. 2 ff. gewährt.
             4.6    Prüf- und Sortierkosten (nur gültig, sofern ausdrücklich vereinbart)
                      Besteht Versicherungsschutz nach den vorangehenden Ziffern 4 Nr. 2 ff., gilt:
                      4.6.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadensersatzansprüche Dritter wegen der in Ziffer 4 Nr. 6.2 und 6.3 genannten Vermögensschäden 
                               infolge der Überprüfung von Produkten der Dritten auf Mängel, wenn die Mangelhaftigkeit einzelner Produkte bereits festgestellt wurde und 
                               aufgrund ausreichenden Stichprobenbefundes oder sonstiger nachweisbarer Tatsachen gleiche Mängel an gleichartigen Produkten zu 
                               befürchten sind. Die Überprüfung muss der Feststellung dienen, welche der Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich mangelhaft sind und 
                               bei welchen dieser Produkte die nach den Ziffern 4 Nr. 2 ff. versicherten Maßnahmen zur Mangelbeseitigung erforderlich sind. Produkte im 
                               Sinne dieser Regelung sind solche, die aus oder mit Erzeugnissen des Versicherungsnehmers hergestellt, be- oder verarbeitet wurden.
                      4.6.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadensersatzansprüche wegen Kosten der Überprüfung der Produkte mit Mangelverdacht. Zur Überprüfung 
                               gehört auch ein notwendiges Vorsortieren zu überprüfender und Aussortieren von überprüften Produkten sowie das infolge der 
                               Überprüfung erforderliche Umpacken der betroffenen Produkte.
                      4.6.3 Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Überprüfung der Produkte mit Mangelverdacht zuzüglich der nach Ziffern 4 Nr. 2 ff. gedeckten Kosten 
                               auf Basis der festgestellten oder nach objektiven Tatsachen anzunehmenden Fehlerquote höher sind, als die nach Ziffern 4 Nr. 2 ff. 
                               gedeckten Kosten im Falle der tatsächlichen Mangelhaftigkeit aller Produkte mit Mangelverdacht, so beschränkt sich der 
                               Versicherungsschutz auf die Versicherungsleistungen nach Ziffern 4 Nr. 2 ff.. In diesen Fällen oder wenn eine Feststellung der 
                               Mangelhaftigkeit nur durch Zerstörung des Produktes möglich ist, bedarf es keines Nachweises, dass die Produkte mit Mangelverdacht 
                               tatsächlich Mängel aufweisen.
                      4.6.4 Ausschließlich für die in Ziffer 4 Nr. 6.2 und 6.3 genannten Kosten besteht in Erweiterung der Ziffer 4 Nr. 6.1 - und insoweit abweichend von 
                               Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 und 2 - Versicherungsschutz auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulieferung oder 
                               zur Beseitigung eines Mangels des Erzeugnisses des Versicherungsnehmers von diesem oder seinem Abnehmer aufgewendet werden.
                      4.6.5 Auf Ziffer 6 Nr. 2.8 wird hingewiesen.

5.        Auslandsschäden
             Sofern gesondert vereinbart, ist eingeschlossen - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 9 - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
             wegen im Ausland vorkommender Versicherungsfälle.

        5.1.1 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 
                 -     aus Arbeitsunfällen von Personen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von Arbeiten 
                       betraut worden sind;
                 -     auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages;
                 -      nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil 
                       oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.
        5.1.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
                 Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
                 als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
        5.1.3 Bei Versicherungsfällen, die in den USA, US-Territorien und Canada geltend gemacht werden, gilt: 
                 Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen;
        5.1.4 die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion 
                 angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der 
                 Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.
5.2   Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:
        5.2.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche
                 -     auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages;
                 -     nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil 
                       oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.
        5.2.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
                 Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
                 als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
        5.2.3 Bei Versicherungsfällen, die in den USA, US-Territorien und Canada geltend gemacht werden, gilt: 
                 Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.
        5.2.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion 
                 angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der 
                 Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.
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6.        Risikoabgrenzungen
             6.1    Nicht versichert sind

        6.1.1 Ansprüche, soweit diese nicht in Ziffer 4 ausdrücklich mitversichert sind,
        -        auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der Leistung;
        -        wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung durchführen zu können;
        -        wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten 
                 Erfolges;
        -        auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;
        -        auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung;
        -        wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen.
        Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt;
        6.1.2  im Rahmen der Versicherung gemäß Ziffern 4 Nr. 2 ff. Ansprüche wegen Folgeschäden (z. B. Betriebsunterbrechung oder Produktionsausfall), 
                 soweit diese nicht in den Ziffern 4 Nr. 2 ff. ausdrücklich mitversichert sind.
6.2   Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind
        6.2.1 Ansprüche aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertraglicher Haftungserweiterungen, soweit es sich nicht um im Rahmen der Ziffer 4 
                 versicherte Vereinbarungen bestimmter Eigenschaften von Erzeugnissen, Arbeiten und Leistungen bei Gefahrübergang handelt, für die der 
                 Versicherungsnehmer verschuldensunabhängig im gesetzlichen Umfang einzustehen hat;
        6.2.2 Ansprüche, die daraus hergeleitet werden, dass gelieferte Sachen oder Arbeiten mit einem Rechtsmangel behaftet sind (z. B. Schäden aus 
                 der Verletzung von Patenten, gewerblichen Schutzrechten, Urheberrechten, Persönlichkeitsrechten, Verstößen in Wettbewerb und 
                 Werbung);
        6.2.3 Ansprüche wegen Schäden gemäß Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 8;
        6.2.4 Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von 
                 gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers herbeigeführt 
                 haben;
        6.2.5 Ansprüche aus Sach- und Vermögensschäden durch Erzeugnisse, deren Verwendung oder Wirkung im Hinblick auf den konkreten 
                 Verwendungszweck nicht nach dem Stand der Technik oder in sonstiger Weise ausreichend erprobt waren.
                 Dies gilt nicht für Schäden an Sachen, die mit den hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen weder in einem Funktionszusammenhang 
                 stehen noch deren bestimmungsgemäßer Einwirkung unterliegen;
        6.2.6 Ansprüche aus

                               -     Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen sowie von Teilen von Luft- oder 
                                    Raumfahrzeugen, soweit diese Teile im Zeitpunkt der Auslieferung durch den Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte 
                                    ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen sowie den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren,
                               -     Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen sowie Luft- oder 
                                    Raumfahrzeugteilen;
                      6.2.7 Ansprüche wegen Vermögensschäden im Sinne von Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 1, die von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer 
                               oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind oder unter einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen, 
                               geltend gemacht werden;
                      6.2.8 Ansprüche wegen Kosten gemäß Ziffer 4 Nr. 2.2.3, 3.2.2, 4 und - soweit vereinbart - Ziffer 4 Nr. 6 sowie Ansprüche wegen Beseitigungs- 
                               bzw. Vernichtungskosten im Rahmen der Ziffer 4 Nr. 2.2.4 und 3.2.3, die im Zusammenhang mit einem Rückruf von Erzeugnissen geltend 
                               gemacht werden. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, 
                               die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten. Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhende Aufforderung des 
                               Versicherungsnehmers, zuständiger Behörden oder sonstiger Dritter an Endverbraucher, Endverbraucher beliefernde Händler, Vertrags- 
                               oder sonstige Werkstätten, die Erzeugnisse von autorisierter Stelle auf die angegebenen Mängel prüfen, die gegebenenfalls festgestellten 
                               Mängel beheben oder andere namentlich benannten Maßnahmen durchführen zu lassen.

7.        Zeitliche Begrenzung
             7.1   Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 4 Nr. 2 ff. umfasst die Folgen aller Versicherungsfälle, die dem Versicherer nicht später als drei Jahre nach 
                      Beendigung des Versicherungsvertrags gemeldet werden. Unberührt bleiben die vertraglichen Anzeigeobliegenheiten.
             7.2    Für Ansprüche nach Ziffer 4 Nr. 2 ff. wegen Schäden durch Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, die vor Inkrafttreten dieses 
                      Versicherungsvertrags ausgeliefert wurden, besteht Versicherungsschutz nur bei besonderer Vereinbarung.

8.        Versicherungsfall und Serienschäden
             8.1    Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des Vertrags eingetretene Schadenereignis gemäß Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1. Bei Ziffer 4 
                      Nr. 4.3 und 6.4 ist es für den Versicherungsfall - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 - unerheblich, dass es sich nicht um 
                      Haftpflichtansprüche handelt.

8.2   Der Versicherungsfall tritt ein bei:
        8.2.1 Ziffer 4 Nr. 2 im Zeitpunkt der Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung der Erzeugnisse.
        8.2.2 Ziffer 4 Nr. 3 im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder -verarbeitung der Erzeugnisse.
        8.2.3 Ziffer 4 Nr. 4 im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens, Verlegens oder Auftragens der Erzeugnisse.
        8.2.4 Ziffer 4 Nr. 5.2.1 bis 5.2.5 im Zeitpunkt der Produktion, Be- oder Verarbeitung der in Ziffer 4 Nr. 5 genannten Sachen.
        8.2.5 Ziffer 4 Nr. 5.2.6 in den für Ziffer 4 Nr. 2 bis 4 vorgenannten Zeitpunkten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die Regelung gemäß Ziffer 
                 4 Nr. 5.2.6 in Zusammenhang steht.
        8.2.6 Ziffer 4 Nr. 6 in den für Ziffer 4 Nr. 2 bis 5 vorgenannten Zeitpunkten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die in Ziffer 4 Nr. 6 geregelte 
                 Überprüfung in Zusammenhang steht.
8.3   Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrags eintretende Versicherungsfälle
        -       aus der gleichen Ursache, z. B. aus dem gleichen Konstruktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler, es sei denn, es besteht zwischen den 
                 mehreren gleichen Ursachen kein innerer Zusammenhang, oder
        -       aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen Mängeln behaftet sind, 
                      gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste dieser Versicherungsfälle eingetreten ist.
        Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 3  wird gestrichen.

9.        Versicherungssummen; Maximierung; Selbstbehalt
             9.1   Die Versicherungssummen betragen je Versicherungsfall für Personen- und Sachschäden (siehe Versicherungsschein oder Nachtrag). 

9.2   Die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt höchstens das Doppelte der vereinbarten 
        Versicherungssummen.
9.3   Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 % (mindestens 250 €) selbst zu tragen. Im Falle eines Serienschadens im Sinne von Ziffer 
        8 Nr. 3 beträgt der Selbstbehalt für alle Versicherungsfälle dieser Serie 2.500 €.

10.      Erhöhungen und Erweiterungen des Risikos; neue Risiken
             10.1 Der Versicherungsnehmer hat wesentliche Erhöhungen oder Erweiterungen des Produktions- oder Tätigkeitsumfanges gemäß Abschnitt C.1 I. 
                      Ziffer 3 Nr. 1.2, zwecks Vereinbarung neuer Beiträge und Überprüfung der Bedingungen - abweichend von Abschnitt B. I. Ziffer 6 Nr. 1 - 
                      unverzüglich anzuzeigen.
             10.2 Kommt der Versicherungsnehmer dieser Anzeigepflicht nicht nach, so erhöhen sich die in Ziffer 9 Nr. 3 genannten Selbstbehalte in Schadenfällen, 
                      die mit solchen Erhöhungen oder Erweiterungen oder mit neu entstandenen Risiken in Zusammenhang stehen, auf das Doppelte.
             10.3 Die Bestimmungen des Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.3 und Ziffer 4 - Vorsorgeversicherung - finden für die Produkthaftpflichtversicherung keine 
                      Anwendung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit besonderer Vereinbarung.
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V.      Ansprüche aus Benachteiligungen
             (Nur gültig, sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet.)

1.        Gegenstand der Versicherung
             1.1    Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und den mitversicherten Personen Versicherungsschutz für den Fall, dass der 
                      Versicherungsnehmer oder mitversicherte Personen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts wegen  einer 
                      Verletzung einer Vorschrift zum Schutz vor Benachteiligung insbesondere aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, aus den in Nr. 1.2 
                      genannten Gründen für einen Personen-, Sach- oder Vermögensschaden in Anspruch genommen werden. 
                      Vom Versicherungsschutz ebenfalls umfasst sind Ansprüche auf Ersatz immaterieller Schäden wie z. B.  aus § 15 Absatz 2 Satz 1 und § 21 Absatz 
                      2 Satz 3 AGG.
                      Mitversicherte Personen sind: Mitglieder des Aufsichtsrates, des Vorstandes oder der Geschäftsführung des Versicherungsnehmers oder seine 
                      leitenden Angestellten. 
                      Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungsschutz ausschließlich im Rahmen der betrieblichen und beruflichen Tätigkeit. Für die mit-
                      versicherten Personen besteht Versicherungsschutz ausschließlich im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer. 

1.2   Gründe für eine Benachteiligung sind 
-        die Rasse,
-        die ethnische Herkunft, 
-        das Geschlecht,
-        die Religion,
-        die Weltanschauung, 
-        eine Behinderung,
-        das Alter oder 
-        die sexuelle Identität.

1.3   Der Versicherungsschutz im Sinne von Nr. 1 erstreckt sich auch auf Tochtergesellschaften des Versicherungsnehmers, soweit sie ihren Firmensitz 
        in Deutschland haben. 
        Tochtergesellschaften im Sinne dieses Vertrags sind Unternehmen im Sinne von § 290 Absatz 1 und 2 und § 271 Absatz 1 HGB, bei denen dem 
        Versicherungsnehmer die Leitung oder Kontrolle direkt oder indirekt zusteht, entweder durch 

-        die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder 
-        das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Aufsichts-, des Verwaltungsrats oder eines sonstigen Leitungsorgans zu bestellen oder 
        abzuberufen und er gleichzeitig Gesellschafter ist oder 
-        das Recht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund eines mit diesem Unternehmen geschlossenen Beherrschungsvertrags oder aufgrund 
        einer Satzungsbestimmung dieses Unternehmens auszuüben oder
-        den Umstand, dass der Versicherungsnehmer bei wirtschaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Risiken und Chancen eines Unternehmens 
        trägt, das zur Erreichung eines eng begrenzten und genau definierten Ziels des Versicherungsnehmers dient (Zweckgemeinschaft). 

        Soweit sich der Versicherungsschutz auf neu hinzukommende Tochtergesellschaften erstreckt, umfasst dieser nur solche Benachteiligungen, die 
        nach dem Vollzug des Erwerbs begangen worden sind.

2.        Versicherungsfall (Claims-made-Prinzip)
             Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person 
             während der Dauer des Versicherungsvertrags. Im Sinne dieses Vertrags ist ein Haftpflichtanspruch geltend gemacht, wenn gegen den 
             Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person ein Anspruch schriftlich erhoben wird oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer oder einer 
             mitversicherten Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person zu haben.

3.        Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes
             3.1    Erfasste Benachteiligungen und Anspruchserhebung 

        Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Benachteiligung müssen während der Wirksamkeit der Versicherung erfolgt sein. Wird eine 
        Benachteiligung durch fahrlässige Unterlassung verursacht, gilt sie im Zweifel als an dem Tag begangen, an welchem die versäumte Handlung 
        spätestens hätte vorgenommen werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden. 
3.2   Rückwärtsversicherung für vorvertragliche Benachteiligungen
        Zusätzlich besteht auch Versicherungsschutz für Benachteiligungen, die innerhalb eines Zeitraums von 3 Jahren vor Vertragsbeginn begangen 
        wurden.
        Dies gilt jedoch nicht für solche Benachteiligungen, die eine versicherte Person, der Versicherungsnehmer oder eine Tochtergesellschaft bei 
        Abschluss dieses Versicherungsvertrags kannte. Als bekannt gilt eine Benachteiligung, wenn sie von dem Versicherungsnehmer, einer 
        Tochtergesellschaft oder versicherten Personen als - wenn auch nur möglicherweise - objektiv fehlsam erkannt oder ihnen, wenn auch nur 
        bedingt, als fehlsam bezeichnet worden ist, auch wenn Schadenersatzansprüche weder erhoben noch angedroht noch befürchtet worden sind.
3.3   Nachmeldefrist für Anspruchserhebungen nach Vertragsbeendigung
        Der Versicherungsschutz umfasst auch solche Anspruchserhebungen, die auf Benachteiligungen beruhen, die bis zur Beendigung des 
        Versicherungsvertrags begangen und innerhalb eines Zeitraums von 3 Jahren nach Beendigung des Versicherungsvertrags erhoben und dem 
        Versicherer gemeldet worden sind.
        Die Nachmeldefrist gilt nicht für den Fall eines Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Versicherungsnehmers 
        sowie in den Fällen, in denen der Versicherungsvertrag wegen Zahlungsverzug beendet worden ist. Das gleiche gilt, wenn nach Beendigung die-
        ses Vertrags anderweitig Versicherungsschutz für Ansprüche aus Benachteiligungen abgeschlossen wird.
        Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachmeldefrist im Rahmen und nach Maßgabe der bei Ablauf des letzten Versicherungsjahres gel-
        tenden Vertragsbestimmungen, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des letzten Versicherungsjahres.
3.4   Insolvenz 
        Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Versicherungsnehmers oder einer vom Versicherungsschutz umfassten Tochtergesellschaft 
        erstreckt sich die Deckung für das betroffene Unternehmen und die mitversicherten Personen des betroffenen Unternehmens nur auf 
        Haftpflichtansprüche infolge von Benachteiligungen, welche bis zum Zeitpunkt der Beantragung des Insolvenzverfahrens begangen worden sind.

4.        Versicherungsumfang
             4.1   Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistellung des 
                      Versicherungsnehmers oder der mitversicherten Personen von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen. 

        Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer oder die mitversicherten Personen aufgrund Gesetzes, 
        rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet sind und der Versicherer hierdurch gebunden ist. 
        Anerkenntnisse und Vergleiche, die von dem Versicherungsnehmer oder den mitversicherten Personen ohne Zustimmung des Versicherers
        abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden 
        hätte. 
        Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers oder der mitversicherten Personen mit bindender Wirkung für den Versicherer 
        festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer oder die mitversicherten Personen binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten 
        freizustellen. 
4.2   Die Leistung des Versicherers für jeden Versicherungsfall und für alle während eines Versicherungsjahres eingetretenen Versicherungsfälle ist 
        auf den Höchstbetrag von 50.000 € begrenzt. Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der 
        von Dritten geltend gemachten Ansprüche (insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten) werden auf die 
        Versicherungssumme angerechnet. 
4.3   Unabhängig von den einzelnen Versicherungsjahren gelten mehrere während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrags geltend gemachte 
        Ansprüche eines oder mehrerer Anspruchsteller 
        -        aufgrund einer Benachteiligung, welche durch den Versicherungsnehmer und/oder eine oder mehrere mitversicherte Personen begangen 
                 wurde, 
        -        aufgrund mehrerer Benachteiligungen, welche durch den Versicherungsnehmer und/oder eine oder mehrere mitversicherte Personen 
                  begangen wurden, sofern diese Benachteiligungen demselben Sachverhalt zuzuordnen sind und miteinander in rechtlichem, wirtschaftlichem
                 oder zeitlichem Zusammenhang stehen, 
        als ein Versicherungsfall. 
         Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt der Geltendmachung der einzelnen Haftpflichtansprüche als in dem Zeitpunkt eingetreten,
        in dem der erste Haftpflichtanspruch geltend gemacht wurde. Liegt die erste Benachteiligung zeitlich vor Beginn des Versicherungsvertrags, so 
        gelten alle Benachteiligungen dieser Serie als nicht versichert. 
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4.4   Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich an dem Verhalten 
        des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person scheitert oder falls der Versicherer seinen vertragsgemäßen Anteil zur 
        Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung stellt, so hat der Versicherer für den von der Weigerung bzw. der Zurverfügungstellung an 
        entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, an Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 
4.5   In jedem Versicherungsfall tragen der Versicherungsnehmer bzw. die in Anspruch genommenen mitversicherten Personen 10 % (höchstens 
        1.000 €) selbst. 
4.6   Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Ansprüche auf Erfüllung von Verträgen sowie wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
        Ersatzleistungen.

5.        Ausschlüsse
             Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche 

5.1   gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitversicherten Personen, soweit sie den Schaden vorsätzlich oder durch wissentliches 
        Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung herbeigeführt haben; 
        dem Versicherungsnehmer und/oder den mitversicherten Personen werden die Handlungen oder Unterlassungen nicht zugerechnet, die ohne 
        ihr Wissen begangen worden sind; 
5.2   die von den mitversicherten Personen gemäß Ziffer 1 Nr. 1 geltend gemacht werden. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst oder seiner 
        Angehörigen*) gegen die mitversicherten Personen sind von der Versicherung ausgeschlossen; 
5.3   -        welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend gemacht werden - dies gilt auch im Falle der Vollstreckung von Urteilen, die 
                 außerhalb Deutschlands gefällt wurden -; 
        -        wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts ausländischer Staaten; 
5.4   jeglicher Art, die kollektiv erhoben werden, wie z. B. im Zusammenhang mit Streitgenossenschaften, Verbandsklagen oder die z. B. von 
        Gewerkschaften oder Betriebsräten erhoben werden; 
5.5   im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtlichen Interessen aus dem kollektiven Arbeits- oder Dienstrecht; ausgeschlossen sind auch 
        Ansprüche im Zusammenhang mit Arbeitskampfmaßnahmen (z. B. Aussperrung, Streik); 
5.6   auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Strafcharakter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und Ordnungs- oder Zwangsgelder, die gegen 
        den Versicherungsnehmer oder die mitversicherten Personen verhängt worden sind; 
5.7   soweit sie aufgrund Vertrags oder besonderer Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen; 
5.8   wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensionen, Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Abfindungszahlungen im 
        Zusammenhang mit der Beendigung von Arbeitsverhältnissen und Sozialplänen sowie Ansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um 
        Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt; 
5.9   wegen Benachteiligungen, die vor dem Vollzug des Erwerbs/der Übernahme eines anderen Unternehmens durch den Versicherungsnehmer 
        und/oder eine seiner Tochtergesellschaften begangen worden sind; 
5.10 wegen Benachteiligungen, die nach dem Abschluss des der Veräußerung zugrunde liegenden Vertrags des Versicherungsnehmers und/oder 
        einer seiner Tochtergesellschaften durch ein anderes Unternehmen begangen worden sind; 
5.11 und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vornahme von Maßnahmen aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen, die Auswirkungen auf die 
        Betriebsstätte, wie z. B. baulichen Veränderungen, den Arbeitsplatz und/oder den Arbeitsprozess haben.

VI.     Schäden durch Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung 
         (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung)
1.        Gegenstand der Versicherung
             1.1   Versichert ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 - im Rahmen und Umfang des Vertrags die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen
                      Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung, wenn diese Umwelteinwirkung nicht von 
                      Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, die unter Ziffer 2 fallen.
                      Mitversichert sind gemäß Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 1 Vermögensschäden aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am 
                      eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. Diese werden wie Sachschäden 
                      behandelt.

1.2   Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang mit 
        versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser (einschließlich Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein.
        Der Versicherungsschutz bezieht sich jedoch nicht auf die Verwendung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz- und 
        Düngemittel. 
        Versicherungsschutz besteht jedoch für Haftpflichtansprüche Dritter, wenn

1.2.1 beim Verwendungsvorgang durch plötzliche und unfallartige Ereignisse die genannten Stoffe bestimmungswidrig und unbeabsichtigt aus 
        ihren Behältnissen entweichen;
1.2.2 bei der Verwendung von Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz-, Unkraut-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemittel Pflanzen 
         und Kulturen Dritter, die nicht Gegenstand der Bearbeitung sind, sowie fremde Bienenvölker, durch Umwelteinwirkungen geschädigt werden.
        Innerhalb der vereinbarten Versicherungssumme beträgt die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Jahres 10 % der 
        Versicherungssumme, max. 50.000 €. Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Verwendung von Klärschlamm. 
        Kein Versicherungsschutz besteht auch für solche Schäden, die über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gedeckt sind.

1.3   Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in Abwässer und 
        mit diesen in Gewässer gelangen.

2.        Risikobegrenzung
             Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus

2.1   Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu beför-
        dern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).
2.2   Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen).
2.3   Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen
        (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen).
2.4   Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer 
        derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer 
        (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).
2.5   Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum Umwelthaftungsgesetz (UHG-Anlagen/Pflichtversicherung).
2.6    Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2 Nr. 1 - 5 oder Teilen, die ersichtlich
        für Anlagen gemäß Ziffer 2 Nr. 1 - 5 bestimmt sind.

3.        Fakultative Erweiterung des Versicherungsschutzes; Mitversicherte Anlagen; Mitversicherte Risiken
             3.1   Falls ausdrücklich vereinbart, ist - abweichend von Ziffer 2 Nr. 6 - versichert die gesetzliche Haftpflicht aus Planung, Herstellung, Lieferung, 
                      Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2 Nr. 1 - 5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß Ziffer 
                      2 Nr. 1 - 5 bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist.

        Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 findet insoweit keine Anwendung.
        Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden unter den in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt, sofern 
        Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen den Versicherungsnehmer bestehen können.
3.2   Mitversicherte Anlagen
        Abweichend von Ziffer 1 und 2 ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht
        3.2.1 aus der Lagerung sonstiger umweltgefährlicher Stoffe auf dem Betriebsgrundstück, sofern die Gesamtlagermenge 1.000 Liter nicht 
                 übersteigt, das Fassungsvermögen des einzelnen Behältnisses nicht mehr als 210 Liter beträgt und diese Stoffe überwiegend für den 
                 versicherten Betrieb bestimmt sind;
        3.2.2 aus dem Vorhandensein von Betriebsmitteln in über die Betriebshaftpflicht mitversicherten Kraftfahrzeugen und selbstfahrenden 
                 Arbeitsmaschinen;
        3.2.3 aus dem Vorhandensein von Betriebsmitteln in sonstigen über die Betriebshaftpflicht mitversicherten nicht selbstfahrenden Maschinen 
                 und/oder Einrichtungen bis zu 100 Liter je geschlossenes System;
         3.2.4 aus dem Vorhandensein von Fett-/Ölabscheidern in Betrieben der Nahrungsmittelherstellung/-verarbeitung (auch Hotels und Gaststätten);
        3.2.5 aus der Lagerung von Mineralölen und Pflanzenölmethylester (Biodiesel) auf dem Betriebsgrundstück, sofern das 
                 Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Behälter 10.000 Liter nicht übersteigt.

                      *) Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, 
                      Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
                      (Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind.)
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        3.2.6 Wird eine der Mengenschwellen der Ziffer 3 Nr. 2.1 - 2.5 überschritten, erlischt - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 - die 
                 Mitversicherung des Risikos vollständig. Der Versicherungsschutz bedarf insoweit besonderer Vereinbarung.
3.3   Mitversicherte Risiken
        Abweichend von Ziffer 1, 2 und 3.1 ist bei Elektro- oder Heizungsinstallationsbetrieben mitversichert die gesetzliche Haftpflicht aus Planung, 
        Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2 Nr. 1 - 5 oder Teilen, die ersichtlich für 
        derartige Anlagen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. Der Ausschluss von Schäden durch 
        Abwässer gemäß Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 findet insoweit keine Anwendung. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden 
        unter den in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen den 
        Versicherungsnehmer bestehen können.

4.        Versicherungsfall
             Versicherungsfall ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 - die nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens, Sachschadens oder eines 
             gemäß Ziffer 1 Nr. 1 mitversicherten Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der 
             Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits 
             Ursache oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war.
5.        Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls
             5.1   Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist,
                      -       nach einer Störung des Betriebs 
                               oder
                      -        aufgrund behördlicher Anordnung
                      Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, 
                      Sach- oder gemäß Ziffer 1 Nr. 1 mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betriebs oder die behördliche Anordnung 
                      müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

5.2   Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der Ziffer 5 Nr. 1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen unbeschadet 
        der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde 
        ausgeführt werden.
5.3   Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
        5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Betriebs oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen und 
                 alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den 
                 Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 
                 behördliche Anordnungen einzulegen oder
        5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.
5.4   Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5 Nr. 3 genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für 
        Aufwendungen gemäß Ziffer 5 vereinbarten Gesamtbetrags nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.
        Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5 Nr. 3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, etwaige 
        über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens des 
        Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
        Versicherungsnehmer.
        Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen 
        hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
        ursächlich ist.
5.5   Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag von 
        100.000 € je Störung des Betriebs oder behördlicher Anordnung und für alle Fälle eines Versicherungsjahres ersetzt.
        Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 10 % (höchstens 2.500 €) selbst zu tragen.

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den
Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der
Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat. Im Falle einer sol-
chen Anrechnung hat der Versicherungsnehmer von Selbstbehalten gemäß Ziffer 5 Nr. 5 Absatz 2 und Ziffer 7 Nr. 3 den höheren zu tragen.

5.6   Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 5 Nr. 1 decken - zur Erhaltung, 
        Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, 
          gepachtete, geleaste und dergleichen) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten Personen-, Sach-
oder gemäß Ziffer 1 Nr. 1 mitversicherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die
von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

6.        Nicht versicherte Tatbestände
             Nicht versichert sind

6.1   Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen diese Stoffe 
        verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das 
        gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebs beruhen.
6.2   Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen entstehen.
         Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen
        Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalls die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen musste.
        Die Versicherungssumme hierfür beträgt ungeachtet der in Ziffer 7 Nr. 1 getroffenen Vereinbarungen je Versicherungsfall für Personen-, Sach- 
        und Vermögensschäden pauschal 250.000 €. Diese Summe bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
        eines Versicherungsjahres.
6.3   Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn des Versicherungsvertrags eingetreten sind.
6.4    Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte beantragt werden können.
6.5   Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke 
        erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren.
6.6   Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen.
6.7   Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige 
        Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).
6.8   Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle entstehen.
6.9   Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von 
        Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz 
        dienen, abweichen.
6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst 
        unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für 
        Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausführen.
6.11 Ansprüche
        -        wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich handelt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und 
                 Zubehör;
        -        wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie 
                 Kohlenstaubexplosionen.
6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.
6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, 
        illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, 
        soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.
6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
        Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen.
        Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
        beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in 
        Anspruch genommen werden. Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
        Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und 2 genannten Personen an einem
        Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter
        oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.
        Falls im Rahmen und Umfang des Vertrags eine abweichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht.
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6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
        Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch 
        genommen werden.
        Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das 
        auch für alle anderen Versicherten.

                      Nicht versichert ist die Haftpflicht aus
        -       der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahrzeuge, 
             soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren,
        -       Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen, und zwar 
                 wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft- 
                 oder Raumfahrzeuge.
6.16 Ansprüche aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie von Sprengungen, sofern nicht eine besondere Vereinbarung hier
        über mit dem Versicherer getroffen worden ist. Auch wenn eine solche Vereinbarung getroffen worden ist, sind in jedem Fall ausgeschlossen 
        Sachschäden, die entstehen
        -        bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius dem des einzureißenden Bauwerks entspricht,
        -        bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 m.

7.        Versicherungssummen; Maximierung; Serienschäden; Selbstbehalt
             7.1   Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall pauschal für Personen-, Sach- sowie gemäß Ziffer 1 Nr. 1 mitversicherte 
                      Vermögensschäden (siehe Versicherungsschein oder Nachtrag) bei Personenschäden für die einzelne Person jedoch nicht mehr als (siehe 
                      Versicherungsschein oder Nachtrag).
                      Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.
             7.2   Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies 
                      gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.
                      Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle durch
                      -        dieselbe Umwelteinwirkung,
                      -        mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhenden Umwelteinwirkungen,
                       -        mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere 
                                sachlicher und zeitlicher, Zusammenhang besteht,
                      gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt. 
                      Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 3 wird gestrichen.
             7.3    Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Sach- und mitversichertem Vermögensschaden von der Schadenersatzleistung 10 % (höchstens 
                      2.500 €) selbst zu tragen.

8.        Nachhaftung
             8.1   Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des 
                      Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1 Nr. 1 
                      mitversicherte Vermögensschäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung 
                      des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:
                      -        Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an gerechnet.
                      -        Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
                               geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem 
                               das Versicherungsverhältnis endet.
             8.2   Die Regelung der Ziffer 8 Nr. 1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko 
                      teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist.

9.        Versicherungsfälle im Ausland
             9.1   Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 9 - auch im Ausland eintretende 
                      Versicherungsfälle,
                      -        die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tätigkeit im Sinne der Ziffer 3 im Inland zurückzuführen sind. Dies gilt für Tätigkeiten 
                               im Sinne der Ziffer 3 nur, wenn die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;
                      -        aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen und Messen.

9.2     Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind eingeschlossen im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer
        7 Nr. 9 - auch im Ausland eintretende Versicherungsfälle,
        9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder 
                 Teile ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;
        9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3 zurückzuführen sind, wenn 
                 diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen;
        9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung oder sonstigen Tätigkeiten zurückzuführen sind, wenn diese 
                 Tätigkeiten im Ausland erfolgen.
        zu Ziffer 9 Nr. 2:
        Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und Sachschäden, die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen Störung des 
        bestimmungsgemäßen Betriebs sind. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls gemäß Ziffer 5 werden nicht ersetzt.
        zu Ziffer 9 Nr. 2.2 und 2.3:
        Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im Ausland belegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder 
        Vertriebsniederlassungen, Läger und dergleichen.
9.3   Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche
        9.3.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der 
                 Durchführung von Arbeiten betraut worden sind.
                 Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen aus 
                 Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII (SGB) unterliegen (siehe Abschnitt C.1 I. Ziffer 
                 7 Nr. 9);
        9.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages;
        9.3.3 nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil 
                 oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder;
9.4   Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
        Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
        als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
9.5    Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und Canada oder in den USA, US-Territorien und Canada geltend gemachten Ansprüchen, gilt: 
        Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.
9.6    Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, 
         liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
        Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.
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10.      Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend gemacht werden
             Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

10.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche
        10.1.1     auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages;
        10.1.2     nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil 
                       oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.
10.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
        Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
        als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
10.3  Bei Versicherungsfällen, die in den USA, US-Territorien und Canada geltend gemacht werden, gilt: 
        Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.
10.4  Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, 
         liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
        Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

VII.    Schäden durch Umwelteinwirkung (Umwelthaftpflicht-Modell)
             (Nur gültig, sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet.)

1.        Gegenstand der Versicherung
             1.1   Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (Abschnitt C.1) und den nachfolgenden 
                      Vereinbarungen.

1.2   Versichert ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 10.2 - die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers 
        wegen Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung für die gemäß Ziffer 2 in Versicherung gegebenen Risiken.
         Mitversichert sind gemäß Abschnitt C.1 I. Ziffer 2 Nr. 1 Vermögensschäden aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten
        und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. Diese werden wie Sachschäden behandelt.
1.3   Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht
        1.3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
                 Betriebs oder eines Teils desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft,
        1.3.2 sämtlicher übriger Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer 
                 verursachen.
                 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
                 Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII (SGB) handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen 
                 Vorschriften, die in Ausübung oder in Folge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.
1.4   Falls besonders vereinbart, sind eingeschlossen im Umfang der gemäß Ziffer 2 versicherten Risiken folgende Deckungserweiterungen:
        1.4.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Gebrauch von folgenden, nicht versicherungspflichtigen Kfz:
                 -     Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren;
                 -     Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;
                 -     selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit. Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind 
                       Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht 
                       zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten 
                       Art solcher Fahrzeuge gehören.

                               Hierfür gilt:
                               Hinsichtlich Ziffer 2 Nr. 7 dieser Bedingungen gelten für die vorgenannten Kfz nicht die Ausschlüsse in Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 und 
                               Ziffer 4 Nr. 3.1.
                               Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen 
                               des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von 
                               einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
                               Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der 
                               Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
                               Fahrerlaubnis hat.
                      1.4.2 Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an gemieteten, gepachteten 
                               Gebäuden und/oder Räumlichkeiten durch Brand und Explosion und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
                      1.4.3 Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 3 - die der Deutsche Bahn AG gegenüber gemäß den Allgemeinen 
                               Bedingungen für Privatgleisanschlüsse (PAB) übernommene Haftpflicht des Versicherungsnehmers (nicht jedoch eine darüber hinaus 
                               zusätzlich vereinbarte Haftung).
             1.5   Für Ärzte gilt:
                      Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von gemieteten 
                      Praxisräumen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
                      Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen

a)      Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung,
b)      Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten,
c)      Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen besonders versichern kann.

1.6   Für Gemeinschaften von Wohnungseigentümern gilt:
        Eingeschlossen sind - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 4 -
        a)      Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den Verwalter;
        b)      Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer;
        c)      gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betätigung im Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft.
        Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und Teileigentum und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
1.7   Für Bahnhofsgaststätten und Bahnhofshotels gilt:
        Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - die von der Deutsche Bahn AG gemäß den Allgemeinen Vertragsbedingungen 
        für Nebenbetriebe der DB (AVN) übernommene gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts (nicht jedoch eine darüber hinaus zusätzlich
        vereinbarte Haftung).
        Ausgeschlossen bleibt die Beschädigung der gepachteten Gegenstände (Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6).
1.8   Für Bauhandwerker gilt im Rahmen von Ziffer 2 Nr. 7:
        Falls besonders vereinbart, sind eingeschlossen - in teilweiser Abweichung von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 - Haftpflichtansprüche aus 
        Schäden, die entstehen durch Abwässer. Ausgeschlossen bleiben Schäden an Entwässerungsleitungen durch Verschmutzungen und 
        Verstopfungen.
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2.        Versicherte Risiken
             Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf die im Versicherungsschein aufgeführten Risiken und Tätigkeiten. Versicherungsschutz besteht für 
             die unter Ziffer 2 Nr. 1 - 7 aufgeführten, jeweils ausdrücklich zu vereinbarenden Risikobausteine:

2.1   Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu 
        befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen). 
        Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 zum UHG aufgeführt sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie 
        Schäden durch Abwässer.
2.2   Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum UHG (UHG-Anlagen). 
        Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.
2.3   Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht 
        unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder UHG-Anlagen handelt (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen). 
        Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer und Schäden durch Abwässer.
2.4   Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer 
        derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer 
        (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 findet insoweit 
        keine Anwendung.
2.5   Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum UHG (UHG-Anlagen/Pflichtversicherung).
2.6    Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2 Nr. 1 - 5 oder Teilen, die ersichtlich
        für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. Der Ausschluss von Schäden durch 
        Abwässer gemäß Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 findet insoweit keine Anwendung. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden 
        unter den in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen den 
        Versicherungsnehmer bestehen können.
2.7   Umwelteinwirkungen, die im Zusammenhang mit dem im Versicherungsschein beschriebenen Risiko stehen, soweit diese Umwelteinwirkungen 
        nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgehen oder ausgegangen sind, die unter den Anwendungsbereich der Risikobausteine Ziffer 2 Nr. 1 - 6 
        fallen, unabhängig davon, ob diese Risikobausteine vereinbart wurden oder nicht.
        Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang mit 
        versicherten Anlagen gemäß Ziffer 2 Nr. 1 - 5 und 2.7 in Boden, Luft oder Wasser (einschließlich Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht 
        oder eingeleitet zu sein. Der Versicherungsschutz bezieht sich jedoch nicht auf die Verwendung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem 
        Stalldung, Pflanzenschutz- und Düngemitteln.
        Versicherungsschutz besteht jedoch für Haftpflichtansprüche Dritter, wenn
        2.7.1 beim Verwendungsvorgang durch plötzliche und unfallartige Ereignisse die genannten Stoffe bestimmungswidrig und unbeabsichtigt aus 
                 ihren Behältnissen entweichen;
        2.7.2 bei der Verwendung von Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz-, Unkraut-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemittel Pflanzen 
                 und Kulturen Dritter, die nicht Gegenstand der Bearbeitung sind, sowie fremde Bienenvölker, durch Umwelteinwirkungen geschädigt 
                   werden. Innerhalb der vereinbarten Versicherungssumme beträgt die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines Jahres 10 % der
                 Versicherungssumme, maximal 50.000 €. Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Verwendung von Klärschlamm. Kein 
                 Versicherungsschutz besteht auch für solche Schäden, die über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gedeckt sind.
                 Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 2 Nr. 1 - 7 bezieht sich auch auf die Haftpflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, 
                 dass Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

3.        Vorsorgeversicherung; Erhöhungen und Erweiterungen der versicherten Risiken
             3.1   Die Bestimmungen des Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.3 und Ziffer 4 (Vorsorgeversicherung) finden für die Ziffer 2 Nr. 1 - 5 keine Anwendung. Der 
                      Versicherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit besonderer Vereinbarung.

3.2   Abschnitt C.1 I. Ziffer 3 Nr. 1.2 und Ziffer 2 (Erhöhungen und Erweiterungen) finden für die Ziffer 2 Nr. 1 - 5 keine Anwendung. Hiervon unberührt 
        bleiben mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter Ziffer 2 versicherten Risiken.

4.        Versicherungsfall
             Versicherungsfall ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 1 Nr. 1 - die nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens, Sachschadens oder 
             eines gemäß Ziffer 1 Nr. 2 mitversicherten Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der 
             Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits 
             Ursache oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

5.        Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls
             5.1   Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist,
                      -       nach einer Störung des Betriebs 
                               oder
                      -       aufgrund behördlicher Anordnung
                      Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, 
                      Sach- oder gemäß Ziffer 1 Nr. 2 mitversicherten Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betriebs oder die behördliche Anordnung 
                      müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

5.2   Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen unbeschadet der 
        Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt 
        werden.
5.3   Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
        5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Betriebs oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen und 
                 alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den 
                 Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 
                 behördliche Anordnungen einzulegen oder
        5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.
5.4   Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5 Nr. 3 genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für 
        Aufwendungen gemäß Ziffer 5 vereinbarten Gesamtbetrags nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.
        Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5 Nr. 3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, etwaige 
        über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens des 
        Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
        Versicherungsnehmer.
        Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen 
        hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
        ursächlich ist.
5.5   Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag von 
        100.000 € je Störung des Betriebs oder behördlicher Anordnung und für alle Fälle eines Versicherungsjahres ersetzt.
        Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 10 % (höchstens 2.500 €) selbst zu tragen.
        Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den 
        Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der 
        Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat. Im Falle einer 
         solchen Anrechnung hat der Versicherungsnehmer von den Selbstbehalten gemäß Ziffer 5 Nr. 5 Absatz 2 und Ziffer 7 Nr. 3 den höheren zu tragen.
5.6   Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 5 Nr. 1 decken - zur Erhaltung, 
        Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, 
         gepachtete, geleaste und dergleichen) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des
        Versicherungsnehmers standen.
        Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten Personen-, 
        Sach- oder gemäß Ziffer 1 Nr. 2 mitversicherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des 
        Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen 
        sind abzuziehen.
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6.        Nicht versicherte Tatbestände.
             Nicht versichert sind

6.1   Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen diese Stoffe 
        verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das 
        gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebs beruhen.
6.2    Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen entstehen.
         Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen
        Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalls die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen musste.
        Die Versicherungssumme hierfür beträgt ungeachtet der zu Ziffer 7 Nr. 1 getroffenen Vereinbarungen je Versicherungsfall für Personen-, Sach- 
        und Vermögensschäden pauschal 250.000 €. Diese Summe bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
        eines Versicherungsjahres.
6.3   Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn des Versicherungsvertrags eingetreten sind.
6.4    Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte beantragt werden können.
6.5   Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke 
        erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren.
6.6   Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen.
6.7   Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige 
        Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).
        Ist Versicherungsschutz nach Risikobaustein Ziffer 2 Nr. 6 vereinbart, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht.
6.8   Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Abfälle entstehen.
6.9   Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von 
        Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz 
        dienen, abweichen.
6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst 
        unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für 
        Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausführen.
6.11 Ansprüche
        -        wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich handelt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und 
                 Zubehör;
        -        wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche sowie 
                 Kohlenstaubexplosionen.
6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.
6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, 
        illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, 
        soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.
6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
        Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen.
        Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
        beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in 
        Anspruch genommen werden. Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
        Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und 2 genannten Personen an einem
        Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter
        oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.
6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
        Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch 
        genommen werden. Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein
        Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.
        Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

                      -        der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahrzeuge, 
                               soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren,
                      -        Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen
                      und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger Schäden 
                      durch Luft- oder Raumfahrzeuge.
             6.16 Ansprüche aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken sowie von Sprengungen, sofern nicht eine besondere Vereinbarung 
                      hierüber mit dem Versicherer getroffen worden ist. 
                      Auch wenn eine solche Vereinbarung getroffen worden ist, sind in jedem Fall ausgeschlossen Sachschäden, die entstehen 
                      -        bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem Umkreis, dessen Radius dem des einzureißenden Bauwerks entspricht, 
                      -        bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 m.

7.        Versicherungssummen; Maximierung; Serienschäden; Selbstbehalt
             7.1   Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall pauschal für Personen-, Sach- sowie gemäß Ziffer 1 Nr. 2 mitversicherte 
                      Vermögensschäden (siehe Versicherungsschein oder Nachtrag) bei Personenschäden für die einzelne Person jedoch nicht mehr als (siehe 
                      Versicherungsschein oder Nachtrag).
                      Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.
             7.2    Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies 
                      gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.
                      Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle durch

        -        dieselbe Umwelteinwirkung,
        -        mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhenden Umwelteinwirkungen,
        -        mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein innerer, 
                 insbesondere sachlicher und zeitlicher, Zusammenhang besteht
         gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten
        gilt.
        Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 3 wird gestrichen.
7.3   Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Sach- und mitversicherten Vermögensschaden von der Schadenersatzleistung 10 % (höchstens 2.500 € )
        selbst zu tragen.

8.        Nachhaftung
             8.1   Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des 
                      Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1 Nr. 2 
                      mitversicherte Vermögensschäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung 
                      des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:
                      -        Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an gerechnet.
                      -        Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
                               geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem 
                               das Versicherungsverhältnis endet.
             8.2   Die Regelung der Ziffer 8 Nr. 1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko 
                      teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist.
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9.        Versicherungsfälle im Ausland
             9.1   Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 9 - auch im Ausland eintretende 
                      Versicherungsfälle,

        -        die auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage oder eine Tätigkeit im Inland im Sinne der Ziffer 2 Nr. 1 - 7 zurückzuführen sind. Dies 
                 gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 2 Nr. 6 nur, wenn die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren,
        -        aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen und Messen, wenn Versicherungsschutz gemäß Ziffer 2 Nr. 7 
                 vereinbart wurde.
9.2   Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind eingeschlossen im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - abweichend von Abschnitt C.1 I. 
        Ziffer 7 Nr. 9 - auch im Ausland eintretende Versicherungsfälle,
        9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 2 Nr. 6 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen 
                 oder Teile ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;
        9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 2 Nr. 6 zurückzuführen sind, 
                 wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen;
        9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer 2 Nr. 7 zurückzuführen sind, 
                 wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.
        zu Ziffer 9 Nr. 2:
        Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und Sachschäden, die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen Störung des 
        bestimmungsgemäßen Betriebs sind. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls gemäß Ziffer 5 werden nicht ersetzt.
        zu Ziffer 9 Nr. 2.2 und 2.3:
        Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht für im Ausland belegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder 
        Vertriebsniederlassungen, Läger und dergleichen.
9.3   Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche
        9.3.1 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der 
                 Durchführung von Arbeiten betraut worden sind.
                 Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen aus 
                   Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII (SGB) unterliegen (siehe Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 9);
        9.3.2 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages;
        9.3.3 nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil 
                 oder gleichartigen Bestimmungen anderer Länder.
9.4    Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
        Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
        als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.
9.5   Bei Versicherungsfällen in den USA, US-Territorien und Canada oder in den USA, US-Territorien und Canada geltend gemachten Ansprüchen, gilt: 
        Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.
9.6   Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören, 
         liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
        Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

10.      Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend gemacht werden
             Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

10.1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche
        10.1.1 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary damages;
         10.1.2 nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Artikel 1231-1 des französischen Code Civil oder 
                 gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.
10.2 Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten geltend gemachten 
        Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 6 Nr. 5 -
        als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.

             10.3 Bei Versicherungsfällen, die in den USA, US-Territorien und Canada geltend gemacht werden, gilt: 
                      Der Versicherungsnehmer hat von jedem Schaden 20 % (mindestens 5.000 €) selbst zu tragen. Kosten gelten als Schadensersatzleistungen.
             10.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören,
                      liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
                      Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

VIII.   Umweltschadenversicherung (USV)

1.        Gegenstand der Versicherung
             1.1   Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltschadensgesetz zur Sanierung von 
                      Umweltschäden. Umweltschaden ist eine

        -       Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen,
        -       Schädigung der Gewässer,
        -       Schädigung des Bodens.
        Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einer Behörde oder einem sonstigen Dritten auf Erstattung der 
        Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflichten der oben genannten Art in Anspruch genommen wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der 
        Versicherungsnehmer auf öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird.
        Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche gegen den Versicherungsnehmer gerichteten Ansprüche, die auch ohne das 
        Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler 
        Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend 
        gemacht werden könnten. Versicherungsschutz für derartige Ansprüche kann ausschließlich über eine Betriebs-, Berufs- oder Umwelt-
        Haftpflichtversicherung vereinbart werden.
        Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risiken und Tätigkeiten:
        1.1.1      Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen oder fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter die Ziffer 2 Nr. 1 - 5 fallen,
        1.1.2      Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von Ziffer 1.1.3 umfasst sind, nach Inverkehrbringen,
        1.1.3      Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2 Nr. 1 - 5 oder Teilen, die 
                       ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist.
        1.1.4      Abweichend von Ziffer 2 Nr. 1 und 4 ist mitversichert die gesetzliche Pflicht 
                       -     aus der Lagerung sonstiger Stoffe auf dem Betriebsgrundstück, sofern die Gesamtlagermenge 1.000 Liter nicht übersteigt, das 
                             Fassungsvermögen des einzelnen Behältnisses nicht mehr als 210 Liter beträgt und diese Stoffe überwiegend für den versicherten 
                             Betrieb bestimmt sind;
                       -     aus dem Vorhandensein von Betriebsmitteln in über die Betriebshaftpflicht mitversicherten Kraftfahrzeugen und selbstfahrenden 
                             Arbeitsmaschinen;
                       -     aus dem Vorhandensein von Betriebsmitteln in sonstigen über die Betriebshaftpflicht mitversicherten nicht selbstfahrenden Maschinen 
                             und/oder Einrichtungen bis zu 100 Liter je geschlossenes System;
                       -     aus dem Vorhandensein von Fett-/Ölabscheidern in Betrieben der Nahrungsmittelherstellung/-verarbeitung (auch Hotels und 
                             Gaststätten);
                       -    aus der Lagerung von Mineralölen und Pflanzenölmethylester (Biodiesel) auf dem Betriebsgrundstück, sofern das
                             Gesamtfassungsvermögen der vorhandenen Behälter 10.000 Liter nicht übersteigt.
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1.2   Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht
        1.2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
                 Betriebs oder eines Teils desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft,
        1.2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer 
                 verursachen.
1.3   Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Gebrauch von folgenden nicht versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen:
        -        Kraftfahrzeuge und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren.
        -        Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit.
        -        Selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit. Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, 
                 die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur 
                 Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art 
                 solcher Fahrzeuge gehören.
        Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen 
        des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von 
        einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
        Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der 
        Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
        Fahrerlaubnis hat.

2.        Risikobegrenzung
             Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden aus

2.1   Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu beför-
        dern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen),
2.2   Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum UHG (UHG-Anlagen),
2.3   Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht 
        unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder UHG-Anlagen handelt (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen),
2.4   Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer 
        derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer 
        (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko),
2.5   Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum UHG (UHG-Anlagen).

3.        Betriebsstörung
             3.1   Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschäden, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und unfallartigen, während der 
                      Wirksamkeit des Versicherungsvertrags eingetretenen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebs des Versicherungsnehmers oder des 
                      Dritten sind (Betriebsstörung).

3.2   Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen der Ziffer 1 Nr. 1.2 Versicherungsschutz für Umweltschäden durch hergestellte 
        oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im Rahmen der Ziffer 1 Nr. 1.1 für Umweltschäden durch Lagerung, Verwendung oder anderen 
         Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter im Sinne von Ziffer 1 Nr. 1.2. Versicherungsschutz besteht in den Fällen der Sätze 1 und 2 ausschließlich
        dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch 
        besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und 
        Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).

4.        Leistungen der Versicherung
             4.1   Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme und die Freistellung 
                      des Versicherungsnehmers von berechtigten Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen gegenüber der Behörde oder einem sonstigen 
                      Dritten.
                      Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen 
                      Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanierung und Kostentragung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. 
                      Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, 
                      binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. Ist die Sanierungs- und 
                      Kostentragungsverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den 
                      Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.
             4.2   Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme durch die Behörde 
                      oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. Kommt es in einem 
                      Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfahren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder Kostentragungsverpflichtungen gegen den 
                      Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Verfahrens- und Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das Verwaltungsverfahren oder den 
                      Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers.
             4.3   Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltschadens/Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versicherungsschutz fallende Sanierungs- 
                      und Kostentragungsverpflichtung zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer 
                      gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten 
                      des Verteidigers.

5.        Versicherte Kosten
             Versichert sind im Rahmen des in Ziffer 4 Nr. 1 geregelten Leistungsumfangs nachfolgende Kosten einschließlich notwendiger Gutachter-, 
             Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und Gerichtskosten

5.1   für die Sanierung von Schäden an 
        a)     geschützten Arten, natürlichen Lebensräumen oder 
        b)     Gewässern,
         5.1.1 die Kosten für die "primäre Sanierung", d. h. für Sanierungsmaßnahmen, die die geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder 
                  beeinträchtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Ausgangszustand zurückversetzen,
        5.1.2 die Kosten für die "ergänzende Sanierung", d. h. für Sanierungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen, 
                 mit denen der Umstand ausgeglichen werden soll, dass die primäre Sanierung nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der geschä-
                 digten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen führt,
        5.1.3 die Kosten für die "Ausgleichssanierung", d. h. für die Tätigkeiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher Ressourcen und/ 
                 oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre 
                 Wirkung vollständig entfaltet hat. "Zwischenzeitliche Verluste" sind Verluste, die darauf zurückzuführen sind, dass die geschädigten 
                 natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen ihre ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für andere natürliche Ressourcen nicht 
                 erfüllen können, solange die Maßnahmen der primären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht entfaltet haben.
                 Die Kosten für die Ausgleichssanierung werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistungen 
                 bis zu einem Gesamtbetrag von 10 % der vereinbarten Versicherungssumme ersetzt;
5.2   für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: 
        Die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest sicherstellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, eingedämmt 
         oder vermindert werden, so dass der geschädigte Boden unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen gegenwärtigen
        oder zugelassenen zukünftigen Nutzung kein erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit mehr darstellt;
5.3   die unter Ziffer 5 Nr. 1 b) und Ziffer 5 Nr. 2 genannten Kosten für Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versicherungsnehmers gemäß Ziffer 
        9 Nr. 1 oder am Grundwasser gemäß Ziffer 9 Nr. 2 eintreten, sind nur nach besonderer Vereinbarung versicherbar (Abschluss einer 
        Bodenkaskoversicherung).
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6.        Erhöhungen und Erweiterungen
             6.1   Für Risiken der Ziffer 1 Nr. 1.4 besteht kein Versicherungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Versicherungsschutz umfasst aber 
                      mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter Ziffer 1 Nr. 1.4 versicherten Risiken.

6.2   Für Risiken gemäß Ziffer 1 Nr. 1.1-1.3 umfasst der Versicherungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und 
        seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder 
        Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen.
6.3   Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer 
        Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvorschriften auf der Grundlage der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) handelt und 
        diese nicht Vorschriften zur Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand haben. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter 
        den Voraussetzungen von Abschnitt B. IV. Ziffer 19 Nr. 8 kündigen.

7.        Versicherungsfall
             Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des Umweltschadens durch den Versicherungsnehmer, die zuständige Behörde oder einen 
             sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu 
             diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens oder eine Pflicht zur Vornahme von Sanierungsmaßnahmen erkennbar war.

8.        Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls
             8.1   Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall eingetreten ist,

        8.1.1   für die Versicherung nach Ziffer 1 Nr. 1.1 nach einer Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Dritten - in den Fällen der Ziffer 3 
                   Nr. 2 auch nach behördlicher Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung,
        8.1.2   für die Versicherung nach Ziffer 1 Nr. 1.2 nach einer Betriebsstörung bei Dritten - in den Fällen der Ziffer 3 Nr. 2 auch nach behördlicher 
                   Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung,
        8.1.3   für die Versicherung nach Ziffer 1 Nr. 1.3 nach einer Betriebsstörung bei Dritten.
                   Aufwendungen des Versicherungsnehmers - oder soweit versichert des Dritten gemäß Ziffer 8 Nr. 1.1-1.3 - für Maßnahmen zur 
                   Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Umweltschadens. Die Feststellung der Betriebsstörung oder die 
                   behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.
8.2   Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördlichen Anordnungen im Sinne der Ziffer 8 Nr. 1 werden unter den dort genannten 
        Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der 
        Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden.
8.3   Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
        8.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Betriebs oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen und 
                 alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den 
                 Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 
                 behördliche Anordnungen einzulegen oder
        8.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen. 
8.4   Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 8 Nr. 3 genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für 
        Aufwendungen gemäß Ziffer 8 vereinbarten Gesamtbetrags nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.
        Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 8 Nr. 3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, etwaige 
         über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens des 
         Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
        Versicherungsnehmer. Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten 
        Aufwendungen hinaus gehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des 
         Versicherers ursächlich ist.
8.5   Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbetrag von 
        100.000 € je Störung des Betriebs oder behördlicher Anordnung, und für alle Fälle eines Versicherungsjahres ersetzt.
        Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 10 % (höchstens 2.500 €) selbst zu tragen.
        Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den 
        Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der 
        Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat.
8.6   Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen - auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von Ziffer 8 Nr. 1 decken - zur Erhaltung, 
        Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste 
        und dergleichen) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen, auch für solche, 
        die der Versicherungsnehmer hergestellt oder geliefert hat.
        Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten Umweltschadens, 
        falls nicht betroffene Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers beeinträchtigt werden müssen. Eintretende 
        Wertverbesserungen sind abzuziehen.

9.        Nicht versicherte Tatbestände
             Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den 
             Erhaltungszustand von Arten und natürlichen Lebensräumen oder Gewässer haben oder eine Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen,

9.1   die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des Versicherungsnehmers stehen, 
        standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet, geliehen sind oder durch verbotene Eigenmacht erlangt wurden,

             9.2   am Grundwasser,
             9.3   infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens,
             9.4   die vor Beginn des Versicherungsvertrags eingetreten sind,

9.5    die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, 
        die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert waren,
9.6   die im Ausland eintreten,
9.7   die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, 
        verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein Gewässer oder in die Luft gelangen. Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf 
        einer Betriebsstörung beruhen,
9.8   die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen,
9.9   durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freisetzung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder 
        Schädlingsbekämpfungsmitteln, es sei denn, dass diese Stoffe durch plötzliche und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und 
        unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden oder in andere Grundstücke 
        abdriften, die nicht im Besitz des Versicherungsnehmers stehen,
9.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind,
9.11 die zurückzuführen sind auf
        9.11.1 gentechnische Arbeiten,
        9.11.2 gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
        9.11.3 Erzeugnisse, die
                   - Bestandteile aus GVO enthalten,
                   - aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden,
9.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Entsorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche behördliche Genehmigung, unter 
        fehlerhafter oder unzureichender Deklaration oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang dafür behördlich genehmigt ist,
9.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen,
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9.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
        Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen.
         Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte
        Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch 
        genommen werden.
        Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das 
        auch für alle anderen Versicherten.
        Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und 2 genannten Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch 
        im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb 
        gesetzt wird.
        Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertrags eine abweichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht,
9.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- oder 
        Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch genommen werden.
        Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das 
        auch für alle anderen Versicherten.
        Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus
        -        der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahrzeuge, 
                 soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren,
        -        Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen,
9.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die den Schaden 
        dadurch verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen 
        oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen,
9.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die den Schaden 
        dadurch verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden 
        Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige 
        Reparaturen bewusst nicht ausführen,
9.18 durch Bergbaubetrieb im Sinne des Bundesberggesetzes,
9.19 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder 
        unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich 
        elementare Naturkräfte ausgewirkt haben,
9.20 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen richten, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben,
9.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von 
        deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
        -       Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
        -       Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht 
        haben,
9.22  soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertraglicher Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Verpflichtung des 
        Versicherungsnehmers hinausgehen,
9.23  die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. Es besteht 
        Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat,
9.24  durch den Betrieb von Kernenergieanlagen.

10.      Versicherungssummen; Maximierung; Serienschadenklausel; Selbstbehalt
             10.1 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall (siehe Versicherungsschein oder Nachtrag).
                      Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

10.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies 
        gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs- oder ersatzpflichtige Personen erstreckt. Sämtliche Kosten 
        gemäß Ziffer 5 werden auf die Versicherungssumme angerechnet.
        Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle durch
        -        dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,
        -        mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwirkungen auf die Umwelt,
        -        mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende Einwirkungen auf die Umwelt, wenn zwischen den gleichen Ursachen ein 
                 innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, 
        -        die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln
         gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten
        gilt.
10.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von den gemäß Ziffer 5 versicherten Kosten 10 % (höchstens 2.500 €) selbst zu tra-
        gen. Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Verpflichtung und zur Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme ver-
         pflichtet.
10.4 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Anspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des 
        Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Kosten gemäß Ziffer 5 und 
        Zinsen nicht aufzukommen.

11.      Nachhaftung
             11.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des 
                      Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für solche Umweltschäden weiter, die während der 
                      Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit 
                      folgender Maßgabe:
                      -        Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an gerechnet.
                      -        Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
                               geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem 
                               das Versicherungsverhältnis endet.
             11.2 Die Regelung der Ziffer 11 Nr. 1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko 
                      teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist.

12.      Versicherungsfälle im Ausland
             12.1 Versichert sind abweichend von Ziffer 9 Nr. 6 im Umfang dieses Versicherungsvertrags im Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
                      (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,

        -        die auf den Betrieb einer im Inland belegenden Anlage oder eine Tätigkeit im Inland im Sinne der Ziffer 1 Nr. 1.1-1.4 zurückzuführen sind. 
                 Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 1 Nr. 1.2 und 1.3 nur, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse nicht ersichtlich für das 
                 Ausland bestimmt waren,
        -        aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen und Messen gemäß Ziffer 1 Nr. 1.1.
        Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziffer 1 Nr. 1 auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß nationalen 
        Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedsstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o. g. EU-Richtlinie nicht 
        überschreiten.
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12.2  Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind versichert im Umfang dieses Versicherungsvertrags im Geltungsbereich der EU-
        Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,
        12.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 1 Nr. 1.3 oder Erzeugnisse im Sinne von Ziffer 
                    1 Nr. 1.2 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse ersichtlich für das Ausland bestimmt waren,
        12.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 1 Nr. 1.3 zurückzuführen sind, 
                    wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen,
        12.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer 1 Nr. 1.1 zurückzuführen sind, 
                    wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.
12.3  Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung für im Ausland belegener Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder 
        Vertriebsniederlassungen, Läger und dergleichen.
12.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören,
        liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
        Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

13.      Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und nach Eintritt eines solchen
             13.1  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzeigen, auch wenn noch keine 
                      Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche erhoben wurden.

13.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über
        -        seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Information an die zuständige Behörde,
        -        behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanierung eines Umweltschadens gegenüber dem Versicherungsnehmer,
        -        die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten entstandenen Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung oder Sanierung eines 
                 Umweltschadens,
        -        den Erlass eines Mahnbescheids,
        -        eine gerichtliche Streitverkündung,
        -        die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder gerichtlichen Verfahrens.
13.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind zu 
        befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu 
        erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die 
        Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden.
13.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschäden sind unverzüglich mit dem Versicherer abzustimmen.
13.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Versicherungsnehmer fristgemäß 
        Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.
13.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren wegen eines Umweltschadens hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer die 
        Führung des Verfahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Verfahrens beauftragt der Versicherer einen Rechtsanwalt im Namen des 
        Versicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die 
        angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.

IX.     Betreiber-Haftpflichtversicherung für netzgekoppelte Photovoltaikanlagen
             (Nur gültig, sofern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet.)

1.        Versichertes Risiko
             Versichert ist im Rahmen der Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (Abschnitt C.1) und der nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche 
             Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers aus dem Betrieb von eigenen Photovoltaikanlagen zur Einspeisung von elektrischem 
             Strom in das Netz des örtlichen Energieversorgungsunternehmens auf dem im Versicherungsschein/Nachtrag bezeichneten Grundstück.

2.        Mitversicherte Nebenrisiken
             2.1   Bauherr

        Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten für die Errichtung der 
        Photovoltaikanlage (Installation der Anlage, Umbauten, Reparaturen, Abbruch- und Grabearbeiten).
2.2   Einspeisung von Elektrizität 
        a)     Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Vermögensschäden aus der Einspeisung von Elektrizität in 
                 das Netz des örtlichen Energieversorgungsunternehmens.
        b)     Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Rückgriffsansprüchen der stromabnehmenden Netzbetreiber 
                 oder Dritter aus Versorgungsstörungen gemäß § 6 Verordnung über die allgemeinen Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung von 
                 Tarifkunden (AVBEItV) vom 21. Juni 1979 oder § 18 Niederspannungsanschlussverordnung im Rahmen und Umfang dieser Besonderen 
                 Bedingungen und Risikobeschreibungen. Nicht versichert ist die direkte Versorgung von Tarifkunden (Endverbrauchern) mit elektrischem 
                 Strom.
2.3   Mietsachschäden (Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 ) 
        2.3.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 6 - die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an zum Zweck des 
                 Betreibens der versicherten Photovoltaik gemieteten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder Räumen (nicht jedoch an Einrichtung, 
                 Produktionsanlagen und dergleichen) und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden durch Brand, Explosion, Leitungswasser und - insofern 
                 abweichend von Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 14.1 - durch Abwässer.
                 Bei Mietsachschäden durch Brand und Explosion beruft sich der Versicherer nicht auf die Ausschlussbestimmung von Abschnitt C.1 I. 
                 Ziffer 7 Nr. 10.2.
        2.3.2 Ausgeschlossen bleiben Ansprüche
        -        von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
        -        von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
                 Betriebs oder eines Teils desselben angestellt hat;
         -        von Angehörigen (siehe Erläuterungen zu Abschnitt C.1 I. Ziffer 7 Nr. 5.1) der vorgenannten Personen, wenn sie mit diesen in häuslicher
                 Gemeinschaft leben;
        -        von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind und unter 
                 einer einheitlichen unternehmerischen Leitung stehen.
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D.    Bedingungen für die Geschäfts-Gebäude- und Inhaltsversicherung
D. 1   Versicherte Gefahren

I.       Feuerversicherung
1.        Versicherte Gefahren und Schäden
             Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch

a)     Brand;
b)     Blitzschlag;
c)     Explosion, Verpuffung und Implosion;
d)     Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

2.        Brand
             Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

3.        Blitzschlag
             Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.
             Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur versichert, wenn an Sachen auf dem 
             Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden anderer Art entstanden sind.
             Spuren eines direkten Blitzschlags an anderen Sachen als an elektrischen Einrichtungen und Geräten oder an Antennen stehen Schäden anderer Art gleich.
     
4.1      Explosion
             Explosion, Verpuffung ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung. 
             Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, dass ein 
             plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch 
             chemische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich. 
             Schäden durch Unterdruck sind nicht versichert.

4.2      Implosion
             Implosion ist eine plötzliche Zerstörung eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck infolge eines inneren Unterdruckes.

5.        Nicht versicherte Schäden
             Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

a)     Schäden durch Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch;
b)     Sengschäden; außer wenn diese dadurch verursacht wurden, dass sich eine versicherte Gefahr gemäß Nr. 1 verwirklicht hat;
c)     Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, sowie Schäden, die an Schaltorganen 
        von elektrischen Schaltern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck entstehen;
d)     Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen 
        Zwecken ausgesetzt werden; dies gilt auch für Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weitergeleitet wird;
e)     Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an elektrischen Einrichtungen und Geräten (Ausnahme siehe Nr. 3).
Die Ausschlüsse gemäß Nr. 5 c) - 5 e) gelten nicht, soweit diese Schäden Folge eines versicherten Sachschadens gemäß Nr. 1 sind.

II.      Einbruchdiebstahlversicherung

1.        Versicherte Gefahren und Schäden
             Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch

a)     Einbruchdiebstahl;
b)     Vandalismus nach einem Einbruch;
c)     Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstücks;
d)     Raub auf Transportwegen
oder durch den Versuch einer solchen Tat abhanden kommen, zerstört oder beschädigt werden.

2.        Einbruchdiebstahl
             Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb

a)     in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels eines Schlüssels, dessen Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu 
        berechtigten Person veranlasst oder gebilligt worden ist (falscher Schlüssel) oder mittels anderer Werkzeuge eindringt. Der Gebrauch eines 
        falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen abhanden gekommen sind;
b)     in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis aufbricht oder falsche Schlüssel (siehe a)) oder andere Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen. Der 
        Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen abhanden gekommen sind;
c)     aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes Sachen entwendet, nachdem er sich in das Gebäude eingeschlichen oder dort verborgen 
        gehalten hatte;
d)     in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl auf frischer Tat angetroffen wird und eines der Mittel gemäß Nr. 4 a) aa) oder 4 a) bb) 
        anwendet, um sich den Besitz des gestohlenen Gutes zu erhalten;
e)     mittels richtiger Schlüssel, die er innerhalb oder außerhalb des Versicherungsortes durch Einbruchdiebstahl oder durch Raub gemäß Nr. 4 an sich 
        gebracht hatte, in einen Raum eines Gebäudes eindringt oder dort ein Behältnis öffnet. Werden jedoch Sachen entwendet, die gegen 
        Einbruchdiebstahl nur unter vereinbarten zusätzlichen Voraussetzungen eines besonderen Verschlusses versichert sind, so gilt dies als 
        Einbruchdiebstahl nur, wenn der Dieb die richtigen Schlüssel des Behältnisses erlangt hat durch
        aa)    Einbruchdiebstahl gemäß Nr. 2 b) aus einem Behältnis, das mindestens die gleiche Sicherheit wie die Behältnisse bietet, in denen die 
                 Sachen versichert sind,
        bb)   Einbruchdiebstahl, wenn die Behältnisse, in denen die Sachen versichert sind, zwei Schlösser besitzen und alle zugehörigen Schlüssel 
                 außerhalb des Versicherungsortes verwahrt werden; Schlüssel zu verschiedenen Schlössern müssen außerhalb des Versicherungsortes 
                 voneinander getrennt verwahrt werden,
        cc)    Raub außerhalb des Versicherungsortes; bei Türen von Behältnissen oder Tresorräumen, die mit einem Schlüsselschloss und einem 
                 Kombinationsschloss oder mit zwei Kombinationsschlössern versehen sind, steht es dem Raub des Schlüssels gleich, wenn der Täter 
                 gegenüber dem Versicherungsnehmer oder einem seiner Arbeitnehmer eines der Mittel gemäß Nr. 4 a) aa) oder 4 a) bb) anwendet, um sich 
                 die Öffnung des Kombinationsschlosses zu ermöglichen;
f)      in einen Raum eines Gebäudes mittels richtigem Schlüssel eindringt, den er innerhalb oder auch außerhalb des Versicherungsortes durch 
        Diebstahl an sich gebracht hatte, vorausgesetzt, dass weder der Versicherungsnehmer noch der Gewahrsamsinhaber den Diebstahl der Schlüssel 
        durch fahrlässiges Verhalten ermöglicht hatte.

3.        Vandalismus nach einem Einbruch
             Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Täter auf eine der in Nr. 2 a), 2 e) oder 2 f) bezeichneten Arten in den Versicherungsort eindringt 
             und versicherte Sachen vorsätzlich zerstört oder beschädigt.
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4.        Raub
             a)     Raub liegt vor, wenn

        aa)    gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Arbeitnehmer Gewalt angewendet wird, um dessen Widerstand gegen die Wegnahme 
                 versicherter Sachen auszuschalten. Gewalt liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen ohne Überwindung eines bewussten Widerstandes ent-
                 wendet werden (einfacher Diebstahl/Trickdiebstahl),
        bb)   der Versicherungsnehmer oder einer seiner Arbeitnehmer versicherte Sachen herausgibt oder sich wegnehmen lässt, weil eine Gewalttat 
                 mit Gefahr für Leib oder Leben angedroht wird, die innerhalb des Versicherungsortes - bei mehreren Versicherungsorten innerhalb 
                 desjenigen Versicherungsortes, an dem auch die Drohung ausgesprochen wird - verübt werden soll,
        cc)    dem Versicherungsnehmer oder einem seiner Arbeitnehmer versicherte Sachen weggenommen werden, weil sein körperlicher Zustand 
                 unmittelbar vor der Wegnahme infolge eines Unfalls oder infolge einer nicht verschuldeten sonstigen Ursache wie beispielsweise Ohnmacht 
                 oder Herzinfarkt beeinträchtigt und dadurch seine Widerstandskraft ausgeschaltet ist.
b)     Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete volljährige Personen gleich, denen er die Obhut über die versicherten Sachen vorübergehend 
        überlassen hat. 
         Das gleiche gilt für geeignete volljährige Personen, die durch den Versicherungsnehmer mit der Bewachung der als Versicherungsort vereinbarten
        Räume beauftragt sind.

5.        Raub auf Transportwegen 
             a)     Für Raub auf Transportwegen gilt abweichend von Nr. 4:

        aa)    Dem Versicherungsnehmer stehen sonstige Personen gleich, die in seinem Auftrag den Transport durchführen. Dies gilt jedoch nicht, wenn 
                 der Transportauftrag durch ein Unternehmen durchgeführt wird, das sich gewerbsmäßig mit Geldtransporten befasst.
        bb)   Die den Transport durchführenden Personen, gegebenenfalls auch der Versicherungsnehmer selbst, müssen für diese Tätigkeit geeignet 
                 und volljährig sein.
        cc)    In den Fällen von Nr. 4 a) bb) liegt Raub nur vor, wenn die angedrohte Gewalttat an Ort und Stelle verübt werden soll.
b)     Wenn der Versicherungsnehmer bei der Durchführung des Transports nicht persönlich mitwirkt, so leistet der Versicherer Entschädigung bis zu 
        12.500 € je Versicherungsfall auch für Schäden, die ohne Verschulden einer der den Transport ausführenden Personen entstehen
        aa)    durch Erpressung gemäß § 253 StGB, begangen an diesen Personen;
        bb)   durch Betrug gemäß § 263 StGB, begangen an diesen Personen;
        cc)    durch Diebstahl von Sachen, die sich in unmittelbarer körperlicher Obhut dieser Person befinden;
        dd)   dadurch, dass diese Personen nicht mehr in der Lage sind, die ihnen anvertrauten Sachen zu betreuen.
c)     Für Schäden durch Raub auf Transportwegen leistet, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, der Versicherer Entschädigung
        aa)    über 25.000 € nur, wenn der Transport durch mindestens zwei Personen durchgeführt wurde;
        bb)   über 50.000 € nur, wenn der Transport durch mindestens zwei Personen und mit Kraftwagen durchgeführt wurde;
        cc)    über 125.000 € nur, wenn der Transport durch mindestens drei Personen und mit Kraftwagen durchgeführt wurde;
        dd)   über 250.000 € nur, wenn der Transport durch mindestens drei Personen mit Kraftwagen und außerdem unter polizeilichem Schutz oder 
                 unter besonderen, mit dem Versicherer vorher für den Einzelfall oder für mehrere Fälle schriftlich vereinbarten Sicherheitsvorkehrungen 
                 durchgeführt wurde.
d)     Soweit c) Transport durch mehrere Personen voraussetzt, muss gemeinschaftlicher Gewahrsam dieser Personen an den versicherten Sachen 
        bestehen. 
        Gewahrsam haben nur Personen, die sich unmittelbar bei den Sachen befinden.
        Soweit c) Transport mit Kraftwagen voraussetzt, zählt der Fahrer nicht als den Transport durchführende Person. Jedoch muss er als Fahrer von 
        Geldtransporten geeignet sein.
        Gewahrsam an Sachen in Kraftwagen haben nur die Personen, die sich in oder unmittelbar bei dem Kraftwagen befinden.

6.        Ereignisort
             a)      Alle Voraussetzungen eines Einbruchdiebstahls, eines Raubes oder von Vandalismus nach einem Einbruch müssen innerhalb des 
                      Versicherungsortes verwirklicht worden sein. 
                      Bei mehreren Versicherungsorten müssen alle Voraussetzungen innerhalb der Räume von Gebäuden desselben Versicherungsortes verwirklicht 
                      worden sein.

b)     Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der Herausgabe oder Wegnahme erst auf Verlangen des Täters herangeschafft werden, es sei denn, 
        das Heranschaffen erfolgt nur innerhalb des Versicherungsortes, an dem die Tathandlungen nach Nr. 4 a) aa) - 4 a) cc) verübt wurden. 
c)     Bei Raub auf Transportwegen beginnt der Transportweg mit der Übernahme versicherter Sachen für einen unmittelbar anschließenden Transport
         und endet an der Ablieferungsstelle mit der Übergabe. Versichert sind nur die Sachen, die sich bei Beginn der Tat an dem Ort befunden haben,
        an dem die Gewalt ausgeübt oder die Drohung mit Gewalt verübt wurde. 

7.        Nicht versicherte Schäden
             Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch 

a)     Raub auf Transportwegen, wenn und solange eine größere als die vereinbarte Zahl von Transporten gleichzeitig unterwegs ist; 
b)     Brand, Blitzschlag, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder Ladung;
c)     bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser (für Schäden gemäß Nr. 5 b) dd) gilt dieser Ausschluss nicht);
d)     Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch;
e)     Überschwemmung.

III.     Leitungswasserversicherung
1.        Bruchschäden innerhalb von Gebäuden
             Der Versicherer leistet Entschädigung für innerhalb von Gebäuden eintretende

a)     frostbedingte und sonstige Bruchschäden an versicherten Rohren 
        aa)    der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) und den damit verbundenen Schläuchen,
        bb)    der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen,
        cc)    von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen,
        sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind;
b)     frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten versicherten Installationen:
        aa)    Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) 
                 sowie deren Anschlussschläuche,
        bb)   Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder 
                 Solarheizungsanlagen.
Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, einschließlich der Bodenplatte. 
Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes. 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht tragend)  nicht versichert.

2.        Bruchschäden außerhalb von Gebäuden 
             Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden an den Zuleitungsrohren der 
             Wasserversorgung oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen soweit

a)     diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen und 
b)     die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden und 
c)     der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.
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3.        Nässeschäden
             a)      Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser zerstört oder beschädigt
                      werden oder abhanden kommen.
             b)     Das Leitungswasser muss ausgetreten sein aus 
                      aa)    Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit verbundenen Schläuchen;

bb)   mit dem Rohrsystem der Wasserversorgung verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren wasserführenden Teilen;
cc)    Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfheizung;
dd)   Klima-, Wärmepumpen oder Solarheizungsanlagen;
ee)    Wasserlösch- und Berieselungsanlagen;
ff)     Wasserbetten und Aquarien in Wohnbereichen.

             c)     Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich.

4.        Nicht versicherte Schäden
             a)     Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch

aa)    Regenwasser aus Fallrohren;
bb)   Plansch- oder Reinigungswasser;
cc)    Schwamm;
dd)   Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Überschwemmung oder Witterungsniederschläge oder einen durch diese Ursachen 
        hervorgerufenen Rückstau;
ee)    Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch;
ff)     Erdfall oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser nach Nr. 3 den Erdfall oder den Erdrutsch verursacht hat;
gg)   Brand, Blitzschlag, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder Ladung;
hh)   Leitungswasser aus Eimern, Gieskannen oder ähnlichen mobilen Behältnissen;
ii)      Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druckproben oder durch Umbauten oder 
        Reparaturarbeiten an dem versicherten Gebäude oder an der Wasserlösch- oder Berieselungsanlage.

b)     Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an
aa)    Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen;
bb)   Sachen die noch nicht betriebsfertig aufgestellt oder montiert sind oder deren Probelauf noch nicht erfolgreich abgeschlossen ist 
        (Montageobjekte).

IV.     Sturm- und Hagelversicherung
1.        Versicherte Gefahren und Schäden
             Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen

a)      durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf versicherte Sachen oder auf Gebäude in denen sich versicherte Sachen befinden;
b)     dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf versicherte Sachen oder auf Gebäude in denen sich 
        versicherte Sachen befinden, wirft;
c)     als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versicherten Sachen;
d)     durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf Gebäude, die mit dem versicherten Gebäude oder Gebäuden, in denen sich 
        versicherte Sachen befinden, baulich verbunden sind;
e)     dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude wirft, die mit dem versicherten Gebäude oder 
        Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden sind.

2.        Sturm
             Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit mindestens 63 km/h).
             Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass

a)     die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso 
        widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, oder dass
b)     der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen befunden 
        haben, oder mit diesem Gebäude baulich verbundenen Gebäuden, nur durch Sturm entstanden sein kann.

3.        Hagel
             Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern.

4.        Nicht versicherte Schäden
             a)     Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch

aa)    Sturmflut;
bb)    Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen, 
         es sei denn, dass diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel entstanden sind und einen Gebäudeschaden darstellen;
cc)    Brand, Blitzschlag, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz von Luftfahrzeugen, ihrer Teile oder Ladung;
dd)   Lawinen, Schneedruck oder Vulkanausbruch;
ee)    Erdbeben.

             b)     Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an
aa)    Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen;
bb)   an Laden- und Schaufensterscheiben;
cc)    im Freien befindlichen beweglichen Sachen;
dd)   Sachen, die noch nicht betriebsfertig aufgestellt oder montiert sind oder deren Probelauf noch nicht erfolgreich abgeschlossen ist 
        (Montageobjekte).

D.2   Allgemeiner Teil für die Geschäfts-Gebäude- und Inhaltsversicherung
I.       Umfang des Versicherungsschutzes
1.        Ausschlüsse (Krieg, innere Unruhen, Kernenergie und Terrorakte)
             1.     Ausschluss Krieg
                      Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 
                      Revolution, Rebellion oder Aufstand. 

2.     Ausschluss Innere Unruhen 
        Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere Unruhen. 
3.     Ausschluss Kernenergie *)
        Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 
        Substanzen.
4.     Ausschluss Terrorakte
        Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Terrorakte.
        Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder Personengruppen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer oder ideologischer 
        Ziele, die geeignet sind, Angst und Schrecken in der Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regierung oder staatliche Einrichtung 
        Einfluss zu nehmen. 

*) Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge 
verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab.
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2.1  Versicherte Sachen
             1.     Gebäudeversicherung
                      Versichert sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten Gebäude mit ihren Gebäudebestandteilen und Gebäudezubehör einschließlich 
                      unmittelbar an das Gebäude anschließender Terrassen auf dem im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsgrundstück. Weitere 
                      Gebäude und Grundstücksbestandteile sind nur versichert, soweit diese ausdrücklich in den Versicherungsumfang einbezogen sind.
                      Nicht versichert sind in das Gebäude nachträglich eingefügte - nicht aber ausgetauschte - Sachen, die ein Mieter, Pächter 
                      oder Wohnungseigentümer auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat und daher hierfür die Gefahr trägt (hierzu siehe Nr. 2.2). Eine 
                      anderweitige Vereinbarung über die Gefahrtragung ist vom Versicherungsnehmer nachzuweisen.

        1.1   Gebäude im Sinne dieser Regelungen sind mit dem Erdboden verbundene Bauwerke, die zur überwiegenden Nutzung zu gewerblichen oder 
                 Wohnzwecken bestimmt sind und gegen äußere Einflüsse schützen können.
        1.2    Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude eingefügte Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit dem Gebäude ihre Selbstständigkeit 
                 verloren haben. Dazu gehören auch Einbaumöbel bzw. Einbauküchen, die nicht serienmäßig produziert, sondern individuell für das Gebäude 
                 raumspezifisch geplant und gefertigt sind.
        1.3    Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich im Gebäude befinden oder außen am Gebäude angebracht sind und der Instandhaltung 
                 bzw. überwiegenden Zweckbestimmung des versicherten Gebäudes zu dessen definierter Nutzung dienen. 
                 Als Gebäudezubehör gelten ferner Müllboxen sowie Klingel- und Briefkastenanlagen auf dem Versicherungsgrundstück. 
        1.4    Als Grundstücksbestandteile gelten die mit dem Grund und Boden des Versicherungsgrundstücks fest verbundenen Sachen.
        1.5    Versicherungsgrundstück ist das Flurstück/sind die Flurstücke auf dem das/die versicherte(n) Gebäude steht/stehen (Versicherungsort). 
                  Teilen sich mehrere Gebäude ein Flurstück, so gilt als Versicherungsort derjenige Teil des Flurstücks, der durch Einfriedung oder anderweitige
                 Abgrenzung dem/den im Versicherungsschein bezeichneten Gebäude(n) ausschließlich zugehörig ist/sind.
2.     Inhaltsversicherung
        Versichert sind die in dem Versicherungsvertrag bezeichneten beweglichen Sachen.
        Daten und Programme sind keine Sachen. Die Entschädigung hierfür richtet sich ausschließlich nach den Vereinbarungen über Daten und 
        Programme (siehe Ziffer 3).
        2.1    Bewegliche Sachen sind nur versichert, soweit der Versicherungsnehmer 
                 a)   Eigentümer ist;
                 b)   sie unter Eigentumsvorbehalt erworben oder mit Kaufoption geleast hat, die zum Schadenzeitpunkt noch nicht abgelaufen oder bereits 
                       ausgeübt war;
                 c)   sie sicherungshalber übereignet hat.
        2.2   Als bewegliche Sachen gelten auch in das Gebäude eingefügte Sachen, die der Versicherungsnehmer als Mieter oder Pächter auf seine 
                 Kosten angeschafft oder übernommen hat und für die er die Gefahr trägt.
3.     Fremdes Eigentum 
        Über Nr. 2.1 b) und c) hinaus ist fremdes Eigentum nur versichert, soweit es seiner Art nach zu den versicherten Sachen gehört und dem 
        Versicherungsnehmer zur Bearbeitung, Benutzung, Verwahrung oder zum Verkauf in Obhut gegeben wurde und soweit nicht der 
        Versicherungsnehmer nachweislich, insbesondere mit dem Eigentümer, vereinbart hat, dass die fremden Sachen durch den 
        Versicherungsnehmer nicht versichert werden brauchen.
4.     Versicherte Interessen 
        Die Versicherung gemäß Nr. 2.1 b), c) und Nr. 3 gilt für Rechnung des Eigentümers und des Versicherungsnehmers.
        In den Fällen der Nr. 3 ist jedoch für die Höhe des Versicherungswerts nur das Interesse des Eigentümers maßgebend.
5.     Nicht versicherte Sachen
        a)     Nicht versichert sind, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist:
                 Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sowie deren zugehörige Installationen (z. B. Solarmodule, Montagerahmen, 
                 Befestigungselemente, Mess-, Steuer- und Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung); 

b)     Bargeld und Wertsachen; Wertsachen sind Urkunden (z. B. Sparbücher und Wertpapiere), Briefmarken, Münzen und Medaillen, 
        Schmucksachen, Perlen und Edelsteine, auf Geldkarten geladene Beträge, unbearbeitete Edelmetalle sowie Sachen aus Edelmetallen, 
        ausgenommen Sachen, die dem Raumschmuck dienen;
c)     Geschäftsunterlagen;
d)     Baubuden, Zelte, Traglufthallen;
e)     Zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und Zugmaschinen;
f)      Hausrat aller Art;
g)     Grund und Boden, Wald oder Gewässer;
h)      Automaten mit Geldeinwurf (einschließlich Geldwechsler samt Inhalt sowie Geldausgabeautomaten), sofern es sich nicht um Vorräte handelt.

2.2      Wohnungs- und Teileigentum
             1.     Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungseigentümern der Versicherer wegen des Verhaltens einzelner Wohnungseigentümer ganz 
                      oder teilweise leistungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber den übrigen Wohnungseigentümern wegen deren Sondereigentums sowie deren 
                      Miteigentumsanteile nicht berufen.
                       Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf entfallenden Aufwendungen zu ersetzen.
             2.     Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als er gegenüber einzelnen 
                      Miteigentümern leistungsfrei ist, sofern diese zusätzliche Entschädigung zur Wiederherstellung des gemeinschaftlichen Eigentums verwendet 
                      wird.
                       Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese Mehraufwendungen zu erstatten.
             3.     Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 und Nr. 2 entsprechend.

3.        Daten und Programme in der Inhaltsversicherung
             1.     Schaden am Datenträger

        Entschädigung für Daten und Programme gemäß Nr. 2, 3 und 4 wird nur geleistet, wenn der Verlust, die Veränderung oder die Nichtverfügbarkeit 
        der Daten und Programme durch einen dem Grunde nach versicherten Schaden an dem Datenträger (Datenspeicher für maschinenlesbare 
        Informationen), auf dem die Daten und Programme gespeichert waren, verursacht wurde.
2.     Daten und Programme, die für die Grundfunktion einer versicherten Sache notwendig sind.
        Der Versicherer ersetzt die für die Grundfunktion einer versicherten Sache notwendigen Daten und Programme im Rahmen der Position, der die 
        Sache zuzuordnen ist, für deren Grundfunktion die Daten und Programme erforderlich sind.
        Für die Grundfunktion einer versicherten Sache notwendige Daten und Programme sind System-Programmdaten aus Betriebssystemen oder 
        damit gleichzusetzende Daten.
3.     Daten und Programme als Handelsware
        Der Versicherer ersetzt die auf einem versicherten und zum Verkauf bestimmten Datenträger gespeicherten Daten und Programme im Rahmen 
        der Position, der der zum Verkauf bestimmte Datenträger zuzuordnen ist.
4.     Sonstige Daten und Programme
        Der Versicherer ersetzt sonstige Daten und Programme im Rahmen der Position Geschäftsunterlagen.
        Sonstige Daten und Programme sind serienmäßig hergestellte Standardprogramme, individuelle Programme und individuelle Daten, die weder 
        für die Grundfunktion einer versicherten Sache notwendig noch auf einem zum Verkauf bestimmten Datenträger gespeichert sind.
5.      Ausschlüsse
        a)     Nicht versichert sind Daten und Programme, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist, die nicht betriebsfertig oder 
                 nicht lauffähig sind oder die sich nur im Arbeitsspeicher der Zentraleinheit befinden.
        b)     Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Umstände keine Entschädigung für Kosten, die zusätzlich entstehen, weil die 
                 versicherten Daten oder Programme durch Kopierschutz-, Zugriffsschutz- oder vergleichbare Vorkehrungen (z. B. Kopierschutzstecker oder 
                 Verschlüsselungsmaßnahmen) gesichert sind (z. B. Kosten für neuerlichen Lizenzerwerb).
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4.        Ertragsausfall in der Inhaltsversicherung
             1.     Soweit dies vereinbart ist, ist der Ertragsausfall des im Versicherungsvertrag bezeichneten Betriebs infolge einer durch einen Sachschaden 
                      - aufgrund einer der vereinbarten Gefahren (siehe Abschnitt D.1 Ziffer I. und/oder II. und/oder III. und/oder IV.) - verursachten Störung des 
                      Betriebsablaufs innerhalb der Haftzeit versichert.
             2.1   Ein Sachschaden liegt vor, wenn
                      a)     versicherte Sachen,
                      b)     sonstige bewegliche Sachen und Gebäude, die dem versicherten Betrieb dienen oder
                      c)     duplizierte Akten, Pläne, Geschäftsbücher, Karteien, Zeichnungen, individuelle Programme und individuelle Daten, die vom 
                               Versicherungsnehmer selbst oder in seinem Auftrag eigens für ihn erstellt worden sind auf einem Grundstück, auf dem der Versicherungsort 
                               liegt, durch eine versicherte Gefahr zerstört, beschädigt werden oder abhanden kommen. Ein Sachschaden in den in c) genannten 
                               Fallgruppen setzt eine Zerstörung, Beschädigung oder das Abhandenkommen des Datenträgers voraus.
                               Für nicht duplizierte Unterlagen besteht kein Versicherungsschutz.
             2.2   Ereignet sich der Sachschaden im Rahmen der abhängigen Außenversicherung (siehe Ziffer 5 Nr. 3) an versicherten Sachen (siehe Ziffer 2.1), so 
                      ist der daraus entstehende Ertragsausfall versichert.
             3.1   Ertragsausfall ist der entgehende Gewinn aus dem Umsatz der hergestellten Erzeugnisse, der gehandelten Waren und der Dienstleistungen sowie 
                      die fortlaufenden Kosten und die schadenmindernden Mehrkosten.
             3.2   Nicht versichert sind

a)     Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie für bezogene Waren, soweit es sich nicht um Aufwendungen zur Betriebserhaltung 
        oder um Mindest- und Vorhaltegebühren für Energiefremdbezug handelt;
b)     Umsatz-/Mehrwertsteuer, Verbrauchssteuern und Ausfuhrzölle;
c)     Ausgangsfrachten, soweit keine fortlaufenden vertraglichen Zahlungsverpflichtungen entgegenstehen, und Paketporti;
d)     umsatzabhängige Versicherungsbeiträge;
e)     umsatzabhängige Lizenzgebühren und umsatzabhängige Erfindervergütungen;
f)      Gewinne und Kosten, die mit dem Fabrikations-, Handels- oder Gewerbebetrieb nicht zusammenhängen, beispielsweise aus Kapital-, 
        Spekulations- oder Grundstücksgeschäften.

             3.3   Der Versicherer haftet nicht, soweit der Ertragsausfallschaden erheblich vergrößert wird
a)     durch außergewöhnliche, während der Unterbrechung eintretende Ereignisse;
b)     durch behördlich angeordnete Wiederaufbau- oder Betriebsbeschränkungen;
c)     dadurch, dass dem Versicherungsnehmer zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung zerstörter, beschädigter oder abhanden 
        gekommener Sachen nicht rechtzeitig genügend Kapital zur Verfügung steht.

             4.     Der Versicherer haftet für den Ertragsausfallschaden, der innerhalb von 12 Monaten seit Eintritt des Sachschadens entsteht bis zur Höhe der 
                      vereinbarten Versicherungssumme.
5.        Versicherungsort
             1.     Örtlicher Geltungsbereich
                      a)     Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes.

        Diese Beschränkung gilt nicht für Sachen, die infolge eines eingetretenen oder unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfalls aus dem 
        Versicherungsort entfernt und in zeitlichem und örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört werden oder 
        abhandenkommen.
        aa) Versicherungsort für Einbruchdiebstahl oder Vandalismus nach einem Einbruch sind nur die Gebäude oder Räume von Gebäuden, die 
              im Versicherungsvertrag bezeichnet sind oder die sich auf den im Versicherungsvertrag bezeichneten Grundstücken befinden. 
        bb) Versicherungsort für Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstücks ist das gesamte Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, 
              wenn das Grundstück allseitig umfriedet ist.
        cc) Versicherungsort für Raub auf Transportwegen ist, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, Deutschland.
b)     Versicherungsort sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäuden oder die als Versicherungsort 
        bezeichneten Grundstücke.
c)     Versicherungsort für Sicherungsdaten/-träger ist auch das Gebäude, in das diese ausgelagert sind.

             2.     Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen 
        Soweit Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen versichert sind, besteht in den Wohnräumen der Betriebsangehörigen kein 
        Versicherungsschutz.
3.     Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, besteht Versicherungsschutz auch für versicherte Sachen (siehe Ziffer 2.1 Nr. 2 und Nr. 3), die sich vor-
        übergehend außerhalb des Versicherungsortes in Deutschland befinden. Zeiträume von mehr als 100 Tagen gelten nicht als vorübergehend. 
        Sachen, die auf Baustellen gelagert werden, sind nicht versichert.
        Für die Gefahren Einbruchdiebstahl (siehe Abschnitt D.1 II.) sowie Sturm und Hagel (siehe Abschnitt D.1 IV.) ist Voraussetzung, dass 
        sich die Sachen in verschlossenen Gebäuden befinden.
        Die Entschädigung ist auf 10 % der Versicherungssumme (höchstens 15.000 €) begrenzt.
4.     Bargeld und Wertsachen
        Soweit Bargeld und Wertsachen versichert sind, besteht Versicherungsschutz nur in verschlossenen Räumen oder Behältnissen der im 
        Versicherungsvertrag bezeichneten Art. 
        Sofern zusätzlich vereinbart, sind diese während der Geschäftszeit oder sonstiger vereinbarter Zeiträume auch ohne Verschluss bis zu der 
        vereinbarten Entschädigungsgrenze versichert. 
        Dies gilt nicht für Schäden durch Raub.
5.     Bargeld in Registrierkassen sowie elektrischen und elektronischen Kassen ist auch versichert, solange diese geöffnet sind.
        Die Entschädigung ist auf 50 € begrenzt.

6.        Aufräumungs- und Abbruchkosten; Bewegungs- und Schutzkosten; Wiederherstellungskosten von Geschäftsunterlagen; 
           Feuerlöschkosten in der Feuerversicherung; Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen; Mehrkosten 
           durch Preissteigerungen
             1.     Versicherbare Kosten
             1.1    Der Versicherer ersetzt bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme die infolge eines Versicherungsfalls tatsächlich entstandenen 
                      Aufwendungen für notwendige

a)      Aufräumungs- und Abbruchkosten;
b)     Bewegungs- und Schutzkosten;
c)     Wiederherstellungskosten von Geschäftsunterlagen;
d)     Feuerlöschkosten in der Feuerversicherung;
e)     Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen;
f)      Mehrkosten durch Preissteigerungen.
Die vereinbarte Versicherungssumme gemäß Satz 1 wird nicht für die Feststellung einer Unterversicherung herangezogen. Sofern eine 
Unterversicherung für eine vom Schaden betroffene Position besteht, für welche die Mehrkosten gemäß e) und f) versichert sind, werden 
diese Mehrkosten nur im Verhältnis der Versicherungssumme der vom Schaden betroffenen Position zum Versicherungswert der vom 
Schaden betroffenen Position ersetzt.

             1.2   Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer ohne Berücksichtigung einer Unterversicherung (auf Erstes Risiko) in der 
                      Einbruchdiebstahlversicherung (siehe Abschnitt D.1 II.) die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen Aufwendungen für 
                      a)      Schlossänderungen an den Türen der als Versicherungsort vereinbarten Räume, wenn Schlüssel zu diesen Türen durch einen 
                               Versicherungsfall oder durch einen außerhalb des Versicherungsortes begangenen Einbruchdiebstahl oder Raub innerhalb eines 
                               Gebäudes oder Grundstücks oder Raub auf Transportwegen abhanden gekommen sind; dies gilt nicht bei Türen von Tresorräumen;
                      b)     die Beseitigung von Schäden
                               aa) an Dächern, Decken, Wänden, Fußböden, Türen, Schlössern, Fenstern (ausgenommen Schaufensterverglasungen), Rollladen und 
                                    Schutzgitter der als Versicherungsort vereinbarten Räume (Gebäudeschäden),
                               bb) an Schaukästen und Vitrinen (ausgenommen Verglasungen) außerhalb des Versicherungsortes, aber innerhalb des Grundstücks, auf 
                                    dem der Versicherungsort liegt und in dessen unmittelbarer Umgebung;
                      c)      für Änderung der Schlösser und Anfertigung neuer Schlüssel sowie für unvermeidbares gewaltsames Öffnen und für Wiederherstellung 
                               der Behältnisse, sofern die Schlüssel infolge eines Versicherungsfalls abhanden gekommen sind und zu Behältnissen nach Ziffer 5 
                               Nr. 4 gehören, die sich innerhalb der als Versicherungsort vereinbarten Räume befinden; 
                      d)     die notwendigen Kosten für provisorische Reparaturmaßnahmen zum Schutz versicherter Sachen sowie für die notwendige Bewachung 
                                zur Vermeidung von Folgeereignissen, die durch einen Versicherungsfall oder den Versuch einer Tat nach Abschnitt D.1 II. entstehen.
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             2.     Aufräumungs- und Abbruchkosten
                      Aufräumungs- und Abbruchkosten sind Aufwendungen, für das Aufräumen der Schadenstätte einschließlich des Abbruchs stehen gebliebener 
                      Teile, für das Abfahren von Schutt und sonstigen Resten zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern oder Vernichten.
             3.     Bewegungs- und Schutzkosten
                      Bewegungs- und Schutzkosten sind Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung von
                      versicherten Sachen, andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden müssen Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere 
                      Aufwendungen für De- oder Remontage von Maschinen, für Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder für das Erweitern von 
                      Öffnungen.
             4.      Wiederherstellungskosten von Geschäftsunterlagen
                      Wiederherstellungskosten von Geschäftsunterlagen sind Aufwendungen, die innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls für 
                      die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung von Geschäftsunterlagen, serienmäßig hergestellten Programmen, individuellen Daten und 
                      individuellen Programmen anfallen.

5.     Feuerlöschkosten in der Feuerversicherung
Feuerlöschkosten sind Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer zur Brandbekämpfung für geboten halten durfte, einschließlich der Kosten für
Leistungen der Feuerwehr oder anderer im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichteter Institutionen, soweit diese nicht nach den
Bestimmungen über die Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens zu ersetzen sind.
Nicht versichert sind jedoch Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse
kostenfrei zu erbringen sind.
Freiwillige Zuwendungen des Versicherungsnehmers an Personen, die sich bei der Brandbekämpfung eingesetzt haben, sind nur zu ersetzen, wenn der
Versicherer vorher zugestimmt hatte.

6.     Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen
a)     Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen sind Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die versicherte und 
        vom Schaden betroffene Sache aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt oder 
        wiederbeschafft werden darf.
b)     Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden, sind die dadurch entstehenden Mehrkosten nicht 
        versichert.
        War aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls ganz oder teilweise 
        untersagt, sind die dadurch entstehenden Mehrkosten nicht versichert.
c)     Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache aufgrund behördlicher 
        Wiederherstellungsbeschränkungen nur an anderer Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch 
        bei Wiederherstellung an bisheriger Stelle entstanden wären.
d)     Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch entstehen, dass sich die Wiederherstellung durch behördliche 
        Wiederherstellungsbeschränkungen verzögert, werden gemäß Nr. 7 ersetzt.
e)     Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwerts zum Neuwert ersetzt.

7.     Mehrkosten durch Preissteigerungen
a)     Mehrkosten durch Preissteigerungen sind Aufwendungen für Preissteigerungen versicherter und vom Schaden betroffener Sachen 
        zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung.
b)     Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung nicht unverzüglich veranlasst, werden die Mehrkosten nur 
        in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei unverzüglicher Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung entstanden wären.
c)      Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereignissen, behördlichen Wiederherstellungs- oder Betriebsbeschränkungen oder 
        Kapitalmangel sind nicht versichert.
        Sofern behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der versicherten und vom Schaden 
        betroffenen Sachen verzögern, werden die dadurch entstandenen Preissteigerungen jedoch ersetzt.
d)     Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des Zeitwerts zum Neuwert ersetzt.

7.        Mietausfall; Mietwert
             1.     Soweit dies vereinbart ist, ist der Mietausfall der im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude infolge eines Versicherungsfalls aufgrund einer 
                      der vereinbarten Gefahren (siehe Abschnitt D.1 I. und/oder III. und/oder IV.) innerhalb der Haftzeit versichert.

2.1   Mietausfall ist der entgangene Mietzins einschließlich fortlaufender Mietnebenkosten, der dadurch entsteht, dass der Mieter infolge eines 
        Versicherungsfalls kraft Gesetzes oder nach dem Mietvertrag berechtigt ist, die Zahlung der Miete ganz oder teilweise zu verweigern.
        War das Gebäude zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls nicht vermietet, wird Mietausfall nur ersetzt, sofern Vermietung zu einem 
        späteren, in der Wiederherstellungszeit liegenden Termin nachgewiesen wird.
2.2   Hat der Versicherungsnehmer die Räume selbst genutzt oder unentgeltlich einem Dritten überlassen und sind diese infolge eines 
        Versicherungsfalls unbenutzbar geworden, so ist der ortsübliche Mietwert zu ersetzen, falls dem Versicherungsnehmer oder Dritten die 
        Beschränkung auf etwa benutzbar gebliebene Räume nicht zugemutet werden kann.
3.     Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, wird der Mietausfall bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Räume wieder benutzbar sind, höchstens 
        jedoch für die vereinbarte Dauer seit Eintritt des Versicherungsfalls.

8.        Versicherungssumme; Versicherungswert
             1.     Versicherungswert von Gebäuden 
                      a)      Versicherungswert von Gebäuden ist
                               aa) soweit Versicherung zum gleitenden Neuwert vereinbart ist, der ortsübliche Neubauwert des Gebäudes in Preisen des Jahres 1914.
                                    Der Versicherer passt den Versicherungsschutz an die Baukostenentwicklung an (siehe Abschnitt B. I. Ziffer 8.2 A). Deshalb besteht
                                    Versicherungsschutz auf der Grundlage des ortsüblichen Neubauwerts zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls, soweit nicht die
                                    Beschränkung auf eine Höchsthaftung vereinbart wurde. 

              Der Neubauwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand herzustellen. Dazu 
              gehören Architektengebühren sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten.
              Bestandteil des Neuwerts sind insoweit auch Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die Wiederherstellung oder 
              Wiederbeschaffung der Sachen in derselben Art und Güte infolge Technologiefortschritts entweder nicht möglich ist oder nur mit 
              unwirtschaftlichem Aufwand möglich wäre. Die Ersatzgüter müssen hierbei den vorhandenen Sachen möglichst nahe kommen.
              Nicht Bestandteil des Neuwerts sind Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, dass 
              Sachen aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt werden dürfen, es sei denn, dass 
              diese Mehrkosten als Technologiefortschritt zu berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten besteht gemäß den 
              Vereinbarungen zu den versicherten Kosten.
              Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung sind ebenfalls nicht 
              Bestandteil des Neuwerts. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten Kosten;
        bb) soweit Versicherung zum gleitenden Zeitwert vereinbart ist, der ortsübliche Zeitwert des Gebäudes in Preisen des Jahres 1914. Der 
              Zeitwert bemisst sich nach Größe, Ausstattung sowie Ausbau des Gebäudes. Hierzu gehören auch Architektengebühren sowie sonstige 
              Konstruktions- und Planungskosten. Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes durch einen Abzug entsprechend seinem 
              insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand.
              Der Versicherer passt den Versicherungsschutz an die Baukostenentwicklung an (siehe Abschnitt B. I. Ziffer 8.2 A.). Deshalb besteht 
              Versicherungsschutz auf der Grundlage des ortsüblichen Neubauwerts zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls;
        cc)  soweit Versicherung zum Neuwert vereinbart ist, der Neuwert. 
              Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand herzustellen. Maßgebend ist der 
              ortsübliche Neubauwert einschließlich Architektengebühren sowie sonstige Konstruktions- und Planungskosten.
              Bestandteil des Neuwerts sind insoweit auch Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die Wiederherstellung der Sachen in dersel-
              ben Art und Güte infolge Technologiefortschritts entweder nicht möglich ist oder nur mit unwirtschaftlichem Aufwand möglich wäre. Die 
              Ersatzgüter müssen hierbei den vorhandenen Sachen möglichst nahe kommen.
              Nicht Bestandteil des Neuwerts sind Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, dass 
              Sachen aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt werden dürfen, es sei denn, dass 
              diese Mehrkosten als Technologiefortschritt zu berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für Mehrkosten durch behördliche 
              Wiederherstellungsbeschränkungen besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten Kosten.
              Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung sind ebenfalls nicht 
              der Bestandteil des Neuwerts. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten Kosten;
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         dd) der Zeitwert, falls Versicherung nur zum Zeitwert vereinbart ist oder falls der Zeitwert im Falle von a) oder c) weniger als 50 % des Neuwerts
              beträgt (Zeitwertvorbehalt).
              Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert des Gebäudes durch einen Abzug entsprechend seinem insbesondere durch den 
              Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;
        ee) der gemeine Wert, falls Versicherung nur zum gemeinen Wert vereinbart ist oder falls das Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst 
              dauernd entwertet ist; eine dauernde Entwertung liegt insbesondere vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck allgemein oder im Betrieb 
              des Versicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist. Gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis 
              für das Gebäude oder für das Altmaterial. 

                      b)     Der Versicherungswert von Grundstücksbestandteilen, die nicht Gebäude sind, ist, soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, entweder 
                               der Zeitwert gemäß a) dd) oder unter den dort genannten Voraussetzungen der gemeine Wert gemäß a) ee). 
             2.     Versicherungswert von beweglichen Sachen 

a)     Der Versicherungswert der technischen und kaufmännischen Betriebseinrichtung ist der 
         aa) Neuwert. Der Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand wiederzubeschaffen
              oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.
              Bestandteil des Neuwerts sind insoweit auch Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die Wiederherstellung oder 
              Wiederbeschaffung der Sachen in derselben Art und Güte infolge Technologiefortschritts entweder nicht möglich ist oder nur mit 
              unwirtschaftlichem Aufwand möglich wäre. Die Ersatzgüter müssen hierbei den vorhandenen Sachen möglichst nahe kommen.
              Nicht Bestandteil des Neuwerts sind Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, dass 
              Sachen aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden dür-
              fen, es sei denn, dass diese Mehrkosten als Technologiefortschritt zu berücksichtigen sind. Versicherungsschutz für Mehrkosten durch 
              behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten Kosten.
              Mehrkosten durch Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung 
              sind ebenfalls nicht Bestandteil des Neuwerts. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den 
              versicherten Kosten;
        bb) Zeitwert, falls Versicherung nur zum Zeitwert vereinbart ist oder falls der Zeitwert im Fall der Versicherung zum Neuwert  weniger als 
              40 % des Neuwerts beträgt (Zeitwertvorbehalt). Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der beweglichen Sachen durch einen Abzug 
              entsprechend ihrem insbesondere durch den Abnutzungsgrad bestimmten Zustand. 
              Ständig bestimmungsgemäß im Gebrauch befindliche und ordnungsgemäß instand gehaltene Sachen werden mit mindestens 40%
              des Neuwerts bewertet, dies gilt nicht sofern Versicherung nur zum Zeitwert vereinbart ist;
        cc)  der gemeine Wert soweit die Sache für ihren Zweck allgemein oder im Betrieb des Versicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist. 
              Gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis für die Sache oder für das Altmaterial.
b)     Der Versicherungswert von Vorräten ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen oder sie neu 
        herzustellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.
        Mehrkosten durch Preissteigerung zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalls und der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der 
        Vorräte sind nicht zu berücksichtigen. Versicherungsschutz für diese Mehrkosten besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten 
        Kosten. 
        Der Versicherungswert ist begrenzt durch den erzielbaren Verkaufspreis, bei nicht fertig gestellten eigenen Erzeugnissen durch den 
        erzielbaren Verkaufspreis der fertigen Erzeugnisse. 
c)     Der Versicherungswert von Anschauungsmodellen, Prototypen und Ausstellungsstücken, ferner für typengebundene, für die laufende 
        Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen, ohne Kaufoption geleasten Sachen oder geleasten Sachen, bei denen die 
        Kaufoption bei Schadenantritt abgelaufen war, sowie für alle sonstigen in a) und b) nicht genannten beweglichen Sachen ist entweder der 
        Zeitwert gemäß a) bb) oder unter den dort genannten Voraussetzungen der gemeine Wert gemäß a) cc).
d)      Der Versicherungswert von Wertpapieren ist
        aa) bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der mittlere Einheitskurs am Tag der jeweils letzten Notierung aller amtlichen Börsen 
              Deutschlands;
        bb) bei Sparbüchern der Betrag des Guthabens;
        cc)  bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

             3.     Umsatzsteuer
                      Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Umsatzsteuer einzubeziehen.
             4.     Versicherungssumme 

a)     Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte Betrag, der dem 
        Versicherungswert gemäß Nr. 1 und 2 entsprechen soll. 
b)     Ist Versicherung zum Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert vereinbart worden, soll der Versicherungsnehmer die Versicherungssumme für 
        die versicherte Sache für die Dauer des Versicherungsverhältnisses dem jeweils gültigen Versicherungswert anpassen.
c)     Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert, kann die Regelung über die 
        Unterversicherung zur Anwendung kommen (siehe Ziffer 9 Nr. 4).

5.     Fremdes Eigentum
a)     Die Versicherung gilt für Rechnung des Eigentümers und des Versicherungsnehmers. 
        Für versicherte Sachen, die der Versicherungsnehmer unter Eigentumsvorbehalt erworben hat, sowie für fremdes Eigentum und für 
        Gebrauchsgegenstände der Betriebsangehörigen ist für die Höhe des Versicherungswerts, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, nur 
        das Interesse des Eigentümers maßgebend.
b)      Abweichend von a) ist bei Sachen, die der Versicherungsnehmer ohne Kaufoption geleast hat oder bei denen die Kaufoption bei 
        Schadeneintritt bereits abgelaufen war, das versicherte Interesse des Leasinggebers (Eigentümers) und damit der Versicherungswert
       - abweichend von Nr. 1 und Nr. 2 - begrenzt. Maßgebend ist der Betrag, der sich ausgehend vom Anschaffungspreis und unbeschadet der 
        Regelung nach Nr. 2 a) bb) und Nr. 2 c) nach Abzug der bis zum Schadeneintritt im Rahmen der Leasingraten vom Versicherungsnehmer 
        bereits entrichteten Sachwertabschreibung ergibt. 
        Wird die Sachwertabschreibung nicht belegt, ist die vereinbarte Leasingrate in Abzug zu bringen.
         Ist der ermittelte Betrag höher  als  die maximale Restforderung des Leasinggebers gegenüber dem Leasingnehmer, so ist diese maßgeblich. 

6.     Versicherungswert bei Entschädigungsgrenzen 
Ist die Entschädigung für einen Teil des versicherten Interesses (Position) auf bestimmte Beträge begrenzt, so werden bei Ermittlung des
Versicherungswerts höchstens diese Beträge für die betreffende Position berücksichtigt.

9.        Entschädigungsberechnung
             1.     Entschädigungsberechnung
                      a)      Der Versicherer ersetzt
                            aa) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalls abhanden gekommenen Sachen den Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt
                                    des Versicherungsfalls;
                            bb) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls zuzüglich einer durch den 
                                        Versicherungsfall entstandenen und durch die Reparatur nicht auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch den Versicherungswert 
                                    unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls.

              Die Reparaturkosten werden gekürzt, soweit durch die Reparatur der Versicherungswert der Sache gegenüber dem Versicherungswert 
              unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls erhöht wird.
b)      Öffentlich-rechtliche Vorschriften, nach denen die noch vorhandene und technisch brauchbare Sachsubstanz der versicherten und vom 
        Schaden betroffenen Sache für die Wiederherstellung nicht wieder verwendet werden darf, werden bei der Entschädigungsberechnung 
        gemäß a) berücksichtigt, soweit 
        aa) es sich nicht um behördliche Anordnungen handelt, die vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden oder 
        bb) nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls ganz oder teilweise 
              untersagt war.
        Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, dass die versicherte und vom Schaden 
        betroffene Sache aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte wiederhergestellt oder wiederbeschafft 
        werden darf, werden im Rahmen der Entschädigungsberechnung gemäß a) nicht ersetzt, es sei denn, dass diese Mehrkosten als 
        Technologiefortschritt im Versicherungswert zu berücksichtigen sind.
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c)     Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschädigungsberechnung gemäß a) und b) angerechnet.
d)     Versicherungsschutz für Aufräumungs- und Abbruchkosten, Bewegungs- und Schutzkosten, Wiederherstellungskosten von 
        Geschäftsunterlagen, Feuerlöschkosten in der Feuerversicherung, Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen und 
        Mehrkosten durch Preissteigerungen besteht gemäß den Vereinbarungen zu den versicherten Kosten. 
e)     Für Ertragsausfälle leistet der Versicherer Entschädigung nur, soweit dies besonders vereinbart ist. 

             2.     Neuwertschaden
                      Ist die Entschädigung zum Neuwert vereinbart, erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den Zeitwertschaden 
                      übersteigt (Neuwertanteil), einen Anspruch nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalls 
                      sichergestellt hat, dass er die Entschädigung verwenden wird, um 
                      a)      Gebäude in gleicher Art und Zweckbestimmung an der bisherigen Stelle wiederherzustellen. Ist die Wiederherstellung an der bisherigen 
                               Stelle rechtlich nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genügt es, wenn das Gebäude an anderer Stelle in Deutschland 
                               wiederhergestellt wird; auch in diesem Fall bleibt es bei dem Entschädigungsbetrag, der bei einer Wiederherstellung an der bisherigen Stelle 
                               entstanden wäre;

b)     bewegliche Sachen, die zerstört wurden oder abhanden gekommen sind, in gleicher Art und Güte und in neuwertigem Zustand 
        wiederzubeschaffen. Nach vorheriger Zustimmung des Versicherers genügt Wiederbeschaffung gebrauchter Sachen; anstelle von 
        Maschinen und Geräten können Maschinen und Geräte beliebiger Art wiederbeschafft werden, wenn deren Betriebszweck derselbe ist;
c)     bewegliche Sachen, die beschädigt worden sind, wiederherzustellen.

             3.     Zeitwertschaden
a)     Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen gemäß den Bestimmungen über den Versicherungswert
        festgestellt. Bei beschädigten Sachen werden die Kosten einer Reparatur um den Betrag gekürzt, um den durch die Reparatur der Zeitwert 
        der Sache gegenüber dem Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls erhöht würde. 
b)     Sofern Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner typengebundene, für die laufende Produktion nicht mehr 
        benötigte Fertigungsvorrichtungen versichert sind, erwirbt der Versicherungsnehmer auf den Teil der Entschädigung für diese Sachen, der 
        den gemeinen Wert übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für die Verwendung der Entschädigung die Voraussetzungen gemäß Nr. 2 b) oder 
        2 c) erfüllt sind und die Wiederherstellung notwendig ist.

             4.     Unterversicherung
a)     Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls, so besteht 
        Unterversicherung. Im Fall der Unterversicherung wird die Entschädigung nach Nr. 1 in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum 
        Versicherungswert nach folgender Berechnungsformel gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungssumme 
        dividiert durch den Versicherungswert. Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position versicherten Sachen auf bestimmte Beträge 
        begrenzt, so werden bei Ermittlung des Versicherungswerts der davon betroffenen Sachen höchstens diese Beträge berücksichtigt. Ergibt 
        sich aus dem so ermittelten Versicherungswert eine Unterversicherung, so wird die Entschädigung nach Nr. 1 entsprechend gekürzt. 
b)     Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede vereinbarte Position gesondert festzustellen.
c)      Die Bestimmungen über den Selbstbehalt nach Nr. 6 und die Entschädigungsgrenzen nach Nr. 7 sind im Anschluss von a) und b) anzuwenden.
d)     In der gleitenden Neuwertversicherung gilt die Versicherungssumme 1914, als ausreichend vereinbart, wenn
        aa) sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten Schätzung eines Bausachverständigen festgesetzt wird;
        bb) der Versicherungsnehmer im Antrag den Neuwert in Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt und der Versicherer diesen Betrag 
              auf seine Verantwortung umrechnet;
        cc)  der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe, Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend beantwortet und der 
              Versicherer hiernach die Versicherungssumme umrechnet.
        Wird die nach aa) bis cc) ermittelte Versicherungssumme 1914 vereinbart, nimmt der Versicherer keinen Abzug wegen Unterversicherung 
        vor (Unterversicherungsverzicht).
        Der Unterversicherungsverzicht gilt nicht, wenn nachträglich wertsteigernde bauliche Maßnahmen durchgeführt wurden.

             5.     Versicherung auf Erstes Risiko
                      Ist für einzelne Positionen die Versicherung auf Erstes Risiko vereinbart, wird eine Unterversicherung bei diesen Positionen nicht berücksichtigt. 
             6.     Selbstbehalt
                      Die Entschädigung wird je Versicherungsfall um die vereinbarte Selbstbeteiligung gekürzt.
                      Die Bestimmungen über die Entschädigungsgrenzen nach Nr. 7 sind im Anschluss an diese Kürzung anzuwenden.
             7.     Entschädigungsgrenzen
                      Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall höchstens

a)     bis zu der je Position vereinbarten Versicherungssumme;
b)     bis zu den zusätzlich vereinbarten Entschädigungsgrenzen;
c)     bis zu der vereinbarten Jahreshöchstentschädigung; Schäden, die im laufenden Versicherungsjahr beginnen, fallen insgesamt unter die
        Jahreshöchstentschädigung. 
Maßgebend ist der niedrigere Betrag.

8.     Umsatzsteuer
Die Umsatzsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer
die Umsatzsteuer anlässlich der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung tatsächlich nicht gezahlt hat.

10.      Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
             1.     Fälligkeit der Entschädigung

a)     Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
        Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage 
        der Sache mindestens zu zahlen ist.
b)     Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer gegenüber dem 
        Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat.
c)     Der über den gemeinen Wert hinausgehende Teil der Entschädigung für Anschauungsmodelle, Prototypen, Ausstellungsstücke sowie 
        typengebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte Fertigungsvorrichtungen wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer 
        gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat.

2.     Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versicherer nach Nr. 1 b) geleisteten Entschädigung verpflichtet, wenn die Sache infolge eines
Verschuldens des Versicherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist. 

3.     Verzinsung 
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
a)     Die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird - seit Anzeige des Schadens zu 
        verzinsen.
b)     Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der Versicherungsnehmer 
        die Sicherstellung der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat.
c)     Der Zinssatz liegt 1 % unter dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 % und 
        höchstens bei 6 % Zinsen pro Jahr.
d)     Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

4.     Hemmung
                      Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3 a) und 3 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des 
                      Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.
             5.     Aufschiebung der Zahlung
                      Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a)     Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
b)     ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses 
        Versicherungsfalls noch läuft;
c)     eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzlichen Bestimmungen über die Sicherung von Realgläubigern nicht erfolgte.
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11.      Sachverständigenverfahren
             1.     Feststellung der Schadenhöhe

Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem
Sachverständigenverfahren festgestellt wird.
Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

             2.     Weitere Feststellungen
Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

             3.     Verfahren vor Feststellung
Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a)     Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die andere 
        unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der 
        zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch 
        das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer 
        auf diese Folge hinzuweisen.
b)     Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauern-
        der Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem 
        ähnlichen Verhältnis steht.
c)     Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die Regelung 
        unter b) gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird 
        der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

             4.     Feststellung
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten
a)     ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und beschädigten versicherten Sachen sowie deren nach dem Versicherungsvertrag 
        in Frage kommenden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls,
b)     die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten,
c)     die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen,
d)     die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten.

             5.     Verfahren nach Feststellung
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab,
so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die
Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offen-
bar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung.
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht
treffen können oder wollen oder sie verzögern.

             6.     Kosten
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur
Hälfte.

             7.     Obliegenheiten
Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

II.      Sicherheitsvorschriften; Gefahrerhöhung; Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
12.      Sicherheitsvorschriften
             1.     Sicherheitsvorschriften

Vor Eintritt des Versicherungsfalls hat der Versicherungsnehmer
a)     die versicherten Räume genügend häufig zu kontrollieren;
b)     während einer vorübergehenden Betriebsstilllegung (z. B. Betriebsferien) eine genügend häufige Kontrolle des Betriebs sicherzustellen;
c)      mindestens wöchentlich Duplikate von Daten und Programmen zu erstellen, sofern nicht in der Branche des Versicherungsnehmers kürzere
        Fristen zur Datensicherung üblich sind. Diese sind so aufzubewahren, dass sie im Versicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit 
        den Originalen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen können; 
d)     über Wertpapiere und sonstige Urkunden, über Sammlungen und über sonstige Sachen, für die dies besonders vereinbart ist, Verzeichnisse 
        zu führen und diese so aufzubewahren, dass sie im Versicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den versicherten Sachen zerstört 
        oder beschädigt werden oder abhanden kommen können.
        Dies gilt nicht für Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie für Sammlungen, wenn der Wert dieser Sachen insgesamt 2.500 € nicht 
        übersteigt. Dies gilt ferner nicht für Briefmarken;
e)     vorhandene Sicherungen auch an ansonsten nicht erreichbaren Öffnungen zu betätigen, wenn die Erreichbarkeit durch Gerüste, Seil- oder 
        andere Aufzüge ermöglicht wird;
f)       alle Öffnungen (z. B. Fenster und Türen) in dem Betrieb oder in Teilen des Betriebs verschlossen zu halten, solange die Arbeit, von 
        Nebenarbeiten abgesehen, in diesen Betriebsteilen ruht;
g)      alle bei der Antragstellung vorhandenen und alle zusätzlich vereinbarten Sicherungen (Sicherungen sind z. B. Schlösser von Türen oder
        Behältnissen, Riegel, Einbruchmeldeanlagen) uneingeschränkt gebrauchsfähig zu erhalten und zu betätigen; 
h)      nach Verlust eines Schlüssels für einen Zugang zum Versicherungsort oder für ein Behältnis das Schloss unverzüglich durch ein 
        gleichwertiges zu ersetzen; 
i)       Registrierkassen, elektrische und elektronische Kassen sowie Rückgeldgeber nach Geschäftsschluss zu entleeren und offen zu lassen;
j)      in Räumen unter Erdgleiche aufbewahrte versicherte Sachen mindestens 12 cm über dem Fußboden zu lagern; 
k)     die versicherten Sachen oder Gebäude, in denen sich die versicherten Sachen befinden, insbesondere wasserführende Anlagen und 
        Einrichtungen, Dächer und außen an den Gebäuden angebrachte Sachen stets im ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und Mängel, 
        Störungen oder Schäden unverzüglich nach den anerkannten Regeln der Technik beseitigen zu lassen; 
l)      nicht genutzte wasserführende Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten;
m)     während der kalten Jahreszeit alle Räume genügend zu beheizen und dies genügend häufig zu kontrollieren oder dort alle wasserführenden 
        Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten oder eine ausreichende Konzentration von Frostschutzmittel in 
        alle Anlagen einzufüllen.

             2.     Folgen der Obliegenheitsverletzung 
Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannte Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Ziffer 15 beschriebenen Voraussetzungen zur
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

13.      Besondere gefahrerhöhende Umstände
           Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Ziffer 16 kann insbesondere dann vorliegen, wenn

a)     sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist;
b)     ein Gebäude oder der überwiegende Teil des Gebäudes nicht genutzt wird;
c)     an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt werden, in deren Verlauf das Dach ganz oder teilweise entfernt wird oder die das Gebäude 
        überwiegend unbenutzbar machen;
d)     ganz oder auch nur teilweise von der dokumentierten Betriebsbeschreibung abgewichen wird;
e)     Neu- oder Erweitungsbauten durchgeführt werden; 
f)      Räumlichkeiten, die oben, unten oder seitlich an den Versicherungsort angrenzen, dauernd oder vorübergehend nicht mehr benutzt werden;
g)     Betriebe, dauernd oder vorübergehend stillgelegt werden;
h)     bei Antragstellung vorhandene oder im Versicherungsvertrag vereinbarte Einrichtungen und Maßnahmen, welche die Gefahr mindern, 
        beseitigt, in der Quantität oder Qualität reduziert werden oder der Versicherungsnehmer oder sein Bevollmächtigter es unterlässt, den 
        vorhandenen oder vereinbarten Zustand aufrecht zu erhalten;
i)      bei Antragstellung vorhandene oder im Versicherungsvertrag zusätzlich vereinbarte Sicherungen beseitigt oder vermindert werden;
j)      an dem Gebäude, in dem der Versicherungsort liegt, oder an einem angrenzenden Gebäude Bauarbeiten durchgeführt, Gerüste errichtet 
        oder Seil- oder andere Aufzüge angebracht werden;
k)     nach Verlust eines Schlüssels für einen Zugang zum Versicherungsort oder für ein Behältnis nach Ziffer 5 Nr. 4 das Schloss nicht 
        unverzüglich durch ein gleichwertiges ersetzt wird; im übrigen gilt Abschnitt D.1 II. Ziffer Nr. 2 e) und f).
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14.      Wiederherbeigeschaffte Sachen
             1.     Anzeigepflicht

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach Kenntniserlangung dem Versicherer unverzüg-
lich in Textform anzuzeigen.

             2.     Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Entschädigung für diese Sache gezahlt
worden ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt.
Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zahlung zurückzugeben.

             3.     Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung
a)     Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung 
        in voller Höhe ihres Versicherungswerts gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die 
        Sache dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang 
        einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer 
        über.
b)     Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung 
        gezahlt worden ist, die bedingungsgemäß geringer als der Versicherungswert ist, so kann der Versicherungsnehmer die Sache behalten und 
        muss sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen 
        Aufforderung des Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen mit dem Versicherer öffentlich 
        meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm 
        geleisteten bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht.

4.     Beschädigte Sachen
Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße Entschädigung in Höhe der
Reparaturkosten auch dann verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

5.     Gleichstellung
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen.

6.     Übertragung der Rechte
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum
und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

7.     Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapieren
Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt worden, so hat der Versicherungsnehmer die gleichen Rechte und Pflichten, als wenn
er das Wertpapier zurückerlangt hätte. Jedoch kann der Versicherungsnehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm durch Verzögerung fälliger
Leistungen aus den Wertpapieren ein Zinsverlust entstanden ist.

15.      Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
             1.     Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

a)     Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor dem Versicherungsfall zu erfüllen hat, sind
        aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften (siehe Ziffer 12);
        bb) die Einhaltung aller vertraglich bestimmten sonstigen Obliegenheiten (siehe Ziffer 12).
b)     Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls gegenüber 
        dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den 
        Vertrag fristlos kündigen.
        Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die Obliegenheit weder 
        vorsätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat.

2.     Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
a)     Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalls
        aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen;
        bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich - gegebenenfalls auch mündlich oder tele-
              fonisch - anzuzeigen;
        cc)  Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung - gegebenenfalls auch mündlich oder telefonisch - einzuholen, wenn 
              die Umstände dies gestatten;
        dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem 
              Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen 
              zu handeln;
        ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;
        ff)   dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;
         gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben
              worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die 
              beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren;
        hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft - auf Verlangen in Textform - zu erteilen, die zur Feststellung des 
              Versicherungsfalls oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache 
              und Höhe des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten;
        ii)   vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann;
        jj)   für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder sonstige aufgebotsfähige Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren 
              einzuleiten und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbesondere abhanden gekommene Sparbücher und andere sperrfähige Urkunden 
              unverzüglich sperren zu lassen.
b)      Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls 
        zu erfüllen - soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

3.     Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
a)      Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.
        Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 
        des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
        Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.
b)     Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der 
        Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
        noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.
c)     Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit so ist 
        der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
        Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

16.      Gefahrerhöhung
             1.     Begriff der Gefahrerhöhung

a)      Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände 
        so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte 
        Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.
b)      Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der 
        Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.
c)      Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert 
        gelten soll.

D



– 48 –

             2.     Pflichten des Versicherungsnehmers
a)      Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
        vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
b)     Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen 
        oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.
c)     Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer 
        dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3.     Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
a)     Kündigungsrecht
        Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der 
        Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
        Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

                               Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
                               Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
                               einem Monat kündigen.
                      b)      Vertragsänderung
                               Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechend 
                               erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.
                               Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
                               aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
                               einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4.     Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5.     Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
a)     Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
         Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig,
        so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
        entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.
b)      Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem 
        Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine 
        Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 
        entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die 
        Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.
c)     Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
        aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalls oder den 
              Umfang der Leistungspflicht war oder
        bb) wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht 
              erfolgt war oder
        cc)  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechend 
              erhöhten Beitrag verlangt.

III.     Weitere Bestimmungen
17.      Überversicherung
             1.     Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der 
                      Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 

Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe des Beitrags der Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der
Vertrag von vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

2.     Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
        verschaffen, ist der Vertrag nichtig. 
        Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

18.      Versicherung für fremde Rechnung
             1.     Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den
Versicherungsschein besitzt.

2.     Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3.     Kenntnis und Verhalten
a)     Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 
        Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.
        Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein 
        Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des 
        Versicherungsnehmers ist.
b)     Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine 
        rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war.
c)     Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten 
        geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

19.      Kosten für Abwendung und Minderung des Schadens
             1.     Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des 
                      Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Weisung des Versicherers macht.

2.     Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen 
        Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen 
        Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren oder die Aufwendung auf Weisung des Versicherers erfolgten.
3.     Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach Nr. 1 und 2 entsprechend kürzen.
4.     Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je 
        vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstanden sind.
5.     Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß Nr. 1 erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.
6.     Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung 
        verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden.

20.      Übergang von Ersatzansprüchen
             1.     Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den
Schaden ersetzt.
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt,
kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

D



– 49 –

             2.     Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form-
und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit
erforderlich mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen
Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

21.      Keine/Eingeschränkte Leistungspflicht aus besonderen Gründen
             1.     Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalls

a)      Führt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
        Entschädigungspflicht frei.
        Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers oder seines 
        Repräsentanten festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.
b)     Führt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
        Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers oder seines Repräsentanten entsprechenden Verhältnis zu 
        kürzen.

             2.     Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalls
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Versicherer arglistig über Tatsachen,
die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten wegen
Betrugs oder Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

22.      Repräsentanten
             Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

D. 3  Klauseln und besondere Bedingungen zur Geschäfts-Gebäude- und -Inhaltsversicherung
I.       Klauseln zur Gebäudeversicherung

Klausel 1302.1 (2010) - Sachverständigenkosten
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe den Betrag von 50.000 € übersteigt, ersetzt der Versicherer die durch den Versicherungsnehmer gemäß
Abschnitt D.2 I. Ziffer 11 Nr. 6 zu tragenden Kosten des Sachverständigenverfahrens bis maximal 5.000 €.

Klausel 3101 (2010) - Brandschäden an Räucher-, Trocknungs- und ähnlichen Erhitzungsanlagen
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn Brandschäden an Räucher-, Trocknungs- und ähnlichen Erhitzungsanlagen ausdrücklich
beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurden.)
Brandschäden an Räucher-, Trocknungs- und sonstigen ähnlichen Erhitzungsanlagen und deren Inhalt sind auch dann zu ersetzen, wenn der Brand innerhalb der
Anlagen ausbricht.

Klausel 3120 (2010) - Überspannungsschäden durch Blitz
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung oder wenn Überspannungsschäden ausdrücklich beantragt und im
Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurden.)
1.  Abweichend von Abschnitt D.1 I. sind auch Über-, Überstrom- und Kurzschlussspannungsschäden an elektrischen Einrichtungen und Geräten (mit 
     Ausnahme von Schäden an Computeranlagen sowie deren elektronischen Bauteilen) versichert, wenn diese durch einen Blitz verursacht worden sind, der 
     im Radius von höchstens 3.000 Metern um den Versicherungsort auf der Erde aufgetroffen ist.
2.  Defekte Geräte und Geräteteile sind bis zu der Entscheidung des Versicherers über den Ersatz des Schadens aufzubewahren (siehe auch Abschnitt D.2 II. 
     Ziffer 15 Nr. 2 a) gg)). Dies gilt auch für Sachen, die z. B. einem Reparaturbetrieb zur Begutachtung übergeben werden.
3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.
4.  Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

Klausel 5201.1 (2010) - Erweiterte Versicherung von Rohrleitungen auf dem Versicherungsgrundstück
(Diese Klausel gilt nur in der Leitungswasserversicherung als vereinbart, wenn sie ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet
wurde.)
Frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-,
Wärmepumpen-, Solarheizungs- oder stationär installierten Wasserlöschanlagen, die zwar auf dem Versicherungsort verlegt sind, jedoch nicht der Versorgung eines
versicherten Gebäudes dienen, sind bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert, sofern die Kosten nicht durch ein
Versorgungsunternehmen zu tragen sind.

Klausel 5201.2 (2010) - Erweiterte Versicherung von Rohrleitungen außerhalb des Versicherungsgrundstücks
(Diese Klausel gilt nur in der Leitungswasserversicherung als vereinbart, wenn sie ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet
wurde.)
Frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-,
Wärmepumpen-, Solarheizungs- oder stationär installierten Wasserlöschanlagen, die außerhalb des Versicherungsortes verlegt sind und für die der
Versicherungsnehmer zur Unterhaltung dieser Anlagen verpflichtet ist, sind bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme auf Erstes Risiko versichert.

Klausel 7126.1 (2010) - Nutzwärmeschäden
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
Abweichend von Abschnitt D.1 I. Ziffer 5 d) sind auch die dort bezeichneten Brandschäden versichert.

Klausel 7165 (2010) - Anprall von Kraft- und Schienenfahrzeugen
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.   In Erweiterung von Abschnitt D.1 I. Ziffer 1 leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Anprall eines Schienen- oder
     Straßenfahrzeugs zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden kommen.
2.   Für den Anprall von Straßenfahrzeugen besteht Versicherungsschutz nur, wenn diese
     - nicht auf den Versicherungsnehmer oder seine Firma zugelassen sind und
     - sie nicht vom Versicherungsnehmer, seinem Ehepartner oder einer mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen gefahren 
     werden.

Klausel 7265 (2010) - Armaturen
(Diese Klausel gilt nur in der Leitungswasserversicherung als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet
wurde.)
1.   In Erweiterung von Abschnitt D.1 III. Ziffer 1 ersetzt der Versicherer auch Bruchschäden an Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, 
     Wassermesser, Geruchsverschlüsse). Ausgeschlossen sind Bruchschäden an bereits defekten Armaturen.
2.  Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kosten für den Austausch der zuvor genannten Armaturen, soweit dieser Austausch infolge eines Versicherungsfalls 
     gemäß Abschnitt D.1 III. Ziffer 1 im Bereich der Rohrbruchstelle notwendig ist.
3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Versicherungsjahr auf 300 € begrenzt.
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Klausel 7361 (2010) - Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte 
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.2 I. Ziffer 6 und Abschnitt D.2 III. Ziffer 19 ersetzt der Versicherer die notwendigen Kosten, die dem Versicherungsnehmer 
     für die Beseitigung von Schäden an Türen, Schlössern, Fenstern, Rollläden und Schutzgittern, die dem Gemeingebrauch der Hausgemeinschaft 
     unterliegen, dadurch entstanden sind, dass ein unbefugter Dritter
     a)    in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder mittels falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge eingedrungen ist;
     b)    versucht, durch eine Handlung gemäß a) in ein versichertes Gebäude einzudringen.
2.  Schäden, die der Täter an dem versicherten Gebäude von außen verursacht, sind nur versichert, soweit sie Folge einer Handlung gemäß Nr. 1 sind.
3.  Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, je Versicherungsfall begrenzt
     a)    in der gleitenden Neuwertversicherung und der gleitenden Zeitwertversicherung (Abschnitt D.2 I. Ziffer 8 Nr. 1 aa) und bb)) auf 3 % der 
             Versicherungssumme 1914 multipliziert mit dem im Zeitpunkt des Versicherungsfalls für diesen Vertrag geltenden Anpassungsfaktor;
     b)    in den Fällen des Abschnitt D.2 I. Ziffer 8 Nr. 1 a) cc) - ee) auf 3 % der Versicherungssumme.

Klausel 7362 (2010) - Kosten für die Dekontamination von Erdreich
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.2 I. Ziffer 6 und Abschnitt D.2 III. Ziffer 19 ersetzt der Versicherer bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme 
     Kosten, die der Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen infolge einer Kontamination durch einen Versicherungsfall aufwenden muss, um
     a)    in Deutschland Erdreich von eigenen, gemieteten oder gepachteten Grundstücken, auf denen Versicherungsorte liegen zu untersuchen und 
             nötigenfalls zu dekontaminieren oder auszutauschen;
     b)    den Aushub in die nächstgelegene, geeignete Deponie zu transportieren und dort abzulagern oder zu vernichten;
     c)    insoweit den Zustand des Grundstücks, auf dem der Versicherungsort liegt, vor Eintritt des Versicherungsfalls wiederherzustellen.
2.  Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, sofern die behördlichen Anordnungen
     a)    aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalls erlassen wurden;
     b)    eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Versicherungsfalls entstanden ist;
     c)    innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versicherungsfalls ergangen sind. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer den 
             Zugang einer behördlichen Anordnung ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen unverzüglich zu melden. Die Rechtsfolgen bei Verletzung dieser 
             Obliegenheit ergeben sich aus Abschnitt D.2. I. Ziffer 15.
3.  Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden nur die Aufwendungen ersetzt, die den für eine 
     Beseitigung der bestehenden Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den 
     Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt.
4.   Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des Versicherungsnehmers einschließlich der 
     sogenannten Einliefererhaftung werden nicht ersetzt.
5.  Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz erlangen kann.
6.   Für Aufwendungen gemäß Nr. 1 durch Versicherungsfälle, die innerhalb eines Versicherungsjahres eintreten, ist Entschädigungsgrenze die 
     Versicherungssumme als Jahreshöchstentschädigung.
7.  Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten gemäß Abschnitt D.2. I. Ziffer 6 Nr. 1 a).

Klausel 7363.1 (2010) - Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter Bäume
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.2 I. Ziffer 6 und Abschnitt D.2 III. Ziffer 19 ersetzt der Versicherer die notwendigen Kosten für das Entfernen, den Abtransport 
     und die Entsorgung durch Blitzschlag umgestürzter Bäume des Versicherungsgrundstücks, soweit eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. 
     Bereits abgestorbene Bäume sind von der Versicherung ausgeschlossen.
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 € begrenzt.

Klausel 7363.2 (2010) - Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter Bäume
(Diese Klausel gilt nur in der Sturmversicherung als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.2 I. Ziffer 6 und Abschnitt D.2 III. Ziffer 19 ersetzt der Versicherer die notwendigen Kosten für das Entfernen, den Abtransport 
     und die Entsorgung durch Sturm umgestürzter Bäume des Versicherungsgrundstücks, soweit eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. Bereits 
     abgestorbene Bäume sind von der Versicherung ausgeschlossen.
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 € begrenzt.

Klausel 7367 (2010) - Feuerschäden an gärtnerischen Anlagen 
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  Der Versicherer ersetzt auch Brandschäden an Bäumen, Sträuchern und Zäunen, wenn an den versicherten Gebäuden ein ersatzpflichtiger Brandschaden 
     nach Abschnitt D.1 I. Ziffer 2 eingetreten ist.
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 € begrenzt.

Klausel 7368 (2010) - Rückreisekosten aus dem Urlaub
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn die PLUS-Deckung beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.   Der Versicherer ersetzt die Fahrtmehrkosten, wenn der Versicherungsnehmer wegen eines erheblichen Versicherungsfalls vorzeitig seine Urlaubsreise 
     abbrechen und an den Schadenort reisen muss. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 5.000 € übersteigt und die 
     Anwesenheit des Versicherungsnehmers am Schadenort notwendig macht.
2.  Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versicherungsnehmers vom Versicherungsort von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer von 
     höchstens 6 Wochen.
     Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, entsprechend dem benutzten Urlaubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise an den 
     Schadenort.
     Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der Reise an den Schadenort bei dem Versicherer Weisungen einzuholen, soweit es die Umstände 
     gestatten.
3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 € begrenzt.

Klausel 7862 (2010) - Makler
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn sie ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch
den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten.

II.      Klauseln zur Inhaltsversicherung

Klausel 1207 (2010) - Edelmetalle in Zahnpraxen und Zahnlabors
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn sie ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
Abweichend von den dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen sind bis zu der vereinbarten Entschädigungsgrenze verarbeitete und
unverarbeitete Edelmetalle in Zahnpraxen und Zahnlabors auch dann versichert, wenn sich die Sachen nicht in einem Behältnis befinden.

Klausel 1302.2 (2010) - Sachverständigenkosten
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn die Pauschaldeklaration beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe den Betrag von 50.000 € übersteigt, ersetzt der Versicherer die durch den Versicherungsnehmer gemäß
Abschnitt D.2 I. Ziffer 11 Nr. 6 zu tragenden Kosten des Sachverständigenverfahrens bis 2 % der Schadensumme (zuzüglich der fälligen Mehrwertsteuer).
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Klausel 1401 (2010) - Freizügigkeit zwischen Versicherungsorten mit je einer Versicherungssumme
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn mehrere Versicherungsorte vorhanden sind und Freizügigkeit ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/
Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  Die versicherten Sachen können frei auf die im Versicherungsvertrag vereinbarten Versicherungsorte verteilt werden (Freizügigkeit).
     Für die Ermittlung einer Unterversicherung werden die Versicherungssummen aller Versicherungsorte den Versicherungswerten aller Versicherungsorte 
     gegenüber gestellt.
2.  Für Versicherungssummen auf Erstes Risiko sowie für Entschädigungsgrenzen gelten die für den jeweiligen Versicherungsort vereinbarten Beträge.

Klausel 1402 (2010) - Freizügigkeit zwischen Versicherungsorten mit gemeinsamer Versicherungssumme
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn mehrere Versicherungsorte vorhanden sind und Freizügigkeit ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/
Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  Die versicherten Sachen können frei auf die im Versicherungsvertrag vereinbarten Versicherungsorte verteilt werden (Freizügigkeit).
     Für die Ermittlung einer Unterversicherung wird die gemeinsame Versicherungssumme aller Versicherungsorte den Versicherungswerten aller 
     Versicherungsorte gegenüber gestellt.
2.  Sind Versicherungssummen auf Erstes Risiko oder Entschädigungsgrenzen als Prozent der gemeinsamen Versicherungssumme vereinbart, so werden 
     diese Versicherungssummen und Entschädigungsgrenzen je Versicherungsort aus einem Durchschnittsbetrag errechnet, der durch Teilung der 
     gemeinsamen Versicherungssumme durch die Anzahl der Versicherungsorte zu ermitteln ist.

Klausel 1403 (2010) - Abhängige Außenversicherung bei Heimarbeitern
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn eine abhängige Außenversicherung ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet
wurde.)
1.  Sachen, die der Versicherungsnehmer Heimarbeitern übergibt, sind bis zu der hierfür vereinbarten besonderen Versicherungssumme auch in den Räumen 
     der Heimarbeiter versichert.
2.  Die Bestimmungen über Unterversicherung in den dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen gelten auch für die besondere
     Versicherungssumme gemäß Nr. 1.
3.  Bei Berechnung einer Unterversicherung für die gesamte Position, zu der die Außenversicherung vereinbart ist, sind auch die gemäß Nr. 1 in den Räumen 
     der Heimarbeiter versicherten Sachen zu berücksichtigen.
4.  Nr. 2 und Nr. 3 sind nicht nebeneinander anzuwenden. Anzuwenden ist diejenige Bestimmung, die zu der niedrigeren Entschädigung führt.
5.  Der Versicherungsnehmer hat über die in den Räumen der Heimarbeiter versicherten Sachen (Nr. 1) Verzeichnisse mit Wertangabe zu führen. Bei Sachen, 
     die der Heimarbeiter herstellt oder verarbeitet, ist der Wert der bearbeiteten Erzeugnisse anzugeben. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, 
     so kann er Entschädigung nur verlangen, soweit er das Vorhandensein, die Beschaffenheit und den Versicherungswert der Sachen auch ohne das 
     Verzeichnis nachweisen kann.
6.  Ein Verhalten der Heimarbeiter, das einen Schaden an den Sachen gemäß Nr. 1 verursacht, steht einem Verhalten des Versicherungsnehmers gleich.

Klausel 1405 (2010) - Selbstständige Außenversicherung
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn eine selbstständige Außenversicherung ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet
wurde.)
1.  Sind Sachen außerhalb des Versicherungsorts durch eine besondere Position versichert (selbstständige Außenversicherung), so gilt, soweit nicht etwas 
     anderes vereinbart ist, diese Versicherung nur in Deutschland.
2.  In der Einbruchdiebstahlversicherung bleibt die Gebäudegebundenheit gemäß Abschnitt D.1 II. unberührt.
3.  In der Sturmversicherung gilt die Außenversicherung abweichend von Abschnitt D.2 I. Ziffer 5 Nr. 3 nur, wenn sich die Sachen in Gebäuden befinden.
4.  Wenn nichts anderes vereinbart ist, wird Entschädigung nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht 
     werden kann. Meldet der Versicherungsnehmer den Schaden zu diesem Vertrag, so wird dieser Versicherer auf jeden Fall in Vorleistung treten.
     Ist danach die Entschädigung oder eine Abschlagszahlung gemäß Abschnitt D.2 I. Ziffer 10 Nr. 1 a) nur deshalb noch nicht fällig, weil ohne Verschulden des 
     Versicherungsnehmers die Entschädigungspflicht aus dem anderen Versicherungsvertrag ganz oder teilweise noch nicht geklärt ist, so wird der Versicherer 
     unter Vorbehalt der Rückforderung mit Zinsen in Höhe von 4 % pro Jahr, eine vorläufige Zahlung leisten.

Klausel 1460 (2010) - Im Kraftfahrzeug befindliche Werkzeuge, Ersatzteile, Prüfgeräte und Installationsmittel
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn sie ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung zu Abschnitt D.2 I. Ziffer 5 sind Werkzeuge, Ersatzteile, Prüfgeräte und Installationsmaterial, die dem Betriebszweck dienen und sich in 
     Kraftfahrzeugen befinden, auch gegen die Gefahren 
     a)     Brand, Blitzschlag, Explosion (sofern in dem Vertrag auch eine Feuerversicherung nach Abschnitt D.1 I. besteht);
     b)     Einbruchdiebstahl, Raub und räuberische Erpressung sowie Diebstahl und Unterschlagung des ganzen Fahrzeugs (sofern in dem Vertrag auch eine 
             Einbruchdiebstahlversicherung nach Abschnitt D.1 II. besteht);
     c)     Sturm und Hagel (sofern in dem Vertrag auch eine Sturmversicherung nach Abschnitt D.1 IV. besteht)
     versichert.
2.  Das parkende Fahrzeug muss, außer beim Be- und Entladen, allseitig verschlossen werden. Die Fahrzeugschlüssel sind abzuziehen, es sei denn, dass bei 
     Benutzung einer Sammelgarage andere Vorschriften des Garagenunternehmens bestehen.
3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.
4.  Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt von 250 € gekürzt. 

Klausel 1461 (2010) - Im Seecontainer befindliche Werkzeuge, Ersatzteile, Prüfgeräte und Installationsmittel
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn sie ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung zu Abschnitt D.2 I. Ziffer 5 sind Werkzeuge, Ersatzteile, Prüfgeräte und Installationsmaterial, die dem Betriebszweck dienen und sich in einem 
     Seecontainer befinden, auch gegen die Gefahren 
     a)     Brand, Blitzschlag, Explosion (sofern in dem Vertrag auch eine Feuerversicherung nach Abschnitt D.1 I. besteht);
     b)     Einbruchdiebstahl, Raub und räuberische Erpressung sowie Diebstahl und Unterschlagung des ganzen Seecontainers (sofern in dem Vertrag auch eine 
             Einbruchdiebstahlversicherung nach Abschnitt D.1 II. besteht);
     c)     Sturm und Hagel (sofern in dem Vertrag auch eine Sturmversicherung nach Abschnitt D.1 IV. besteht)
     versichert.
2.  Es besteht kein Versicherungsschutz für die unter 1 b) genannten Gefahren, wenn der Seecontainer nicht mit einem ConLock-Schloss Typ 37RK/70HB100 
     gesichert ist.
3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.
4.  Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt von 250 € gekürzt. 

Klausel 1462 (2010) - Stromausfalldeckung
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn die Pauschaldeklaration beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  Der Versicherer leistet für entstandene Sachschäden an elektrischen/elektronischen Geräten, sowie den Verderb der Ware des Versicherungsnehmers 
     infolge einer mindestens 6-stündigen Unterbrechung oder Unregelmäßigkeiten der Elektrizitätsversorgung, wenn die Störung ihre Ursache im öffentlichen 
     Versorgungsnetz hat, diese nicht auf einer vorher angekündigten Abschaltung beruht und der Versicherungsnehmer nicht durch einen anderen 
     Versicherungsvertrag oder das Stromunternehmen eine Entschädigung erhält
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Kalenderjahr auf 5.000 € begrenzt. 

Klausel 1463 (2010) - Tische und Stühle im Freien 
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn die Pauschaldeklaration beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.1 II. Ziffer 2 und Abschnitt D.1 IV. Ziffer 4 sind Tische und Stühle auch außerhalb der Versicherungsräume im Umkreis von 
     500 Meter zum Versicherungsgrundstück gegen die Gefahren
     a)     Diebstahl (sofern in dem Vertrag auch eine Einbruchdiebstahlversicherung nach Abschnitt D.1 II. besteht);
     b)     Sturm und Hagel (sofern in dem Vertrag auch eine Sturmversicherung nach Abschnitt D.1 IV. besteht)
     versichert.
2.  Im Fall der unter 1 a) genannten Gefahr hat der Versicherungsnehmer 
     a)     die versicherten Sachen außerhalb der Geschäftszeiten mit einer Kette und einem Schloss zu sichern und
     b)     den Diebstahl unverzüglich der Polizei anzuzeigen.
3.   Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten nach Nr. 2, so ist der Versicherer nach Maßgabe der unter Abschnitt D.2 II. Ziffer 15 beschriebenen 
      Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
4.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.
5.  Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt von 250 € gekürzt. 
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Klausel 1702 (2010) - Verzicht auf den Einwand der Unterversicherung 
(Diese Klausel gilt generell als vereinbart.)
1.  Die Bestimmungen über Unterversicherung in den dem Vertrag zugrunde liegenden Versicherungsbedingungen sind nicht anzuwenden, wenn der Schaden 
     15 % des Gesamtbetrags der Versicherungssummen nicht übersteigt und nicht mehr als den vereinbarten Betrag beträgt.
2.  Der Unterversicherungsverzicht gilt nicht für die selbstständige Außenversicherung.
3.  Bei Feststellung des Gesamtbetrags der Versicherungssummen nach Nr. 1 werden nicht berücksichtigt Versicherungssummen 
     a)    auf Erstes Risiko,
     b)    für die selbstständige Außenversicherung.

Klausel 1703 (2010) - Vorsorgeversicherungssumme
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn eine Vorsorgeversicherungssumme beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  Die Vorsorgeversicherungssumme verteilt sich auf die Versicherungssummen der Positionen, für die sie vereinbart ist und bei denen Unterversicherung 
     besteht oder bei denen die Versicherungssumme wegen entstandener Aufwendungen für Abwendung oder Minderung des Schadens nicht ausreicht.
2.  Für die Aufteilung ist das Verhältnis der Beträge maßgebend, um die die Versicherungswerte der einzelnen Positionen die Versicherungssummen 
     übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, welche Positionen durch den Versicherungsfall betroffen sind.

Klausel 1704 (2010) - Summenausgleich
(Diese Klausel gilt generell als vereinbart.)
1.  Soweit die Versicherungssummen der einzelnen Positionen die dazugehörenden Versicherungswerte übersteigen, werden die überschießenden 
     Summenanteile auf diejenigen Positionen aufgeteilt, bei denen nach Aufteilung einer Vorsorgeversicherungssumme Unterversicherung besteht oder bei 
     denen die Versicherungssumme wegen entstandener Aufwendungen für Abwendung oder Minderung des Schadens nicht ausreicht. Die Aufteilung findet 
     nur zugunsten von Positionen statt, für die gleich hohe oder niedrigere Beitragssätze vereinbart sind.
2.  Die Aufteilung der überschießenden Summenanteile erfolgt, ohne Rücksicht darauf welche Positionen durch den Versicherungsfall betroffen sind, nach der 
     Berechnungsformel:
     Überschießende Summenanteile multipliziert mit dem Unterversicherungsbetrag der jeweiligen Position dividiert durch den Unterversicherungsbetrag aller 
     maßgeblichen unterversicherten Positionen. Der Unterversicherungsbetrag ist der Betrag aus Versicherungswert abzüglich Versicherungssumme.
3.  Vom Summenausgleich ausgenommen sind Versicherungssummen auf Erstes Risiko.
4.  Sind für mehrere Versicherungsorte gesonderte Versicherungssummen vereinbart, so erfolgt der Summenausgleich nur zwischen den Positionen der 
     einzelnen Versicherungsorte.

Klausel 1712 (2010) - Vertragsärztliche Verordnungen, Abrechnungsunterlagen für Krankenkassen
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn Versicherungsschutz für vertragsärztliche Verordnungen, Abrechnungsunterlagen für Krankenkassen ausdrücklich
beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  Für vertragsärztliche Verordnungen und Abrechnungsunterlagen für Krankenkassen leistet der Versicherer bis zu der hierfür vereinbarten
     Versicherungssumme auf Erstes Risiko Entschädigung in Höhe des Ausfalls, den der Versicherungsnehmer infolge des Versicherungsfalls bei der nächsten 
     Abrechnung mit der Krankenkasse erleidet.
2.  Nr. 1 gilt auch, wenn die Daten nach Nr. 1 auf elektronischen Datenträgern gespeichert sind.
3.  Soweit der Versicherungsnehmer die Anzahl und den Abrechnungswert der durch den Versicherungsfall zerstörten oder abhanden gekommenen Rezepte 
     nicht nachweisen kann, sind die Durchschnittswerte während der letzten 24 Monate vor Eintritt des Versicherungsfalls maßgebend.

Klausel 1760 (2010) - Ertragsausfall
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn sie ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
In Abänderung von Abschnitt D. 2 I. Ziffer 4 Nr. 4 wird der Ertragsausfallschaden bis zu 24 Monaten ersetzt.

Klausel 3102 (2010) - Brandschäden an Räucher-, Trocknungs- und ähnlichen Erhitzungsanlagen sowie an deren Inhalt
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn Brandschäden an Räucher-, Trocknungs- und sonstigen Erhitzungsanlagen ausdrücklich
beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurden.)
1.  Brandschäden an versicherten Räucher-, Trocknungs- und sonstigen ähnlichen Erhitzungsanlagen sowie an dem versicherten Inhalt von Räucher-, 
     Trocknungs- und sonstigen ähnlichen Erhitzungsanlagen sind bis zu der vereinbarten Entschädigungsgrenze auch dann zu ersetzen, wenn der Brand 
     innerhalb der Anlagen ausgebrochen ist.
2.  Erhöht sich die Anzahl der Anlagen oder verändert sich deren Art, so hat der Versicherungsnehmer dies dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Ist mit 
     der Änderung eine Gefahrerhöhung verbunden, so gilt außerdem Abschnitt D.2 II. Ziffer 16.
3.  Räucheranlagen müssen so eingerichtet sein, dass herabfallendes Räuchergut sich nicht am Räucherfeuer entzünden kann. Die Rechtsfolgen von 
     Verletzungen dieser Obliegenheit ergeben sich aus Abschnitt D.2 II. Ziffern 15 und 16.

Klausel 3114 (2010) - Überspannungsschäden durch Blitzschlag oder atmosphärische Elektrizität
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn die Pauschaldeklaration beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet
wurde.)
1.  In Ergänzung zum Versicherungsschutz für Blitzschlagschäden gemäß Abschnitt D.1 I. leistet der Versicherer Entschädigung auch für Schäden, die an 
     versicherten elektrischen Einrichtungen und Geräten (mit Ausnahme von Schäden an Computeranlagen sowie deren elektronischen Bauteilen) durch 
     Überspannung, Überstrom und Kurzschluss infolge eines Blitzes, der im Radius von höchstens 3.000 Metern um den Versicherungsort auf der Erde 
     aufgetroffen ist oder durch sonstige atmosphärisch bedingte Elektrizität.
2.  Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen kann.
3.  Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt von 250 € gekürzt. 
4.  Defekte Geräte und Geräteteile sind bis zu der Entscheidung des Versicherers über den Ersatz des Schadens aufzubewahren (siehe auch Abschnitt D.2 II. 
     Ziffer 15 Nr. 2 a) gg)). Dies gilt auch für Sachen, die z. B. einem Reparaturbetrieb zur Begutachtung übergeben werden.

Klausel 4401 (2010) - Geschäftsfahrräder 
(Diese Klausel gilt nur in der Einbruchdiebstahlversicherung als vereinbart, wenn Diebstahl von Geschäftsfahrrädern ausdrücklich beantragt und im
Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.1 II. Ziffer 2 ist der Diebstahl von Geschäftsfahrrädern versichert.
2.  Versicherungsort ist - sofern nicht etwas anderes vereinbart ist - Deutschland.
3.   Für die mit dem Geschäftsfahrrad lose verbundenen und regelmäßig seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht Versicherungsschutz, wenn sie zusammen 
     mit dem Geschäftsfahrrad weggenommen worden sind.
4.  Entschädigung wird, auch wenn mehrere Fahrräder abhanden gekommen sind, je Versicherungsfall nur bis zur Höhe von 300 € geleistet.
5.  Der Versicherungsnehmer hat
     a)    das Geschäftsfahrrad während eines Unterbrechungszeitraums einer Fahrt (Abstellen) in verkehrsüblicher Weise durch ein Schloss  zu sichern und
     b)    den Kaufbeleg, sowie sonstige Unterlagen über den Hersteller, die Marke und die Rahmennummer der versicherten Fahrräder zu beschaffen und auf
             zubewahren (verletzt der Versicherungsnehmer diese Bestimmung, so kann er Entschädigung nur verlangen, wenn er die Merkmale anderweitig 
             nachweisen kann);
     c)    den Diebstahl unverzüglich der Polizei anzuzeigen und dem Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen, dass das Fahrrad nicht innerhalb von drei 
             Wochen seit Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft wurde.
6.  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten nach Nr. 5 a) oder c), so ist der Versicherer nach Maßgabe der unter Abschnitt D.2 II. Ziffern 15 
     beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
7.  Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres durch schriftliche
     Erklärung verlangen, dass dieser erweiterte Versicherungsschutz für Fahrräder mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt.
     Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklärung des 
     Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen.
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Klausel 4602 (2010) - Einbruchmeldeanlagen 
(Diese Klausel gilt nur in der Einbruchdiebstahlversicherung als vereinbart, wenn eine Einbruchmeldeanlage für den Versicherungsort vereinbart wurde.)
1.  Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Räume und Behältnisse sind durch eine Einbruchmeldeanlage der im Versicherungsvertrag bezeichneten Art 
     (System) überwacht. Wenn dies vereinbart ist, muss es sich um eine durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle 
     anerkannte Einbruchmeldeanlage (EMA) handeln.
2.  Der Versicherungsnehmer hat
     a)    die Einbruchmeldeanlage nach den Vorschriften des Herstellers zu bedienen und stets in voll gebrauchsfähigem Zustand zu erhalten;
     b)    die Einbruchmeldeanlage jeweils scharf zu schalten, solange die Arbeit in dem Betrieb ruht; vertragliche Abweichungen bedürfen der Textform;
     c)    die Einbruchmeldeanlage durch eine von der VdS Schadenverhütung GmbH anerkannte Errichterfirma oder durch eine von einer gleichermaßen 
             qualifizierten Zertifizierungsstelle anerkannte Errichterfirma in vergleichbarer Weise jährlich warten und regelmäßig inspizieren zu lassen, und zwar
             -  EMA Klasse A jährlich,
             -  EMA Klasse B halbjährlich,
             -  EMA Klasse C vierteljährlich;
     d)    Störungen, Mängel oder Schäden unverzüglich durch eine von der VdS Schadenverhütung GmbH oder gleichermaßen qualifizierte Zertifizierungsstelle 
             anerkannte Errichterfirma beseitigen zu lassen;
     e)    während jeder Störung oder Gebrauchsunfähigkeit der Einbruchmeldeanlage die in Nr. 1 genannten Räume und Behältnisse durch einen dort 
             ununterbrochen anwesenden Wächter bewachen zu lassen;
     f)     Änderungen an der Einbruchmeldeanlage nur durch eine von der VdS Schadenverhütung GmbH oder gleichermaßen qualifizierte Zertifizierungsstelle 
             anerkannte Errichterfirma vornehmen und dabei ausschließlich Teile und Geräte des im Versicherungsvertrag genannten Systems verwenden zu lassen;
     g)    dem Versicherer auf dessen Kosten jederzeit die Überprüfung der Einbruchmeldeanlage durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder eine 
             gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle zu gestatten;
     h)    bei Aufschaltung der Einbruchmeldeanlage auf ein durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder eine gleichermaßen qualifizierte Zertifizierungsstelle 
             anerkanntes Wach- und Sicherheitsunternehmen Änderungen der vereinbarten Interventionsmaßnahmen dem Versicherer innerhalb einer Frist von 
             zwei Wochen mitzuteilen.
3.  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Nr. 2 genannten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in Abschnitt D.2 II. Ziffer 15 beschriebenen 
     Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.
     Führt die Verletzung dieser Obliegenheiten auch zu einer Gefahrerhöhung, so gilt zusätzlich Abschnitt D.2 II. Ziffer 16. 

Klausel 7126.2 (2010) - Nutzwärmeschäden
(Diese Klausel gilt nur in der Feuerversicherung als vereinbart, wenn die Pauschaldeklaration beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet
wurde.)
1.  Abweichend von Abschnitt D.1 I. Ziffer 5 d) sind auch die dort bezeichneten Brandschäden versichert.
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 € begrenzt.

Klausel 7165 (2010) - Anprall von Kraft- und Schienenfahrzeugen
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart,  wenn die Pauschaldeklaration beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.1 I. Ziffer 1 leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Anprall eines Schienen- oder 
     Straßenfahrzeuges zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden kommen. 
2.  Für den Anprall von Straßenfahrzeugen besteht Versicherungsschutz nur, wenn diese 
     -      nicht auf den Versicherungsnehmer oder seine Firma zugelassen sind und
     -      sie nicht vom Versicherungsnehmer, seinem Ehepartner oder einer mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person 
             gefahren werden.

Klausel 7362 (2010) - Kosten für die Dekontamination von Erdreich
(Diese Klausel gilt generell als vereinbart.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.2 I. Ziffer 6 und Abschnitt D.2 III. Ziffer 19 ersetzt der Versicherer bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme 
     Kosten, die der Versicherungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen infolge einer Kontamination durch einen Versicherungsfall aufwenden muss, um
     a)    in Deutschland Erdreich von eigenen, gemieteten oder gepachteten Grundstücken, auf denen Versicherungsorte liegen zu untersuchen und 
             nötigenfalls zu dekontaminieren oder auszutauschen;
     b)    den Aushub in die nächstgelegene, geeignete Deponie zu transportieren und dort abzulagern oder zu vernichten;
     c)    insoweit den Zustand des Grundstücks, auf dem der Versicherungsort liegt, vor Eintritt des Versicherungsfalls wiederherzustellen.
2.  Die Aufwendungen gemäß Nr. 1 werden nur ersetzt, sofern die behördlichen Anordnungen
     a)    aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalls erlassen wurden;
     b)    eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Versicherungsfalls entstanden ist;
     c)    innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versicherungsfalls ergangen sind. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer den 
             Zugang einer behördlichen Anordnung ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen unverzüglich zu melden. Die Rechtsfolgen bei Verletzung dieser 
             Obliegenheit ergeben sich aus Abschnitt D.2 II. Ziffer 15.
3.  Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden nur die Aufwendungen ersetzt, die den für eine 
     Beseitigung der bestehenden Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den 
     Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt.
4.  Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des Versicherungsnehmers einschließlich der 
     sogenannten Einliefererhaftung werden nicht ersetzt.
5.  Entschädigung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz erlangen kann.
6.  Für Aufwendungen gemäß Nr. 1 durch Versicherungsfälle, die innerhalb eines Versicherungsjahres eintreten, ist Entschädigungsgrenze die 
     Versicherungssumme als Jahreshöchstentschädigung.
7.  Kosten gemäß Nr. 1 gelten nicht als Aufräumungskosten gemäß Abschnitt D.2 I. Ziffer 6 Nr. 1 a).

Klausel 7364 (2010) - Wasserverlust 
(Diese Klausel gilt nur in der Leitungswasserversicherung als vereinbart, wenn die Pauschaldeklaration beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beur-
kundet wurde.)
1.  In Erweiterung von Abschnitt D.2 I. Ziffer 6 ersetzt der Versicherer den Mehrverbrauch von Frischwasser, der infolge eines Versicherungsfalls entsteht und 
     den das Wasserversorgungsunternehmen in Rechnung stellt.
2.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 € begrenzt.

Klausel 7368 (2010) - Rückreisekosten aus dem Urlaub
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn die Pauschaldeklaration beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
1.  Der Versicherer ersetzt die Fahrtmehrkosten, wenn der Versicherungsnehmer wegen eines erheblichen Versicherungsfalls vorzeitig seine Urlaubsreise 
     abbrechen und an den Schadenort reisen muss. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 5.000 € übersteigt und die 
     Anwesenheit des Versicherungsnehmers am Schadenort notwendig macht.
2.  Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versicherungsnehmers vom Versicherungsort von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer von 
     höchstens 6 Wochen.
     Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, entsprechend dem benutzten Urlaubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise an den 
     Schadenort.
     Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der Reise an den Schadenort bei dem Versicherer Weisungen einzuholen, soweit es die Umstände 
     gestatten.
3.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 € begrenzt.

Klausel 7862 (2010) - Makler
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn sie ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch
den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten.
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III. Pauschaldeklaration zur Inhaltsversicherung
(Generell gültig, sofern im Versicherungsschein/Nachtrag kein Ausschluss beurkundet wurde.)

1.        Entschädigungsgrenzen
             Die Entschädigung der versicherten Sachen, errechnet aus der Versicherungssumme, ist - soweit nicht
             etwas anderes vereinbart ist - begrenzt für Schäden                                                                                               auf %    höchstens €
             in der Einbruchdiebstahlversicherung                                                                                                                    
             1)      die - insbesondere an Schaufensterinhalt - eintreten, ohne dass der Täter das Gebäude betritt .....................................        10 2.500
             2)      in Schaukästen und Vitrinen außerhalb der Versicherungsräume, aber auf dem Versicherungsgrundstück ....................         1.000

2.        Zusätzliche Einschlüsse
             Zusätzlich sind auf "Erstes Risiko" versichert (berechnet aus der Versicherungssumme)                                        bis %              höchstens €
             in der Feuer-, Einbruchdiebstahl-, Leitungswasser- und Sturmversicherung                                           
             1)      Bargeld, Urkunden (z. B. Sparbücher und sonstige Wertpapiere), Brief- und Wertmarken

        a)      in Panzergeldschränken, gepanzerten Geldschränken, mehrwandigen Stahlschränken mit einem Mindest-
                 gewicht von 300 kg oder eingemauerten Stahlwandschränken mit mehrwandiger Tür, die der Klassifizierung
                 der VdS Schadenverhütung GmbH oder gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle entsprechen ..................................         10.000                             
        b)      unter anderem Verschluss in Behältnissen, die erhöhte Sicherheit bieten, und zwar auch gegen die Weg-
                 nahme des Behältnisses selbst (nicht aber in Tankstellengebäuden, Kiosken, Sportgaststätten, Vereins-
                 häusern, Baubuden) ...............................................................................................................................................        1.500

             2)     Geschäftsunterlagen .......................................................................................................................................................        15.000

             3)     Aufräumungs-, Bewegungs- und Schutzkosten, ferner in der Feuer-, Leitungswasser- und Sturmversicherung
                      Abbruchkosten, in der Feuerversicherung auch Feuerlöschkosten ..................................................................................      100

             4)     Sachverständigenkosten ab einer Schadenhöhe von 50.000 € bis 2 % der Schadensumme (Klausel 1302.2)                        
             5)     Dekontaminationskosten (Klausel 7362) ..........................................................................................................................        2.000

             6)     Stromausfalldeckung (Klausel 1462) ...............................................................................................................................        5.000 

             7)     Rückreisekosten aus dem Urlaub (Klausel 7368) .............................................................................................................        2.000

             8)     Anprall von Kraft- und Schienenfahrzeugen (Klausel 7165)

             in der Einbruchdiebstahl- und Sturmversicherung                                                                                              
             9)     Tische und Stühle im Freien (Klausel 1463) ....................................................................................................................        5.000
     
             in der Feuerversicherung
             10)   Überspannungsschäden durch Blitzschlag oder atmosphärische Elektrizität (Klausel 3114) ............................................      100
             11)   Nutzwärmeschäden (Klausel 7126.2) ..............................................................................................................................        5.000

             in der Einbruchdiebstahlversicherung                                                                                                                    
             12)   Gebäudebeschädigungen und Beschädigungen an Schaukästen und Vitrinen außerhalb der Versicherungsräume
                      auf dem Versicherungsgrundstück - ausgenommen Schaufenster-, Schaukästen- und Vitrinenverglasung -

               sowie Kosten für Türschlossänderungen durch Einbruchdiebstahl oder Raub ..................................................................       30.000
                  13)   Aufwendungen bei Abhandenkommen von Schlüsseln zu Tresorräumen, Geldschränken, mehrwandigen Stahl-
                      schränken mit einem Mindestgewicht von 300 kg oder eingemauerten Stahlwandschränken mit mehrwandiger Tür                5.000
             14)   Verluste an Bargeld, Vorräten und sonstigen Sachen durch Raub 
                      a)      innerhalb der Versicherungsräume und des allseitig umfriedeten Grundstücks (Versicherungsort) .........................        25.000
                      b)     auf Transportwegen in Deutschland unter der Voraussetzung, dass nicht mehrere Transporte gleichzeitig

                        unterwegs sind ......................................................................................................................................................       10.000
             15)   Diebstahl von fest am Gebäude angebrachten Sachen ....................................................................................................        500 

             in der Leitungswasserversicherung
             16)   Wasserverlust (Klausel 7364) ..........................................................................................................................................        2.000

             in der Sturmversicherung
             17)   an der Außenseite des Gebäudes angebrachten Antennen- und Leuchtröhrenanlagen, Markisen, Schilder und
                      Transparente, Überdachungen, Schutz- und Trennwände, soweit der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt                 5.000
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E.    Bedingungen für die Glasversicherung
E. 1   Allgemeiner Teil für die Glasversicherung

I.       Umfang des Versicherungsschutzes
1.        Versicherte Gefahr; Versicherungsfall
             1.     Versicherungsfall

Entschädigt werden versicherte Sachen (siehe Ziffer 3), die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden. 
2.     Nicht versicherte Gefahren und Schäden

a)     Die Versicherung erstreckt sich nicht auf
        aa) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B. Schrammen, Muschelausbrüche),
        bb) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheiben-Isolierverglasungen.
b)     Nicht versichert sind Schäden, die durch
        aa) Brand, Blitzschlag, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung,
        bb) Einbruchdiebstahl, Vandalismus,
        cc)  Sturm, Hagel,
        dd) Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen oder Vulkanausbruch
        entstehen und soweit für diese anderweitig Versicherungsschutz besteht.

2.        Ausschlüsse (Krieg, innere Unruhen und Kernenergie)
             1.     Ausschluss Krieg
                      Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 
                      Revolution, Rebellion oder Aufstand. 
             2.     Ausschluss Innere Unruhen 
                      Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere Unruhen. 
             3.     Ausschluss Kernenergie *)
                      Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder 
                      radioaktive Substanzen.

3.        Versicherte und nicht versicherte Sachen
             1.     Versicherte Sachen
                      Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten, fertig eingesetzten oder montierten Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas und aus 
                      Kunststoff.
                      Die Entschädigung ist ohne Berücksichtigung einer Unterversicherung je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.
             2.     Gesondert versicherbar
                      Nur aufgrund besonderer Vereinbarung sind die im Folgenden benannten und fertig eingesetzten oder montierten Verglasungen versichert,
                      a)      künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und -spiegel,

b)      Platten aus Glaskeramik (auch Glaskeramikkochflächen),
c)      Tisch- und Dekorationsplatten,
d)      Theken und Vitrinen,
e)      Einbruchhemmendes- und Verbundsicherheits-Glas.

3.     Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind
a)      optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskörper und Handspiegel,
b)      Photovoltaikanlagen,
c)      Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind,

                      d)      Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, Bildwiedergabe- und Kommunikationsgeräte 
                               sind (z. B. Bildschirme von Fernsehgeräten und Monitoren, Displays von Tablets und Smartphones).
4.        Versicherte Kosten
                      Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen Kosten für 

a)      das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverschalungen, Notverglasungen),
b)      das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten Ablagerungsplatz und für die Entsorgung (Entsorgungskosten),
c)      das Liefern und Montieren von versicherten Sachen (z. B. Kran- oder Gerüstkosten),
d)      die Erneuerung von Anstrichen, Malereien, Schriften, Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den versicherten Sachen,
e)      das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (z. B. Schutzgitter, Schutzstangen, 
        Markisen usw.),
f)       die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen.

5.        Versicherungsort
             Versicherungsort sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäuden.
             Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen vereinbart ist, besteht dieser nur innerhalb des Versicherungsortes.

6.        Entschädigung 
             1.     Entschädigungsleistung

a)     Der Versicherer ersetzt dem Versicherungsnehmer den entstandenen Schaden bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme.
b)     Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; das gleiche gilt, soweit der 
        Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

             2.     Kosten
a)     Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe Nr. 4) ist der Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalls.
b)     Kürzungen nach Nr. 1 b) gelten entsprechend für die versicherten Kosten.

3.     Restwerte
        Restwerte werden angerechnet.

7.        Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
             1.     Fälligkeit der Entschädigung

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache
mindestens zu zahlen ist.

             2.     Verzinsung
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
a)     Die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird - seit Anzeige des Schadens zu 
        verzinsen.
b)     Der Zinssatz liegt 1 % unter dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 % und 
        höchstens bei 6 % Zinsen pro Jahr.
c)     Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

               *) Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge 
               verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab.
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             3.     Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und 2 a) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers
der Reparaturauftrag nicht erteilt bzw. die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

             4.     Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
a)     Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
b)     ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses 
        Versicherungsfalls noch läuft.

II.      Gefahrerhöhung; Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

8.        Besondere gefahrerhöhende Umstände
             Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Ziffer 10 kann insbesondere dann vorliegen, wenn

a)     die Wohnung länger als 60 Tage unbewohnt ist,
b)     der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt wird,
c)     das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer steht,
d)     im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb aufgenommen wird,
e)     Art und Umfang eines Betriebs - gleich welcher Art - verändert wird.

9.        Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
             1.     Obliegenheiten vor dem Versicherungsfall

a)     Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor dem Versicherungsfall zu erfüllen hat, sind
        aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften;
        bb) die Einhaltung aller vertraglich bestimmten sonstigen Obliegenheiten (siehe Ziffer 8).
b)     Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls gegenüber 
        dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den 
        Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die 
        Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat.

             2.     Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
a)     Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt einer Betriebsstörung oder eines Versicherungsfalls
        aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen;
        bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich - gegebenenfalls auch mündlich oder tele-
        fonisch - anzuzeigen;
        cc)  Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung - gegebenenfalls auch mündlich oder telefonisch - einzuholen, wenn 
              die Umstände dies gestatten;
        dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem 
              Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem 
              Ermessen zu handeln;
        ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;
        ff)   das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer
             freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, ist das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren;
        gg) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft - auf Verlangen in Textform - zu erteilen, die zur Feststellung des 
              Versicherungsfalls oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache 
              und Höhe des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten;
        hh) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.
b)     Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls 
        zu erfüllen - soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

             3.     Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
a)     Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
        frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
        Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
        Versicherungsnehmer zu beweisen.
b)     Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der 
        Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
        noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.
c)     Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist 
        der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
        Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

10.      Gefahrerhöhung
             1.     Begriff der Gefahrerhöhung

a)     Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände 
        so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte 
        Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.
b)     Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der 
        Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.
c)     Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert 
        gelten soll.

             2.     Pflichten des Versicherungsnehmers
a)     Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
        vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
b)     Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen 
        oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.
c)     Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer 
        dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

             3.     Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
a)     Kündigungsrecht des Versicherers
        Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der 
        Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
        Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter 
        Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, 
        kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
b)     Vertragsänderung
        Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechend 
        erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen. Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung 
        um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
        innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der 
        Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.
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             4.     Erlöschen der Rechte des Versicherers
                      Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis 
                      des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden 
                      hat.
             5.     Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a)     Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
         Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, 
         so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
        entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.
b)     Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem 
        Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine 
        Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 
        entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die 
        Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.
c)     Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
        aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalls oder 
              den Umfang der Leistungspflicht war oder
        bb) wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung 
              nicht erfolgt war oder
        cc)  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechend 
              erhöhten Beitrag verlangt.
              Es besteht kein Anspruch auf Leistungen, wenn aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher Regelungen für die Beseitigung des 
              Schadens kongruente Ansprüche gegen Dritte bestehen (z. B. Schadenverursacher, Haftpflichtversicherer).

III.     Weitere Bestimmungen

11.      Versicherung für fremde Rechnung
             1.     Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den
Versicherungsschein besitzt.

             2.     Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

             3.     Kenntnis und Verhalten
a)     Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 
        Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.
        Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein 
        Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des 
        Versicherungsnehmers ist.
b)     Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine 
        rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war.
c)     Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten 
        geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

12.      Kosten für die Abwendung und Minderung des Schadens
             1.     Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls den Umständen nach zur 
                      Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Weisung des Versicherers macht.
             2.     Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen 
                      Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen 
                      Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten.
             3.     Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach Nr. 1 und 2 entsprechend kürzen.
             4.     Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädigung betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter 
                      Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstanden sind.
             5.     Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß Nr. 1 erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.
             6.     Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung 
                      verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden.

13.      Übergang von Ersatzansprüchen
             1.     Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den
Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des
Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend
gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

             2.     Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form-
und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit
erforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet,
als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für
das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

14.      Keine/Eingeschränkte Leistungspflicht aus besonderen Gründen
             1.     Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalls

a)     Führt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
        Entschädigungspflicht frei.
        Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers oder seines 
        Repräsentanten festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.
b)     Führt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
        Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers oder seines Repräsentanten entsprechenden Verhältnis zu 
        kürzen.

             2.     Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalls
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Versicherer arglistig über Tatsachen,
die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. Ist die Täuschung oder der
Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten wegen Betrugs oder
Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

15.      Repräsentanten
             Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.
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E.2   Klauseln zur Glasversicherung
Klausel 732 (2010) - Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, transparentes Glasmosaik
(Diese Klausel gilt nur als vereinbart, wenn der Einschluss von Sonderverglasungen nach Abschnitt E.1 I. Ziffer 3 Nr. 2 ausdrücklich beantragt und im
Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurde.)
Der Versicherer leistet Ersatz für Schäden an nicht aus Glas bestehenden Teilen von Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen oder von transparentem Glasmosaik nur,
wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen an der zugehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben Ursache beruhen
oder der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden verursacht hat. Die Rahmen der Verglasungen sind nicht Gegenstand der Versicherung.

Klausel 750 (2010) - Waren und Dekorationsmittel
(Diese Klausel gilt generell als vereinbart.)
1.  Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes Risiko Entschädigung auch für Schäden an ausgestellten Waren und Dekorationsmitteln 
     hinter versicherten Scheiben (z. B. von Schaufenstern, Schaukästen und Vitrinen), wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen der 
     Scheibe vorliegt und die Waren oder Dekorationsmittel durch Glassplitter oder durch Gegenstände zerstört oder beschädigt worden sind, die beim 
     Zerbrechen der Scheibe eingedrungen sind.
2.  Ersetzt werden
     a)     bei zerstörten Sachen der Wiederbeschaffungspreis unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls; die Reste der zerstörten Sachen stehen dem 
             Versicherer zu, wenn nicht der Versicherungsnehmer den Wert der Reste an den Versicherer zahlt;
     b)     bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls zuzüglich einer durch den Versicherungsfall 
             etwa entstandenen und durch die Reparatur nicht auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der Wiederbeschaffungspreis unmittelbar vor 
             Eintritt des Versicherungsfalls.

Klausel 751 (2010) - Werbeanlagen
(Diese Klausel gilt generell als vereinbart.)
1.  Versichert sind die im Versicherungsvertrag näher bezeichneten Werbeanlagen, und zwar Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen); Firmenschilder; 
     Transparente.
2.  Der Versicherer leistet Ersatz
     a)    bei Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen) für Schäden durch Zerbrechen der Röhren (Systeme) und an den übrigen Teilen der Anlage für alle 
             Beschädigungen oder Zerstörungen, soweit sie nicht eine unmittelbare Folge der durch den Betrieb der Anlage verursachten Abnutzung sind;
     b)    bei Firmenschildern und Transparenten für Schäden durch Zerbrechen der Glas- und Kunststoffteile.
     Schäden an Leuchtkörpern oder nicht aus Glas oder Kunststoff bestehenden Teilen (z. B. Metallkonstruktion, Bemalung, Beschriftung, Kabel) sind mit-
     versichert, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen am Glas oder Kunststoff vorliegt und entweder beide Schäden auf 
     derselben Ursache beruhen oder der Schaden am Glas oder Kunststoff den anderen Schaden verursacht hat.
3.  Abweichend von Abschnitt E.1 I. Ziffer 1 sind, soweit nichts anderes vereinbart ist, Schäden durch Brand, Blitz, Explosion, Verpuffung, Implosion, Anprall 
     oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder seiner Ladung, mitversichert.
4.  Kosten für Farbangleichungen unbeschädigter Systeme oder für sonstige Änderungen oder Verbesserungen sowie für Überholungen sind nicht 
     entschädigungspflichtig.
5.  Wird anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadens an den übrigen Teilen der Anlage eine vorläufige Reparatur durch einen Nichtfachmann vorgenommen, so 
     sind die Kosten hierfür sowie die daraus entstehenden Folgen vom Versicherungsnehmer zu tragen.
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F.    Bedingungen für die Bodenkaskoversicherung
F. 1   Allgemeiner Teil für die Bodenkaskoversicherung

I.       Umfang des Versicherungsschutzes
1.        Versicherte Gefahren und Sachen
             Der Versicherer ersetzt dem Versicherungsnehmer bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme die Kosten zur Beseitigung einer 
             Bodenkontamination des/der im Versicherungsschein bezeichneten Grundstücks/Grundstücke (eigene, gepachtete, gemietete, geleaste und 
             geliehene Grundstücke), soweit die Kontamination die Folge einer während der Laufzeit dieses Versicherungsvertrags eingetretenen plötzlichen und 
             unfallartigen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebs (Betriebsstörung) einer Anlage des Versicherungsnehmers im Sinne des 
             Wasserhaushaltsgesetzes, einer sonstigen Betriebseinrichtung oder eines Kraftfahrzeugs des Versicherungsnehmers ist und der Versicherungsfall 
             während der Laufzeit des Vertrags eintritt. Dem Kraftfahrzeug des Versicherungsnehmers stehen solche Kraftfahrzeuge gleich, die von ihm oder 
             Betriebsangehörigen oder in seinem Auftrag tätigen Dritten zum Zeitpunkt der Betriebsstörung für den Betrieb des Versicherungsnehmers eingesetzt 
             werden.

Boden ist die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger der folgend aufgeführten Bodenfunktionen ist, einschließlich der flüssigen Bestandteile
(Bodenlösung) und der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft), ohne Grundwasser und Gewässerbetten:
1.     Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen;
2.     Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen;
3.     Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen aufgrund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, 
        insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers;
4.     Archiv der Natur- und Kulturgeschichte;
5.     Rohstofflagerstätte;
6.     Fläche für Siedlung und Erholung;
7.     Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung;
8.     Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung.
Falls besonders vereinbart, sind Kontaminationsschäden an sich auf den versicherten Grundstücken befindenden Gebäuden (eigene, gepachtete oder gemie-
tete) mit Ausnahme von als Bestandteil der Gebäude anzusehenden Produktionsanlagen mitversichert. Soweit es sich um Kontaminationsschäden aufgrund
eines Brandes oder einer Explosion handelt, geht die Feuerversicherung vor. Die Indeckungnahme von neuen Risiken, Risikoerhöhungen und -erweiterungen
bedarf einer besonderen Vereinbarung.

2.        Versicherungsfall
             Versicherungsfall ist die erste nachprüfbare Feststellung der Bodenkontamination durch den Versicherungsnehmer, einen Betriebsangehörigen oder 
             einen sonstigen Dritten.

3.        Nicht versicherte Tatbestände
             1.     Nicht versichert sind Schäden

a)     an Gewässern und daraus resultierende Folgeschäden;
b)     die von Betriebsfremden verursacht wurden, insbesondere durch das genehmigte oder ungenehmigte Deponieren, Abkippen, Ablagern, 
         Ablassen usw. von Abfällen, Unrat, Müll, umwelt- und/oder gewässerschädlichen Stoffen (feste, flüssige oder gasartige). Dies gilt unabhängig
        davon, ob die Person des betriebsfremden Verursachers dem Versicherungsnehmer bekannt geworden oder unbekannt geblieben ist;
c)     die dadurch entstanden sind, dass Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in 
        den Boden gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebs beruhen;
d)     wenn bei Vertragsbeginn bereits Kontaminationen (Vor-Kontaminationen) des Bodens vorhandenen waren, auch wenn sie noch nicht 
        festgestellt wurden.
        Wird durch einen Versicherungsfall, für den Versicherungsschutz besteht, eine Vor-Kontamination im Sinne von Nr. 1 d) Satz 1 entdeckt, so 
        ersetzt der Versicherer nur die Aufwendungen, die den für die Beseitigung der Vor-Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen. Dies 
        gilt ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. Der Versicherungsnehmer 
        trägt die Beweislast für die Höhe der Mehrkosten gegenüber dem Sanierungsaufwand für die Vor-Kontamination. Gleiches gilt hinsichtlich 
        der anderen versicherten Kosten im Sinne von Ziffer 4;
e)     die durch Lagerung von Abfällen entstanden sind;
f)      die durch Überschwemmungen infolge von Sturmfluten entstanden sind;
g)     die durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, innere Unruhen, Terrorakte oder Aufruhr entstanden sind. 
         Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder Personengruppen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer oder ideologischer
        Ziele, die geeignet sind, Angst oder Schrecken in der Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regierung oder staatliche Einrichtung 
        Einfluss zu nehmen;
h)     die durch den Gebrauch von Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen entstanden sind. Bei Kraftfahrzeugen jedoch nur, soweit eine Kraftfahrzeug-
        Haftpflichtversicherung eintrittspflichtig ist;
i)      die durch chlorierte Kohlenwasserstoffe (CKW), Dioxine, Furane und Asbest verursacht wurden;
j)      die durch Kernenergie *), nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen verursacht wurden.

             2.     Kein Versicherungsschutz besteht für nicht ausdrücklich versicherte Kosten (siehe Ziffer 4).

4.        Versicherte Kosten
             Ersetzt werden bis zu der hierfür vereinbarten Versicherungssumme Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge einer Bodenkontamination durch 
             einen Versicherungsfall aufwenden muss, um

a)      Erdreich von eigenen oder gepachteten Versicherungsgrundstücken innerhalb Deutschlands zu untersuchen und nötigenfalls zu dekontaminieren
        (Reinigung, thermische Behandlung) oder auszutauschen;
b)     den Aushub in die nächstgelegene, geeignete Deponie zu transportieren und dort abzulagern oder zu vernichten;
c)     den Zustand des Versicherungsgrundstücks vor Eintritt der Kontamination wiederherzustellen. Wertsteigerungen des Grundstücks aufgrund der 
        Sanierungsmaßnahmen sind in Abzug zu bringen;
d)     seine zivilrechtliche und/oder öffentlich-rechtliche Rechtsverteidigung sicherzustellen (Sachverständigenkosten, Gerichts-, 
        Rechtsanwaltskosten), soweit sie der Schadenminderung dient. Nicht versichert sind in jedem Fall Kosten eines Straf- oder 
        Ordnungswidrigkeitsverfahrens;
e)     sicherzustellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, eingedämmt oder vermindert werden, so dass der geschädigte Boden 
         unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen gegenwärtigen oder zugelassenen zukünftigen Nutzung kein erhebliches
        Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit mehr darstellt. 

5.        Versicherungssumme; Jahreshöchstersatzleistung; Serienschäden
             1.     Die vereinbarte Versicherungssumme ist gleichzeitig die Höchstentschädigung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

2.     Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle durch dieselbe Kontamination oder durch mehrere 
        unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Kontaminationen, wenn zwischen gleichen Ursachen 
        ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein 
        Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt.
3.     Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Schadenfall eine Selbstbeteiligung zu tragen. Die Höhe des Selbstbehaltes ergibt sich aus dem 
        Versicherungsschein oder Nachtrag.

*) Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge 
verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab.
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6.        Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
             1.     Fälligkeit der Entschädigung

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache
mindestens zu zahlen ist.

             2.     Verzinsung 
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
a)     Die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird - seit Anzeige des Schadens zu 
        verzinsen.
b)     Der Zinssatz liegt 1 % unter dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 % und 
        höchstens bei 6 % Zinsen pro Jahr.
c)     Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

             3.     Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und 2 a)  ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers
die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

             4.     Aufschiebung der Zahlung
                      Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a)     Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
b)     ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses 
        Versicherungsfalls noch läuft.

             5.     Umsatzsteuer
Die Umsatzsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer
die Umsatzsteuer anlässlich der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung tatsächlich nicht gezahlt hat.

7.        Sachverständigenverfahren
             1.     Feststellung der Schadenhöhe

Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem
Sachverständigenverfahren festgestellt wird.

             2.     Weitere Feststellungen
Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

             3.     Verfahren vor Feststellung
Für das Sachverständigenverfahren gilt:
a)     Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die andere 
        unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der 
        zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch 
        das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer 
        auf diese Folge hinzuweisen.
b)     Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder
        Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem 
        ähnlichen Verhältnis steht.
c)     Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die Regelung 
        unter b) gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird 
        der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

             4.     Feststellung
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
a)     Eine Zusammenstellung der Kosten, die gemäß Ziffer 4 versichert sind.
b)     Bei Mitversicherung von Kontaminationen an Gebäuden ein Verzeichnis der betroffenen Gebäude/Gebäudeteile sowie deren Zeitwert.
c)     Alle sonstigen für die Schadenfeststellung maßgeblichen Tatsachen, insbesondere die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen.

5.     Verfahren nach Feststellung
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab,
so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die
Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offen-
bar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung. Im
Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht
treffen können oder wollen oder sie verzögern.

6.     Kosten
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur
Hälfte.

7.     Obliegenheiten
Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

II.      Gefahrerhöhung; Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
8.        Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor und nach dem Versicherungsfall; 
           Sicherheitsvorschriften
             1.     Sicherheitsvorschrift

Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit hat der Versicherungsnehmer alle vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik ein-
zuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendungen, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen und notwen-
dige Reparaturen ausführen zu lassen.

2.     Folgen der Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannte Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Ziffer 11 beschriebenen Voraussetzungen zur
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

9.        Besondere gefahrerhöhende Umstände
             Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Ziffer 12 kann insbesondere dann vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem 
             der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

Eine Änderung eines gefahrerheblichen Umstandes liegt z. B. dann vor, wenn der Betrieb verändert oder ein neuer Betrieb aufgenommen wird.

10.      Nachhaftung
             Versicherungsschutz besteht in Höhe der Versicherungssumme zum Zeitpunkt der Aufhebung des Vertrags für Versicherungsfälle, die innerhalb von 
             9 Monaten nach Vertragsbeendigung eingetreten sind. Voraussetzung ist, dass die den Versicherungsfall verursachende Betriebsstörung während der 
             Vertragslaufzeit eingetreten ist.
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11.      Obliegenheiten
             1.     Obliegenheiten vor dem Versicherungsfall

a)     Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor dem Versicherungsfall zu erfüllen hat, sind
        aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften (siehe Ziffer 8);
        bb) die Einhaltung aller vertraglich bestimmten sonstigen Obliegenheiten (siehe Ziffer 8).
b)     Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls gegenüber 
        dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den 
        Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die 
        Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat.

2.     Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
a)     Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt einer Betriebsstörung oder eines Versicherungsfalls
        aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen;
        bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich - gegebenenfalls auch mündlich oder tele-
              fonisch - anzuzeigen;
        cc)  Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung - gegebenenfalls auch mündlich oder telefonisch - einzuholen, wenn 
              die Umstände dies gestatten;
        dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem 
              Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem 
              Ermessen zu handeln;
        ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;
        ff)  das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer 
              freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, ist das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren;
        gg) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft - auf Verlangen in Textform - zu erteilen, die zur Feststellung des 
              Versicherungsfalls oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache 
              und Höhe des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten;
        hh) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.
b)     Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls 
        zu erfüllen - soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

             3.     Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
a)     Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
        frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
        Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
        Versicherungsnehmer zu beweisen.
b)     Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der 
        Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
        noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.
c)     Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist 
        der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
        Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

12.      Gefahrerhöhung
             1.     Begriff der Gefahrerhöhung

a)     Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände 
        so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte 
        Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.
b)     Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der 
        Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.
c)     Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert 
        gelten soll.

2.     Pflichten des Versicherungsnehmers
a)     Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
        vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
b)     Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen 
        oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.
c)     Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer 
        dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3.     Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
a)     Kündigungsrecht des Versicherers
        Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der 
        Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
        Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter 
        Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, 
        kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
b)     Vertragsänderung
         Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten
        Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen. Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr 
        als 10 % oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
        eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den 
        Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4.     Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5.     Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
a)     Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
         Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, 
         so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
        entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.
b)     Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem 
        Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine 
        Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 
        entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die 
        Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.
c)     Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
        aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalls oder den 
              Umfang der Leistungspflicht war oder
        bb) wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht 
              erfolgt war oder
        cc)  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechend 
              erhöhten Beitrag verlangt.
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III.     Weitere Bestimmungen
13.      Anderweitige Ansprüche
             Es besteht kein Anspruch auf Leistungen, wenn aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher Regelungen für die Beseitigung des Schadens kongruente 
             Ansprüche gegen Dritte bestehen (z. B. Schadenverursacher, Haftpflichtversicherer). 

14.      Versicherung für fremde Rechnung
             1.     Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den
Versicherungsschein besitzt.

2.     Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3.     Kenntnis und Verhalten
a)     Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 
        Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.
        Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein 
        Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des 
        Versicherungsnehmers ist.
b)     Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine 
        rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war.
c)     Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten 
        geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

15.      Keine/Eingeschränkte Leistungspflicht aus besonderen Gründen
             1.      Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalls

a)     Führt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
        Entschädigungspflicht frei.
        Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers oder seines 
        Repräsentanten festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.
b)     Führt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
        Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers oder seines Repräsentanten entsprechenden Verhältnis zu 
        kürzen.

2.     Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalls
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant den Versicherer arglistig über Tatsachen,
die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. Ist die Täuschung oder der
Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten wegen Betrugs oder
Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

16.      Repräsentanten
             Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

F.2   Besondere Bedingungen zur Bodenkaskoversicherung
Besondere Bedingungen für Deckungserweiterungen für Kontaminationsschäden an Gebäuden 
(Nur gültig, wenn Kontaminationsschäden an Gebäuden ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurden.)
Kontaminationsschäden an auf den versicherten Grundstücken stehenden Gebäuden sind mitversichert.
Abschnitt F.1 I. Ziffer 4 wird wie folgt erweitert:
Im Rahmen der vereinbarten Versicherungssumme werden auch ersetzt, Kosten, die aufgewendet werden müssen, um
f)   Gebäude zu untersuchen und nötigenfalls zu dekontaminieren (Reinigung) und Teile auszutauschen;
g)  ausgetauschte Teile in die nächstgelegene, geeignete Deponie zu transportieren und dort abzulagern oder zu vernichten;
h)  den Zustand des Gebäudes vor Eintritt der Kontamination wieder herzustellen.
Wertsteigerungen des Gebäudes aufgrund der Sanierungsmaßnahmen sind in Abzug zu bringen.
Nicht ersetzt werden Kosten für die Reparatur, Reinigung, Ersatzbeschaffung und/oder Entsorgung der WHG-Anlage oder sonstigen Betriebseinrichtung, die von der
Betriebsstörung betroffen war. Gleiches gilt für Kosten zur Vorbereitung einer solchen Maßnahme und/oder Aus- und Einbaukosten der betroffenen oder als Ersatz
beschafften WHG-Anlage oder sonstigen Einrichtung.

Besondere Bedingungen für Deckungserweiterungen für Kontaminationsschäden an Gewässern 
(Nur gültig, wenn Kontaminationsschäden an Gewässern ausdrücklich beantragt und im Versicherungsschein/Nachtrag beurkundet wurden.)
Abweichend von Abschnitt F.1 I. Ziffer 3 Nr. 1a) sind mitversichert Kontaminationsschäden bei Gewässern, die sich auf dem versicherten Grundstück des
Versicherungsnehmers befinden.
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G.  Satzung 

Name, Sitz, Zweck, Geschäftsbereich und Geschäftsjahr

§ 1

1.   Der im Jahre 1906 gegründete Verein ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit und führt den Namen:
     Itzehoer Versicherung/Brandgilde von 1691
     Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit.

2.   Der Verein hat seinen Sitz in Itzehoe.

3.   Der Verein betreibt alle Versicherungszweige in der Erstversicherung, jedoch die Lebens-, Kranken-, Kredit- und Kautionsversicherung nur in der 
      Rückversicherung. In der Kraftfahrtversicherung werden nicht versichert die Wagnisse der Kraftfahrzeughersteller, des Kraftfahrzeug-Handels und -Handwerks, 
     Kraftomnibusse und Lehrlastkraftwagen.
     In den von ihm nicht betriebenen Versicherungszweigen kann der Verein den Abschluss von Versicherungsverträgen vermitteln.

4.   Das Vereinsgebiet ist das Inland und Ausland.

5.   Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

Bekanntmachungen

§ 2

Die Bekanntmachungen des Vereins werden in öffentlichen Blättern veröffentlicht.

Mitgliedschaft

§ 3

1.   Die Mitgliedschaft entsteht mit dem Beginn oder mit dem aufgrund gesetzlicher Bestimmungen erfolgten Übergang eines Versicherungsverhältnisses. 
     Einen Versicherungsvertrag mit dem Verein können alle natürlichen und juristischen Personen abschließen.

2.   Die Mitgliedschaft erlischt mit der Beendigung des Versicherungsvertrags. Ausscheidende Mitglieder verlieren alle auf der Mitgliedschaft beruhenden 
     Rechte, sie haften jedoch für die Verbindlichkeiten des Vereins aus dem laufenden Geschäftsjahr.

3.   Der Verein kann auch Versicherungen zu festem Beitrag abschließen, ohne dass die Versicherungsnehmerinnen oder -nehmer Mitglieder des Vereins werden. Der 
     Umfang derartiger Versicherungsabschlüsse darf jedoch 20 % der jährlichen Gesamtbeitragseinnahme nicht übersteigen.

Die Organe des Vereins sind

§ 4
A.   der Vorstand,
B.   der Aufsichtsrat,
C.   die Hauptversammlung.

A. Der Vorstand

§ 5

1.   Der Vorstand besteht aus mindestens 2 Personen, die vom Aufsichtsrat bestellt werden.

2.   Der Vorstand leitet den Verein nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen, der Satzung und der vom Aufsichtsrat zu genehmigenden Geschäftsordnung. 

3.   Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder ein Vorstandsmitglied mit einer Prokuristin oder einem Prokuristen gerichtlich und außergerichtlich vertreten.

4.   Ein zur oder zum Vorsitzenden des Vorstandes bestelltes Vorstandsmitglied hat nicht die alleinige Entscheidungsbefugnis. Bei Stimmengleichheit im Vorstand gibt 
     ihre oder seine Stimme den Ausschlag, es sei denn, der Vorstand besteht nur aus zwei Personen oder es nehmen nur zwei Vorstandsmitglieder an der 
     Beschlussfassung teil.

§ 6

1.   Der Vorstand kann im Einvernehmen mit der oder dem Aufsichtsratsvorsitzenden einen Beirat gründen.

2.   Aufgabe des Beirates ist es, Vorstand und Aufsichtsratsvorsitzende oder -vorsitzenden auf Wunsch in wichtigen geschäftspolitischen Fragen zu beraten und zu 
      unterstützen und den Versicherungsgedanken in der Öffentlichkeit zu fördern.

3.   Die Mitglieder des Beirates werden vom Vorstand im Einvernehmen mit der oder dem Aufsichtsratsvorsitzenden berufen und abberufen; erneute Berufung ist 
     zulässig. Ihre Amtszeit beträgt vier Jahre.

4.   Der Vorstand kann im Einvernehmen mit der oder dem Aufsichtsratsvorsitzenden eine Geschäftsordnung für den Beirat erlassen und setzt die Vergütung der 
     Beiratsmitglieder fest.

B. Der Aufsichtsrat

§ 7

1.   Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Personen. Von seinen Mitgliedern werden vier gemäß § 189 Absatz 2 Satz 1 Versicherungsaufsichtsgesetz durch die 
     Hauptversammlung gewählt sowie zwei gemäß § 4 Absatz 1 Drittelbeteiligungsgesetz durch die Belegschaft des Unternehmens. Gleichzeitig mit den ordentlichen 
     Aufsichtsratsmitgliedern kann für ein bestimmtes oder für mehrere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder ein Ersatzmitglied gewählt werden, das für die Dauer der 
     restlichen Amtszeit des ausscheidenden ordentlichen Mitglieds an dessen Stelle tritt.

2.   Die Aufsichtsratsmitglieder werden bis zur Beendigung derjenigen Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 
     der Wahl beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem gewählt wird, nicht mitgerechnet. Wird in Ermangelung eines Ersatzmitgliedes ein 
     Aufsichtsratsmitglied an Stelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitgliedes gewählt, so gilt sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden 
     Mitgliedes. Jedes Mitglied bzw. Ersatzmitglied des Aufsichtsrates kann, sofern nicht ein wichtiger Grund zur fristlosen Niederlegung des Amtes berechtigt, 
     sein Amt unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand niederlegen.

3.   Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und erste und zweite Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Scheidet im Laufe 
     der Wahlperiode die oder der Vorsitzende oder eine oder einer der gewählten Stellvertreterinnen oder Stellvertreter aus ihrem oder seinem Amt aus, so hat der 
     Aufsichtsrat innerhalb von sechs Monaten eine Neuwahl für die ausgeschiedene Person vorzunehmen.

4.   Die Hauptversammlung setzt die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrates durch Beschluss fest.

5.   Alle Erklärungen des Aufsichtsrates werden namens des Aufsichtsrates von seiner oder seinem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter 
     abgegeben.
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§ 8

1.   Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in Sitzungen gefasst. Beschlussfassung in schriftlicher, Text-, fernmündlicher oder anderer gesetzlich zulässiger Form der 
     Beschlussfassung ist zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrates diesem Verfahren widerspricht.

2.   Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit 
     der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden, bei Wahlen das Los den Ausschlag. Die Art der Abstimmung 
     bestimmt die oder der Vorsitzende. Bei Beschlussfassung in schriftlicher, Text-, fernmündlicher oder anderer zulässiger Form ist der Aufsichtsrat beschlussfähig, 
     wenn alle Mitglieder zur Abstimmung aufgefordert worden sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder an der Abstimmung teilnimmt. Der Beschluss wird mit 
     einfacher Mehrheit der abgegebenen Ja-Stimmen gefasst.

3.   Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
     einem Stellvertreter und einem weiteren Aufsichtsratsmitglied zu unterzeichnen ist.

§ 9

Die Einberufung der Sitzungen des Aufsichtsrates erfolgt durch die oder den Vorsitzenden, im Verhinderungsfalle durch eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter.
Die Einberufung erfolgt schriftlich oder in Textform unter Mitteilung der Tagesordnung. In dringenden Fällen kann sie auch mündlich, fernmündlich oder in anderer
gesetzlich zulässiger Form erfolgen.

§ 10

Der Aufsichtsrat hat die Befugnis, durch Geschäftsordnung oder durch Beschluss festzulegen, dass bestimmte Geschäfte nur mit seiner Zustimmung vom Vorstand
vorgenommen werden dürfen. Insbesondere ist die Zustimmung des Aufsichtsrates erforderlich:

1.   zur Veräußerung und dinglichen Belastung sowie zum Erwerb von Grundeigentum;

2.  zur Erteilung von Prokura;

3.   zur Festsetzung der Nachschüsse.

C. Die Hauptversammlung

§ 11

1.   Die Hauptversammlung ist die oberste Vertretung des Vereins. Sie besteht aus mindestens 40 und höchstens 48 Mitgliedervertretenden, die sich auf die 
     einzelnen Regionen des Geschäftsgebietes den Mitgliederverhältnissen entsprechend verteilen sollen. Jede und jeder Mitgliedervertretende hat eine Stimme.

2.   Mitgliedervertretend kann nur ein volljähriges, im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindliches Mitglied des Vereins werden.

3.   Die Mitgliedervertretenden werden von der Hauptversammlung auf höchstens 4 Jahre gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Alljährlich scheidet ein Viertel der 
     Mitgliedervertretenden mit dem Schluss der ordentlichen Hauptversammlung aus dem Amt aus. Für innerhalb der Amtszeit ausscheidende Mitgliedervertretende 
     erfolgt in der nächsten Hauptversammlung eine Zuwahl für den Rest der Amtszeit. Für jede Wahl unterbreitet ein aus Mitgliedern des Vorstandes, des 
     Aufsichtsrates und der Mitgliedervertretendenversammlung bestehender Wahlausschuss einen Vorschlag.

4.   Das Amt einer oder eines Mitgliedervertretenden ist ein Ehrenamt und erlischt vor Ablauf der ordentlichen Amtszeit
     -  durch Wegfall der Mitgliedschaft
     -  durch Eröffnung des Konkursverfahrens über ihr oder sein Vermögen
     -  durch Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte
     -  durch Abwahl seitens der Hauptversammlung.

§ 12

1.   Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitgliedervertretenden anwesend ist.

2.   Beschlüsse werden durch einfache Stimmenmehrheit gefasst, soweit sich aus dem Gesetz oder dieser Satzung nichts anderes ergibt. Bei Stimmengleichheit 
     ist der Antrag abgelehnt. Zur Änderung der Satzung sowie zur Verschmelzung oder Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von drei Viertel der in der 
     Hauptversammlung abgegebenen Stimmen erforderlich. Wahlen erfolgen mit Stimmzetteln, wenn nicht sämtliche anwesenden Mitgliedervertretenden einem 
     anderen Abstimmungsverfahren zustimmen. Erhält bei einer Wahl niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, so kommen die beiden 
     Personen, die die meisten Stimmen erhalten haben, in die engere Wahl. Bei der engeren Wahl entscheidet einfache Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit 
     entscheidet das Los.

§ 13

1.   Den Zeitpunkt und den Ort der Hauptversammlung bestimmt nach Anhören des Aufsichtsrates der Vorstand.

2.  Die Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung hat durch den Aufsichtsrat zu erfolgen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert.

3.   Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand unter Mitteilung der Tagesordnung spätestens einen Monat vor der Versammlung durch Bekanntmachung 
     in dem in § 2 genannten Blatt und durch schriftliche Benachrichtigung der Mitgliedervertretenden einberufen.

§ 14

Die Hauptversammlungen werden durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Aufsichtsrates und bei ihrer oder seiner Verhinderung oder persönlichen
Beteiligung durch eine oder einen der stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Sind die oder der Vorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzenden verhindert oder
persönlich beteiligt, so übernimmt von den anderen Aufsichtsratsmitgliedern das dem Lebensalter nach älteste die Leitung.

§ 15

Die Hauptversammlung beschließt in den in Gesetz und Satzung bestimmten Fällen insbesondere über:
a)   die Wahl der Mitgliedervertretenden,
b)   die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder, soweit diese nicht gemäß § 7 Nr. 1 von der Belegschaft zu wählen sind,
c)   die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,
d)   die Änderungen der Satzung,
e)   die Auflösung des Vereins.
Anträge der Mitgliedervertretenden für die Hauptversammlung müssen spätestens zwei Wochen vor der Versammlung schriftlich beim Vorstand eingereicht sein.
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§ 16

Rechte, die das Gesetz einer Minderheit von Mitgliedern der obersten Vertretung einräumt, stehen einem Fünftel der Mitgliedervertretenden zu.

§ 17

Jedes Mitglied hat das Recht, Anträge an die ordentliche Hauptversammlung zu stellen. Diese müssen schriftlich bis zum 31.01. beim Vorstand eingehen. Alle
Mitglieder des Vereins haben das Recht, der Hauptversammlung als Zuhörende beizuwohnen.

Rechnungs- und Buchführungswesen

§ 18

Die Hauptversammlung beschließt alljährlich in den ersten acht Monaten des Geschäftsjahres über die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates, über die
Verwendung des Bilanzgewinns und in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses.

Rücklagen

§ 19

1.   Zur Deckung eines außerordentlichen Verlustes aus dem Geschäftsbetrieb ist eine Verlustrücklage zu bilden. Ihre Mindesthöhe soll 20 % der 
     Beitragseinnahme für eigene Rechnung betragen.

2.   Der Verlustrücklage sind jährlich mindestens 25 % des Jahresüberschusses zuzuführen.

3.   Ist die Mindesthöhe nach Ziffer 1 erreicht bzw. wieder erreicht, so sind der Verlustrücklage jährlich mindestens 20 % des Jahresüberschusses zuzuführen.

4.   Neben der gesetzlichen Verlustrücklage kann eine freie Rücklage gebildet werden. Über Zuführungen beschließt die Hauptversammlung.

Deckung der Ausgaben und Verwendung der Überschüsse

§ 20

1.   Die Mittel zur Deckung der Ausgaben bestehen in
     a)  den Beiträgen,
     b)    dem Ertrag von Kapitalanlagen,
     c)    der Verlustrücklage, die in einem Jahr nur bis zur Hälfte ihres Bestandes verbraucht werden darf; ihr Bestand darf die Höhe des gesetzlich vorgeschrie-
            benen Garantiefonds nicht unterschreiten,
     d)    den freien Rücklagen.

2.   Reichen in einem Jahr die aufsichtsrechtlichen Eigenmittel nicht aus, die Solvabilitätskapitalanforderung oder Mindestkapitalanforderung zu bedecken, so 
     wird der Fehlbetrag durch Nachschüsse gedeckt. Nachschüsse werden auch zur Abwendung einer handelsrechtlichen Überschuldung erhoben. Zur 
     Entrichtung der Nachschüsse sind sämtliche Mitglieder im Verhältnis und bis zur Höhe eines Jahresbeitrags verpflichtet, der auf das letzte Geschäftsjahr 
     entfällt. Der Vorstand setzt mit Zustimmung des Aufsichtsrates die Höhe des Nachschusses fest. Die Zahlung ist innerhalb eines Monats ab Erhalt der in 
     Schrift- oder Textform ausgesprochenen Zahlungsaufforderung fällig. Für den Fall der nicht rechtzeitigen Nachschusszahlung gilt § 38 des 
     Versicherungsvertragsgesetzes. Hierauf ist das Mitglied in der Zahlungsaufforderung hinzuweisen.

§ 21

1.   Die Hauptversammlung entscheidet über Beitragserhöhungen insoweit, als die Erhöhungen mit Wirkung für bestehende Versicherungsverhältnisse 
     erfolgen sollen.
2.   Dies gilt nicht für Beitragserhöhungen, zu denen der Verein bereits aufgrund der Allgemeinen Versicherungsbedingungen berechtigt ist.

§ 22

1.   Der nach Vornahme von Abschreibungen und Wertberichtigungen sowie nach Bildung von Rücklagen und Rückstellungen verbleibende Überschuss ist in 
     voller Höhe der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zuzuweisen. Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung ist ausschließlich zur Gewährung von 
     Beitragsrückerstattungen bestimmt.

2.   Die Beitragsrückerstattungen können für alle oder einzelne versicherte Wagnisse erfolgen. Alle Mitglieder, deren Versicherungsverhältnis im letzten 
     Geschäftsjahr nicht schadenfrei verlaufen ist, können von der Beitragsrückerstattung ausgeschlossen werden, oder ihr Anteil kann auf den Betrag 
     beschränkt werden, um den die Beitragsrückerstattung die Entschädigungsleistung des Vereins übersteigt. Im Laufe des Geschäftsjahres beigetretene oder 
     ausgeschiedene Mitglieder sind von jeglicher Beitragsrückerstattung ausgeschlossen. In der Kraftfahrtversicherung können abweichend von Satz 3 auch 
     im Laufe des Geschäftsjahres beigetretene oder ausgeschiedene Mitglieder bei der Beitragsrückerstattung berücksichtigt werden.

Vermögensanlage

§ 23

Die Anlage des Vermögens erfolgt nach den gesetzlichen Vorschriften und den von der Aufsichtsbehörde aufgestellten Grundsätzen.

Änderung der Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen

§ 24

1.   Änderungen der Satzung werden von der Hauptversammlung beschlossen und bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Zur Vornahme von 
     Satzungsänderungen, die nur die Fassung betreffen, ist der Aufsichtsrat ermächtigt.
2.   Änderungen und Einführungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen beschließt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates.

Auflösung des Vereins

§ 25

Der Beschluss über die Verschmelzung oder Auflösung des Vereins bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die bestehenden Versicherungsverhält-
nisse enden einen Monat nach der Veröffentlichung des genehmigten Auflösungsbeschlusses. Nach der Auflösung findet die Liquidation statt, die durch den Vorstand
durchgeführt wird; es können auch besondere Liquidatorinnen oder Liquidatoren bestellt werden. Nach Beendigung der Liquidation ist der Hauptversammlung eine
Schlussrechnung zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. Über die Verteilung des nach Erfüllung der Verbindlichkeiten verbleibenden Vermögens beschließt die
Hauptversammlung. 
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Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung

Itzehoer Versicherung/Brandgilde von 1691 Versicherungsverein a.G. 
Itzehoer Platz
25521 Itzehoe 
Telefon 04821 773-0
Telefax 04821 773-8888 
E-Mail: info@itzehoer.de.
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der vorher 
genannten Adresse mit dem Zusatz - Datenschutzbeauftragter - oder per 
E-Mail unter: datenschutz@itzehoer.de.

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der daten-
schutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser
Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ (sogenannter Code of Conduct) ver-
pflichtet, die die oben genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie im Internet auf unserer Homepage 
www.itzehoer.de unter dem Link „Datenschutz“ abrufen oder sich auf Wunsch per Post oder E-Mail zusenden lassen. Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz,
benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrags und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der
Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum
Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrags ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich. 

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur
Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten nutzen wir auch zur Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung beispielsweise zum Zwecke der Beratung hinsichtlich
einer Vertragsanpassung oder -ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbe-
zogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Artikel 6 Absatz 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten erforderlich
sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Artikel 9 Absatz 2 a) i. V. m. Artikel 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage
von Artikel 9 Absatz 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Artikel 6 Absatz 1 f)
DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein: 
-   zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 
-   zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und solche anderer Unternehmen der Itzehoer Versicherungsgruppe sowie für Markt- und 
    Meinungsumfragen, 
-   zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versicherungs-
    missbrauch hindeuten können. 
Auf der genannten Rechtsgrundlage nutzen wir die zu Ihrem Haushalt gespeicherten Daten zu Anzahl, Sparten und Laufzeit der Verträge, zu Beitragshöhe, Schäden und
Zahlungsverhalten zudem zur Beurteilung des Zahlungsausfall- und Schadenrisikos. Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher
Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die
Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Artikel 6 Absatz 1 c) DSGVO. Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und gegebenen-
falls Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.

Vermittler
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem oder mehreren Vermittlern betreut werden, verarbeitet Ihr oder verarbeiten Ihre Vermittler die zum Abschluss
und zur Durchführung des Vertrags benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler,
soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Externe Dienstleister
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung der von uns eingesetzten
Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie in der jeweils aktuellen Version auf unserer
Homepage www.itzehoer.de unter dem Link „Datenschutz“ abrufen oder sich auf Wunsch per Post oder E-Mail zusenden lassen.   

Weitere Empfänger
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten
(z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden).

Dauer der Datenspeicherung

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene
Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig
Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben
sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre.

Betroffenenrechte

Sie können unter der vorher genannten Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten
Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie
ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation
Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen.

H.  Merkblatt zur Datenverarbeitung für den Versicherungsnehmer und versicherte                                                                               
Personen
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Beschwerderecht

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die
für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Unabhängiges Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein (ULD) in Kiel.

Quellen und Kategorien von verarbeiteten Daten, wenn diese nicht bei Ihnen erhoben wurden

Für die Vertrags- und gegebenenfalls Schadenbearbeitung verarbeiten wir zum Teil Daten, die wir nicht bei Ihnen erheben. Hierzu gehören zum einen die Fälle von
Datenerhebung aus Drittquellen durch Nutzung des Hinweis- und Informationssystems (HIS) und durch den Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer. Zum
anderen gehören hierzu Fälle, in denen wir Daten über die Korrespondenz mit dem Straßenverkehrsamt oder im Schadenfall mit Sachverständigen, Anspruchstellern,
Zeugen oder aus polizeilichen Ermittlungsakten erheben. Kategorien dieser Daten sind Daten bezüglich der Zulassung des Kfz sowie zur Aufklärung und Bewertung
eines Schadensachverhalts. Im Falle von Personenschäden und unter der Voraussetzung einer Einwilligung oder auf gesetzlicher Grundlage gehören hierzu auch
Gesundheitsdaten.

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft

Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur
Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Austausch bestimmter personenbezogener
Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere Informationen gemäß Artikel 13 und 14 DSGVO über den Datenaustausch mit der informa HIS GmbH finden Sie unter Abschnitt I.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann
im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.
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Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei Abschluss eines Versicherungsvertrags oder im Rahmen der Schadenbearbeitung Daten zum
Versicherungsobjekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere
Anschriften) an die informa HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage) können. Die informa HIS GmbH überprüft anhand dieser Daten, ob zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem
Versicherungsobjekt im „Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft“ (HIS) Informationen gespeichert sind, die auf ein erhöhtes Risiko oder
Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungsfall hindeuten können. Solche Informationen können nur aufgrund einer früheren Meldung eines
Versicherungsunternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Einmeldung), über die Sie gegebenenfalls von dem einmeldenden Versicherungsunternehmen gesondert infor-
miert worden sind. Daten, die aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von der informa HIS GmbH an uns, das anfragende
Versicherungsunternehmen, übermittelt.
Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgender Internetseite: www.informa-his.de. 

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich Verantwortliche das Hinweis- und Informationssystem HIS der Versicherungswirtschaft. Sie verarbeitet darin
personenbeziehbare Daten, um die Versicherungswirtschaft bei der Bearbeitung von Versicherungsanträgen und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen
Daten um Angaben zu erhöhten Risiken oder um Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten (z. B. Mehrfachabrechnung eines Versicherungsschadens bei verschie-
denen Versicherungsunternehmen) hindeuten können.

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 
Die informa HIS GmbH verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage des Artikels 6 Absatz 1 f) DSGVO. Dies ist zulässig, soweit die Verarbeitung zur Wahrung
der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen
Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.

Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen über den Abschluss eines Versicherungsvertrags oder über die Regulierung von Schäden. Sie stellt den
Versicherungsunternehmen lediglich die Informationen für die diesbezügliche Entscheidungsfindung zur Verfügung. 

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versicherungsunternehmen, die diese in das HIS einmelden.

Kategorien der personenbezogenen Daten
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung eines Versicherungsunternehmens werden von der informa HIS GmbH - abhängig von der Versicherungsart
bzw. -sparte - die Daten der Anfrage oder Einmeldung mit den dazu genutzten personenbezogenen Daten (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere
Anschriften) bzw. Informationen zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahrzeug- bzw. Gebäudeinformationen) sowie das anfragende oder einmeldende
Versicherungsunternehmen gespeichert. Bei einer HIS-Einmeldung durch ein Versicherungsunternehmen, über die Sie gegebenenfalls von diesem gesondert infor-
miert werden, speichert die informa HIS GmbH erhöhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten hindeuten können, sofern solche Informationen an
das HIS gemeldet wurden. In der Versicherungssparte Leben können dies z. B. Informationen zu möglichen Erschwernissen (ohne Hinweis auf Gesundheitsdaten) und
Versicherungssumme/Rentenhöhe sein. Zu Fahrzeugen sind gegebenenfalls z. B. Totalschäden, fiktive Abrechnungen oder Auffälligkeiten bei einer früheren
Schadenmeldung gespeichert. Gebäudebezogene Daten sind Anzahl und Zeitraum geltend gemachter Gebäudeschäden.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunternehmen mit Sitz in Deutschland sowie im Einzelfall im Rahmen von Ermittlungsverfahren staatliche
Ermittlungsbehörden.

Dauer der Datenspeicherung
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über Personen gemäß Artikel17 Absatz 1 a) DSGVO nur für eine bestimmte Zeit.
Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei Jahren gelöscht.
Für die Speicherfristen bei HIS-Einmeldungen gilt:
•  direkt personenbezogene Daten (Name, Adresse und Geburtsdatum) sowie Fahrzeug- und Gebäudedaten werden am Ende des vierten Kalender-
    jahres nach erstmaliger Speicherung gelöscht. Sofern in dem genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu einer Person erfolgt, führt dies zur 
    Verlängerung der Speicherung der personenbezogenen Daten um weitere vier Jahre. Die maximale Speicherdauer beträgt in diesen Fällen 
    zehn Jahre.
•  Daten aus der Versicherungssparte Leben werden bei nicht zustande gekommenen Verträgen am Ende des dritten Jahres nach der erstmaligen 
    Speicherung gelöscht.

Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Löschung sowie auf Einschränkung der Verarbeitung. Diese Rechte nach Artikel 15 bis 18
DSGVO können gegenüber der informa HIS GmbH unter der unten genannten Adresse geltend gemacht werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die
für die informa HIS GmbH zuständige Aufsichtsbehörde - Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Gustav -Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden - zu wenden.
Hinsichtlich der Meldung von Daten an das HIS, ist die für das Versicherungsunternehmen zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig.

Nach Artikel 21 Absatz 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation der betroffenen Person ergeben, unter der
unten genannten Adresse widersprochen werden.

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS GmbH zu Ihrer Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem Gebäude gespeichert hat und an wen welche Daten
übermittelt worden sind, teilt Ihnen die informa HIS GmbH dies gern mit. Sie können dort unentgeltlich eine sogenannte Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu
berücksichtigen, dass die informa HIS GmbH aus datenschutzrechtlichen Gründen keinerlei telefonische Auskünfte erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung Ihrer
Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Missbrauch durch Dritte zu vermeiden, benötigt die informa HIS GmbH folgende Angaben von Ihnen:

•  Name (gegebenenfalls Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum.
•  Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort) sowie gegebenenfalls Voranschriften der letzten fünf Jahre.
•  Gegebenenfalls Fahrzeugidentifikationsnummer des Fahrzeugs. Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifügung einer Kopie der Zulassungsbescheini-
    gung I. oder II. zum Nachweis der Haltereigenschaft erforderlich.
•  Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten Versicherungsscheins oder eines sonstigen Dokuments erforderlich, das das Eigentum
    belegt (z. B. Kopie des Grundbuchauszugs oder Kaufvertrags).

Wenn Sie - auf freiwilliger Basis - eine Kopie Ihres Ausweises (Vorder- und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der informa HIS GmbH die Identifizierung Ihrer Person
und vermeiden damit mögliche Rückfragen. Sie können die Selbstauskunft auch via Internet unter: www.informa -HIS.de/selbstauskunft/ bei der informa HIS GmbH
beantragen.

Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutzbeauftragten
informa HIS GmbH 
Kreuzberger Ring 68
65205 Wiesbaden 
Telefon 0611 880870-0

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS GmbH ist zudem unter der vorher genannten Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder per E-Mail unter
folgender Adresse erreichbar: his-datenschutz@informa.de.

I.  Informationen gemäß Artikel 13 und 14 DSGVO über den Datenaustausch mit     
der informa HIS GmbH
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J. Auszüge aus den Gesetzen
I. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

§ 247. Basiszinssatz
(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent. Er verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße seit
der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen
Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.

(2) Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz unverzüglich nach den in Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkten im Bundesanzeiger bekannt.

§ 836. Haftung bei Einsturz eines Bauwerks
(1) Wird durch den Einsturz eines Gebäudes oder eines anderen mit einem Grundstücke verbundenen Werks oder durch die Ablösung von Teilen des Gebäudes oder
des Werks ein Mensch getötet, der Körper oder die Gesundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist der Besitzer des Grundstücks, sofern der
Einsturz oder die Ablösung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung ist, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entstehenden Schaden zu
ersetzen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Besitzer zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat.

(2) Ein früherer Besitzer des Grundstücks ist für den Schaden verantwortlich, wenn der Einsturz oder die Ablösung innerhalb eines Jahres nach der Beendigung seines
Besitzes eintritt, es sei denn, dass er während seines Besitzes die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein späterer Besitzer durch Beobachtung die-
ser Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können.

(3) Besitzer im Sinne dieser Vorschriften ist der Eigenbesitzer.

II. Handelsgesetzbuch (HGB)

§ 271. Beteiligungen. Verbundene Unternehmen
(1) Beteiligungen sind Anteile an anderen Unternehmen, die bestimmt sind, dem eigenen Geschäftsbetrieb durch Herstellung einer dauernden Verbindung zu jenen
Unternehmen zu dienen. Dabei ist es unerheblich, ob die Anteile in Wertpapieren verbrieft sind oder nicht. Als Beteiligung gelten im Zweifel Anteile an einer
Kapitalgesellschaft, die insgesamt den fünften Teil des Nennkapitals dieser Gesellschaft überschreiten. Auf die Berechnung ist § 16 Absatz 2 und 4 des Aktiengesetzes
entsprechend anzuwenden. Die Mitgliedschaft in einer eingetragenen Genossenschaft gilt nicht als Beteiligung im Sinne dieses Buches.

(2) Verbundene Unternehmen im Sinne dieses Buches sind solche Unternehmen, die als Mutter- oder Tochterunternehmen (§ 290) in den Konzernabschluss eines
Mutterunternehmens nach den Vorschriften über die Vollkonsolidierung einzubeziehen sind, das als oberstes Mutterunternehmen den am weitestgehenden
Konzernabschluss nach dem Zweiten Unterabschnitt aufzustellen hat, auch wenn die Aufstellung unterbleibt, oder das einen befreienden Konzernabschluss nach §
291 oder nach einer nach § 292 erlassenen Rechtsverordnung aufstellt oder aufstellen könnte; Tochterunternehmen, die nach § 296 nicht einbezogen werden, sind
ebenfalls verbundene Unternehmen.

§ 290. Pflicht zur Aufstellung
(1) Die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft (Mutterunternehmen) mit Sitz im Inland haben in den ersten fünf Monaten des Konzerngeschäftsjahrs für das
vergangene Konzerngeschäftsjahr einen Konzernabschluss und einen Konzernlagebericht aufzustellen, wenn diese auf ein anderes Unternehmen
(Tochterunternehmen) unmittel oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben kann. Ist das Mutterunternehmen eine Kapitalgesellschaft im Sinn des § 325
Absatz 4 Satz 1, sind der Konzernabschluss sowie der Konzernlagebericht in den ersten vier Monaten des Konzerngeschäftsjahrs für das vergangene
Konzerngeschäftsjahr aufzustellen.

(2) Beherrschender Einfluss eines Mutterunternehmens besteht stets, wenn
1. ihm bei einem anderen Unternehmen die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter zusteht;
2. ihm bei einem anderen Unternehmen das Recht zusteht, die Mehrheit der Mitglieder des die Finanz- und Geschäftspolitik bestimmenden Verwaltungs-, Leitungs-
oder Aufsichtsorgans zu bestellen oder abzuberufen, und es gleichzeitig Gesellschafter ist;
3. ihm das Recht zusteht, die Finanz- und Geschäftspolitik auf Grund eines mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Beherrschungsvertrags oder auf Grund
einer Bestimmung in der Satzung des anderen Unternehmens zu bestimmen, oder 
4. es bei wirtschaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Risiken und Chancen eines Unternehmens trägt, das zur Erreichung eines eng begrenzten und genau definier-
ten Ziels des Mutterunternehmens dient (Zweckgesellschaft). Neben Unternehmen können Zweckgesellschaften auch sonstige juristische Personen des Privatrechts
oder unselbständige Sondervermögen des Privatrechts, ausgenommen Spezial-Sondervermögen im Sinn des § 2 Absatz 3 des Investmentgesetzes, sein.

(3) Als Rechte, die einem Mutterunternehmen nach Absatz 2 zustehen, gelten auch die einem Tochterunternehmen zustehenden Rechte und die den für Rechnung
des Mutterunternehmens oder von Tochterunternehmen handelnden Personen zustehenden Rechte.
Den einem Mutterunternehmen an einem anderen Unternehmen zustehenden Rechten werden die Rechte hinzugerechnet, über die es oder ein Tochterunternehmen
auf Grund einer Vereinbarung mit anderen Gesellschaftern dieses Unternehmens verfügen kann. Abzuziehen sind Rechte, die
1. mit Anteilen verbunden sind, die von dem Mutterunternehmen oder von Tochterunternehmen für Rechnung einer anderen Person gehalten werden, oder 
2. mit Anteilen verbunden sind, die als Sicherheit gehalten werden, sofern diese Rechte nach Weisung des Sicherungsgebers oder, wenn ein Kreditinstitut die Anteile
als Sicherheit für ein Darlehen hält, im Interesse des Sicherungsgebers ausgeübt werden.

(4) Welcher Teil der Stimmrechte einem Unternehmen zusteht, bestimmt sich für die Berechnung der Mehrheit nach Absatz 2 Nr. 1 nach dem Verhältnis der Zahl der
Stimmrechte, die es aus den ihm gehörenden Anteilen ausüben kann, zur Gesamtzahl aller Stimmrechte. Von der Gesamtzahl aller Stimmrechte sind die Stimmrechte
aus eigenen Anteilen abzuziehen, die dem Tochterunternehmen selbst, einem seiner Tochterunternehmen oder einer anderen Person für Rechnung dieser
Unternehmen gehören.

(5) Ein Mutterunternehmen ist von der Pflicht, einen Konzernabschluss und einen Konzernlagebericht aufzustellen, befreit, wenn es nur Tochterunternehmen hat, die
gemäß § 296 nicht in den Konzernabschluss einbezogen werden brauchen.

III. Sozialgesetzbuch VII (SGB)

§ 104. Beschränkung der Haftung der Unternehmer
(1) Unternehmer sind den Versicherten, die für ihre Unternehmen tätig sind oder zu ihren Unternehmen in einer sonstigen die Versicherung begründenden Beziehung
stehen, sowie deren Angehörigen und Hinterbliebenen nach anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ersatz des Personenschadens, den ein Versicherungsfall verur-
sacht hat, nur verpflichtet, wenn sie den Versicherungsfall vorsätzlich oder auf einem nach § 8 Absatz 2 Nr. 1 bis 4 versicherten Weg herbeigeführt haben. Ein
Forderungsübergang nach § 116 des Zehnten Buches findet nicht statt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die als Leibesfrucht durch einen Versicherungsfall im Sinne des § 12 geschädigt worden sind.

(3) Die nach Absatz 1 oder 2 verbleibenden Ersatzansprüche vermindern sich um die Leistungen, die Berechtigte nach Gesetz oder Satzung infolge des
Versicherungsfalls erhalten.

§ 105. Beschränkung der Haftung anderer im Betrieb tätiger Personen
(1) Personen, die durch eine betriebliche Tätigkeit einen Versicherungsfall von Versicherten desselben Betriebs verursachen, sind diesen sowie deren Angehörigen
und Hinterbliebenen nach anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ersatz des Personenschadens nur verpflichtet, wenn sie den Versicherungsfall vorsätzlich oder auf
einem nach § 8 Absatz 2 Nr. 1 bis 4 versicherten Weg herbeigeführt haben. Satz 1 gilt entsprechend bei der Schädigung von Personen, die für denselben Betrieb tätig
und nach § 4 Absatz 1 Nr. 1 versicherungsfrei sind. § 104 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn nicht versicherte Unternehmer geschädigt worden sind. Soweit nach Satz 1 eine Haftung ausgeschlossen ist, werden die
Unternehmer wie Versicherte, die einen Versicherungsfall erlitten haben, behandelt, es sei denn, eine Ersatzpflicht des Schädigers gegenüber dem Unternehmer ist
zivilrechtlich ausgeschlossen. Für die Berechnung von Geldleistungen gilt der Mindestjahresarbeitsverdienst als Jahresarbeitsverdienst. Geldleistungen werden jedoch
nur bis zur Höhe eines zivilrechtlichen Schadenersatzanspruchs erbracht.

§ 106. Beschränkung der Haftung anderer Personen
(1) In den in § 2 Absatz 1 Nr. 2, 3 und 8 genannten Unternehmen gelten die §§ 104 und 105 entsprechend für die Ersatzpflicht 
1. der in § 2 Absatz 1 Nr. 2, 3 und 8 genannten Versicherten untereinander,
2. der in § 2 Absatz 1 Nr. 2, 3 und 8 genannten Versicherten gegenüber den Betriebsangehörigen desselben Unternehmens,
3. der Betriebsangehörigen desselben Unternehmens gegenüber den in § 2 Absatz 1 Nr. 2, 3 und 8 genannten Versicherten.

(2) Im Fall des § 2 Absatz 1 Nr. 17 gelten die §§ 104 und 105 entsprechend für die Ersatzpflicht 
1. der Pflegebedürftigen gegenüber den Pflegepersonen,
2. der Pflegepersonen gegenüber den Pflegebedürftigen,
3. der Pflegepersonen desselben Pflegebedürftigen untereinander.

(3) Wirken Unternehmen zur Hilfe bei Unglücksfällen oder Unternehmen des Zivilschutzes zusammen oder verrichten Versicherte mehrerer Unternehmen vorüberge-
hend betriebliche Tätigkeiten auf einer gemeinsamen Betriebsstätte, gelten die §§ 104 und 105 für die Ersatzpflicht der für die beteiligten Unternehmen Tätigen unter-
einander.

(4) Die §§ 104 und 105 gelten ferner für die Ersatzpflicht von Betriebsangehörigen gegenüber den nach § 3 Absatz 1 Nr. 2 Versicherten.

§ 110. Haftung gegenüber den Sozialversicherungsträgern
(1) Haben Personen, deren Haftung nach den §§ 104 bis 107 beschränkt ist, den Versicherungsfall vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt, haften sie den
Sozialversicherungsträgern für die infolge des Versicherungsfalls entstandenen Aufwendungen, jedoch nur bis zur Höhe des zivilrechtlichen Schadenersatzanspruchs.
Statt der Rente kann der Kapitalwert gefordert werden. Das Verschulden braucht sich nur auf das den Versicherungsfall verursachende Handeln oder Unterlassen zu
beziehen.

(1a) Unternehmer, die Schwarzarbeit nach § 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes erbringen und dadurch bewirken, dass Beiträge nach dem Sechsten Kapitel
nicht, nicht in der richtigen Höhe oder nicht rechtzeitig entrichtet werden, erstatten den Unfallversicherungsträgern die Aufwendungen, die diesen infolge von
Versicherungsfällen bei Ausführung der Schwarzarbeit entstanden sind. Eine nicht ordnungsgemäße Beitragsentrichtung wird vermutet, wenn die Unternehmer die
Personen, bei denen die Versicherungsfälle eingetreten sind, nicht nach § 28 a des Vierten Buches bei der Einzugsstelle angemeldet haben.

(2) Die Sozialversicherungsträger können nach billigem Ermessen, insbesondere unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des Schädigers, auf den
Ersatzanspruch ganz oder teilweise verzichten.

IV. Bundesberggesetz (BBergG)

§ 114. Bergschaden
(1) Wird infolge der Ausübung einer der in § 2 Absatz 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Tätigkeiten oder durch eine der in § 2 Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Einrichtungen
(Bergbaubetrieb) ein Mensch getötet oder der Körper oder die Gesundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt (Bergschaden), so ist für den daraus
entstehenden Schaden nach den §§ 115 bis 120 Ersatz zu leisten.

(2) Bergschaden im Sinne des Absatzes 1 ist nicht
1. ein Schaden, der an im Bergbaubetrieb beschäftigten Personen oder an im Bergbaubetrieb verwendeten Sachen entsteht,
2. ein Schaden, der an einem anderen Bergbaubetrieb oder an den dem Aufsuchungs- oder Gewinnungsrecht eines anderen unterliegenden Bodenschätzungen ent-
steht,
3. ein Schaden, der durch Einwirkungen entsteht, die nach § 906 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht verboten werden können,
4. ein Nachteil, der durch Planungsentscheidungen entsteht, die mit Rücksicht auf die Lagerstätte oder den Bergbaubetrieb getroffen werden und
5. ein unerheblicher Nachteil oder eine unerhebliche Aufwendung im Zusammenhang mit Maßnahmen der Anpassung nach § 110.

V. Arzneimittelgesetz (AmG)

§ 4. Sonstige Begriffsbestimmungen
(1) Fertigarzneimittel sind Arzneimittel, die im Voraus hergestellt und in einer zur Abgabe an den Verbraucher bestimmten Packung in den Verkehr gebracht werden
oder andere zur Abgabe an Verbraucher bestimmte Arzneimittel, bei deren Zubereitung in sonstiger Weise ein industrielles Verfahren zur Anwendung kommt oder die,
ausgenommen in Apotheken, gewerblich hergestellt werden. Fertigarzneimittel sind nicht Zwischenprodukte, die für eine weitere Verarbeitung durch einen Hersteller
bestimmt sind.

(2) Blutzubereitungen sind Arzneimittel, die aus Blut gewonnene Blut-, Plasma- oder Serumkonserven, Blutbestandteile oder Zubereitungen aus Blutbestandteilen sind
oder als Wirkstoffe enthalten.

(3) Sera sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die Antikörper, Antikörperfragmente oder Fusionsproteine mit einem funktionellen Antikörperbestandteil als
Wirkstoff enthalten und wegen dieses Wirkstoffs angewendet werden. Sera gelten nicht als Blutzubereitungen im Sinne des Absatzes 2 oder als Gewebezubereitungen
im Sinne des Absatzes 30.

(4) Impfstoffe sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die Antigene oder rekombinante Nukleinsäuren enthalten und die dazu bestimmt sind, bei Mensch oder
Tier zur Erzeugung von spezifischen Abwehr- und Schutzstoffen angewendet zu werden und, soweit sie rekombinante Nukleinsäuren enthalten, ausschließlich zur
Vorbeugung oder Behandlung von Infektionskrankheiten bestimmt sind.

(5) Allergene sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, die Antigene oder Haptene enthalten und dazu bestimmt sind, bei Mensch oder Tier zur Erkennung von spe-
zifischen Abwehr- oder Schutzstoffen angewendet zu werden (Testallergene) oder Stoffe enthalten, die zur antigenspezifischen Verminderung einer spezifischen
immunologischen Überempfindlichkeit angewendet werden (Therapieallergene).

(6) Testsera sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 2 Nr. 4, die aus Blut, Organen, Organteilen oder Organsekreten gesunder, kranker, krank gewesener oder
immunisatorisch vorbehandelter Lebewesen gewonnen werden, spezifische Antikörper enthalten und die dazu bestimmt sind, wegen dieser Antikörper verwendet zu
werden, sowie die dazu gehörenden Kontrollsera.

(7) Testantigene sind Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 2 Nr. 4, die Antigene oder Haptene enthalten und die dazu bestimmt sind, als solche verwendet zu wer-
den.

(8) Radioaktive Arzneimittel sind Arzneimittel, die radioaktive Stoffe sind oder enthalten und ionisierende Strahlen spontan aussenden und die dazu bestimmt sind,
wegen dieser Eigenschaften angewendet zu werden; als radioaktive Arzneimittel gelten auch für die Radiomarkierung anderer Stoffe vor der Verabreichung herge-
stellte Radionuklide (Vorstufen) sowie die zur Herstellung von radioaktiven Arzneimitteln bestimmten Systeme mit einem fixierten Mutterradionuklid, das ein
Tochterradionuklid bildet, (Generatoren).

(9) Arzneimittel für neuartige Therapien sind Gentherapeutika, somatische Zelltherapeutika oder biotechnologisch bearbeitete Gewebeprodukte nach Artikel 2 Absatz
1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1394/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 über Arzneimittel für neuartige Therapien
und zur Änderung der Richtlinie 2001/83/EG und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 (ABl. L 324 vom 10.12.2007, S. 121).

(10) Fütterungsarzneimittel sind Arzneimittel in verfütterungsfertiger Form, die aus Arzneimittel-Vormischungen und Mischfuttermitteln hergestellt werden und die
dazu bestimmt sind, zur Anwendung bei Tieren in den Verkehr gebracht zu werden.

(11) Arzneimittel-Vormischungen sind Arzneimittel, die ausschließlich dazu bestimmt sind, zur Herstellung von Fütterungsarzneimitteln verwendet zu werden. Sie gel-
ten als Fertigarzneimittel.
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(12) Die Wartezeit ist die Zeit, die bei bestimmungsgemäßer Anwendung des Arzneimittels nach der letzten Anwendung des Arzneimittels bei einem Tier bis zur
Gewinnung von Lebensmitteln, die von diesem Tier stammen, zum Schutz der öffentlichen Gesundheit einzuhalten ist und die sicherstellt, dass Rückstände in diesen
Lebensmitteln die im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezember 2009 über pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung
hinsichtlich der Rückstandshöchstmengen in Lebensmitteln tierischen Ursprungs (ABl. L 15 vom 20.1.2010, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung festgelegten zuläs-
sigen Höchstmengen für pharmakologisch wirksame Stoffe nicht überschreiten.

(13) Nebenwirkungen sind bei Arzneimitteln, die zur Anwendung bei Menschen bestimmt sind, schädliche und unbeabsichtigte Reaktionen auf das Arzneimittel.
Nebenwirkungen sind bei Arzneimitteln, die zur Anwendung bei Tieren bestimmt sind, schädliche und unbeabsichtigte Reaktionen bei bestimmungsgemäßem
Gebrauch. Schwerwiegende Nebenwirkungen sind Nebenwirkungen, die tödlich oder lebensbedrohend sind, eine stationäre Behandlung oder Verlängerung einer sta-
tionären Behandlung erforderlich machen, zu bleibender oder schwerwiegender Behinderung, Invalidität, kongenitalen Anomalien oder Geburtsfehlern führen. Für
Arzneimittel, die zur Anwendung bei Tieren bestimmt sind, sind schwerwiegend auch Nebenwirkungen, die ständig auftretende oder lang anhaltende Symptome her-
vorrufen. Unerwartete Nebenwirkungen sind Nebenwirkungen, deren Art, Ausmaß oder Ergebnis von der Fachinformation des Arzneimittels abweichen.

(14) Herstellen ist das Gewinnen, das Anfertigen, das Zubereiten, das Be- oder Verarbeiten, das Umfüllen einschließlich Abfüllen, das Abpacken, das Kennzeichnen
und die Freigabe; nicht als Herstellen gilt das Mischen von Fertigarzneimitteln mit Futtermitteln durch den Tierhalter zur unmittelbaren Verabreichung an die von ihm
gehaltenen Tiere.

(15) Qualität ist die Beschaffenheit eines Arzneimittels, die nach Identität, Gehalt, Reinheit, sonstigen chemischen, physikalischen, biologischen Eigenschaften oder
durch das Herstellungsverfahren bestimmt wird.

(16) Eine Charge ist die jeweils aus derselben Ausgangsmenge in einem einheitlichen Herstellungsvorgang oder bei einem kontinuierlichen Herstellungsverfahren in
einem bestimmten Zeitraum erzeugte Menge eines Arzneimittels.

(17) Inverkehrbringen ist das Vorrätighalten zum Verkauf oder zu sonstiger Abgabe, das Feilhalten, das Feilbieten und die Abgabe an andere.

(18) Der pharmazeutische Unternehmer ist bei zulassungs- oder registrierungspflichtigen Arzneimitteln der Inhaber der Zulassung oder Registrierung.
Pharmazeutischer Unternehmer ist auch, wer Arzneimittel unter seinem Namen in den Verkehr bringt, außer in den Fällen des § 9 Absatz 1 Satz 2.

(19) Wirkstoffe sind Stoffe, die dazu bestimmt sind, bei der Herstellung von Arzneimitteln als arzneilich wirksame Bestandteile verwendet zu werden oder bei ihrer
Verwendung in der Arzneimittelherstellung zu arzneilich wirksamen Bestandteilen der Arzneimittel zu werden.

(20) (weggefallen)

(21) Xenogene Arzneimittel sind zur Anwendung im oder am Menschen bestimmte Arzneimittel, die lebende tierische Gewebe oder Zellen sind oder enthalten.

(22) Großhandel mit Arzneimitteln ist jede berufs- oder gewerbsmäßige zum Zwecke des Handeltreibens ausgeübte Tätigkeit, die in der Beschaffung, der Lagerung,
der Abgabe oder Ausfuhr von Arzneimitteln besteht, mit Ausnahme der Abgabe von Arzneimitteln an andere Verbraucher als Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte oder
Krankenhäuser.

(22a) Arzneimittelvermittlung ist jede berufs- oder gewerbsmäßig ausgeübte Tätigkeit von Personen, die, ohne Großhandel zu betreiben, selbstständig und im fremden
Namen mit Arzneimitteln im Sinne des § 2 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1, die zur Anwendung bei Menschen bestimmt sind, handeln, ohne tatsächliche
Verfügungsgewalt über diese Arzneimittel zu erlangen.

(23) Klinische Prüfung bei Menschen ist jede am Menschen durchgeführte Untersuchung, die dazu bestimmt ist, klinische oder pharmakologische Wirkungen von
Arzneimitteln zu erforschen oder nachzuweisen oder Nebenwirkungen festzustellen oder die Resorption, die Verteilung, den Stoffwechsel oder die Ausscheidung zu unter-
suchen, mit dem Ziel, sich von der Unbedenklichkeit oder Wirksamkeit der Arzneimittel zu überzeugen. Satz 1 gilt nicht für eine Untersuchung, die eine nichtinterventionelle
Prüfung ist. Nichtinterventionelle Prüfung ist eine Untersuchung, in deren Rahmen Erkenntnisse aus der Behandlung von Personen mit Arzneimitteln anhand epidemiolo-
gischer Methoden analysiert werden; dabei folgt die Behandlung einschließlich der Diagnose und Überwachung nicht einem vorab festgelegten Prüfplan, sondern aus-
schließlich der ärztlichen Praxis; soweit es sich um ein zulassungspflichtiges oder nach § 21a Absatz 1 genehmigungspflichtiges Arzneimittel handelt, erfolgt dies ferner
gemäß den in der Zulassung oder der Genehmigung festgelegten Angaben für seine Anwendung.

(24) Sponsor ist eine natürliche oder juristische Person, die die Verantwortung für die Veranlassung, Organisation und Finanzierung einer klinischen Prüfung bei
Menschen übernimmt.

(25) Prüfer ist in der Regel ein für die Durchführung der klinischen Prüfung bei Menschen in einer Prüfstelle verantwortlicher Arzt oder in begründeten Ausnahmefällen
eine andere Person, deren Beruf auf Grund seiner wissenschaftlichen Anforderungen und der seine Ausübung voraussetzenden Erfahrungen in der Patientenbetreuung
für die Durchführung von Forschungen am Menschen qualifiziert. Wird eine klinische Prüfung in einer Prüfstelle von einer Gruppe von Personen durchgeführt, so ist
der Prüfer der für die Durchführung verantwortliche Leiter dieser Gruppe. Wird eine Prüfung in mehreren Prüfstellen durchgeführt, wird vom Sponsor ein Prüfer als
Leiter der klinischen Prüfung benannt.

(26) Homöopathisches Arzneimittel ist ein Arzneimittel, das nach einem im Europäischen Arzneibuch oder, in Ermangelung dessen, nach einem in den offiziell
gebräuchlichen Pharmakopöen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beschriebenen homöopathischen Zubereitungsverfahren hergestellt worden ist. Ein
homöopathisches Arzneimittel kann auch mehrere Wirkstoffe enthalten.

(27) Ein mit der Anwendung des Arzneimittels verbundenes Risiko ist

       a)     jedes Risiko im Zusammenhang mit der Qualität, Sicherheit oder Wirksamkeit des Arzneimittels für die Gesundheit der Patienten oder die öffentliche 
              Gesundheit, bei zur Anwendung bei Tieren bestimmten Arzneimitteln für die Gesundheit von Mensch oder Tier,

       b)     jedes Risiko unerwünschter Auswirkungen auf die Umwelt.

(28) Das Nutzen-Risiko-Verhältnis umfasst eine Bewertung der positiven therapeutischen Wirkungen des Arzneimittels im Verhältnis zu dem Risiko nach Absatz 27
Buchstabe a, bei zur Anwendung bei Tieren bestimmten Arzneimitteln auch nach Absatz 27 Buchstabe b.

(29) Pflanzliche Arzneimittel sind Arzneimittel, die als Wirkstoff ausschließlich einen oder mehrere pflanzliche Stoffe oder eine oder mehrere pflanzliche Zubereitungen
oder eine oder mehrere solcher pflanzlichen Stoffe in Kombination mit einer oder mehreren solcher pflanzlichen Zubereitungen enthalten.

(30) Gewebezubereitungen sind Arzneimittel, die Gewebe im Sinne von § 1a Nr. 4 des Transplantationsgesetzes sind oder aus solchen Geweben hergestellt worden
sind. Menschliche Samen- und Eizellen (Keimzellen) sowie imprägnierte Eizellen und Embryonen sind weder Arzneimittel noch Gewebezubereitungen.

(31) Rekonstitution eines Fertigarzneimittels zur Anwendung beim Menschen ist die Überführung in seine anwendungsfähige Form unmittelbar vor seiner Anwendung
gemäß den Angaben der Packungsbeilage oder im Rahmen der klinischen Prüfung nach Maßgabe des Prüfplans.

(32) Verbringen ist jede Beförderung in den, durch den oder aus dem Geltungsbereich des Gesetzes. Einfuhr ist die Überführung von unter das Arzneimittelgesetz fal-
lenden Produkten aus Drittstaaten, die nicht Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, in den zollrechtlich freien Verkehr.
Produkte gemäß Satz 2 gelten als eingeführt, wenn sie entgegen den Zollvorschriften in den Wirtschaftskreislauf überführt wurden. Ausfuhr ist jedes Verbringen in
Drittstaaten, die nicht Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind.

(33) Anthroposophisches Arzneimittel ist ein Arzneimittel, das nach der anthroposophischen Menschen- und Naturerkenntnis entwickelt wurde, nach einem im
Europäischen Arzneibuch oder, in Ermangelung dessen, nach einem in den offiziell gebräuchlichen Pharmakopöen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union
beschriebenen homöopathischen Zubereitungsverfahren oder nach einem besonderen anthroposophischen Zubereitungsverfahren hergestellt worden ist und das
bestimmt ist, entsprechend den Grundsätzen der anthroposophischen Menschen- und Naturerkenntnis angewendet zu werden.

(34) Eine Unbedenklichkeitsprüfung bei einem Arzneimittel, das zur Anwendung bei Menschen bestimmt ist, ist jede Prüfung zu einem zugelassenen Arzneimittel, die
durchgeführt wird, um ein Sicherheitsrisiko zu ermitteln, zu beschreiben oder zu quantifizieren, das Sicherheitsprofil eines Arzneimittels zu bestätigen oder die
Effizienz von Risikomanagement-Maßnahmen zu messen.

(35) Eine Unbedenklichkeitsprüfung bei einem Arzneimittel, das zur Anwendung bei Tieren bestimmt ist, ist eine pharmakoepidemiologische Studie oder klinische
Prüfung entsprechend den Bedingungen der Zulassung mit dem Ziel, eine Gesundheitsgefahr im Zusammenhang mit einem zugelassenen Tierarzneimittel festzustel-
len und zu beschreiben.

(36) Das Risikomanagement-System umfasst Tätigkeiten im Bereich der Pharmakovigilanz und Maßnahmen, durch die Risiken im Zusammenhang mit einem
Arzneimittel ermittelt, beschrieben, vermieden oder minimiert werden sollen; dazu gehört auch die Bewertung der Wirksamkeit derartiger Tätigkeiten und
Maßnahmen.
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(37) Der Risikomanagement-Plan ist eine detaillierte Beschreibung des Risikomanagement-Systems.

(38) Das Pharmakovigilanz-System ist ein System, das der Inhaber der Zulassung und die zuständige Bundesoberbehörde anwenden, um insbesondere den im
Zehnten Abschnitt aufgeführten Aufgaben und Pflichten nachzukommen, und das der Überwachung der Sicherheit zugelassener Arzneimittel und der Entdeckung
sämtlicher Änderungen des Nutzen-Risiko-Verhältnisses dient.

(39) Die Pharmakovigilanz-Stammdokumentation ist eine detaillierte Beschreibung des Pharmakovigilanz-Systems, das der Inhaber der Zulassung auf eines oder
mehrere zugelassene Arzneimittel anwendet.

(40) Ein gefälschtes Arzneimittel ist ein Arzneimittel mit falschen Angaben über

       1.     die Identität, einschließlich seiner Verpackung, seiner Kennzeichnung, seiner Bezeichnung oder seiner Zusammensetzung in Bezug auf einen oder 
              mehrere seiner Bestandteile, einschließlich der Hilfsstoffe und des Gehalts dieser Bestandteile,

       2.     die Herkunft, einschließlich des Herstellers, das Herstellungsland, das Herkunftsland und den Inhaber der Genehmigung für das Inverkehrbringen 
              oder den Inhaber der Zulassung oder

       3.     den in Aufzeichnungen und Dokumenten beschriebenen Vertriebsweg.

(41) Ein gefälschter Wirkstoff ist ein Wirkstoff, dessen Kennzeichnung auf dem Behältnis nicht den tatsächlichen Inhalt angibt oder dessen Begleitdokumentation nicht
alle beteiligten Hersteller oder nicht den tatsächlichen Vertriebsweg widerspiegelt.

§ 94. Deckungsvorsorge
(1) Der pharmazeutische Unternehmer hat dafür Vorsorge zu treffen, dass er seinen gesetzlichen Verpflichtungen zum Ersatz von Schäden nachkommen kann, die
durch die Anwendung eines von ihm in den Verkehr gebrachten, zum Gebrauch bei Menschen bestimmten Arzneimittels entstehen, das der Pflicht zur Zulassung
unterliegt oder durch Rechtsverordnung von der Zulassung befreit worden ist (Deckungsvorsorge). Die Deckungsvorsorge muss in Höhe der in § 88 Satz 1 genannten
Beträge erbracht werden. Sie kann nur 
1. durch eine Haftpflichtversicherung bei einem im Geltungsbereich dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befugten unabhängigen Versicherungsunternehmen, für das
im Falle einer Rückversicherung ein Rückversicherungsvertrag nur mit einem Rückversicherungsunternehmen, das seinen Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes,
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in einem von
der Europäischen Kommission auf Grund von Artikel 172 der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend
die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABI. L 335 vom 17.12.2009, S. 1) als gleichwertig anerkannten Staat
hat, besteht, oder
2. durch eine Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflichtung eines inländischen Kreditinstituts oder eines Kreditinstituts eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
erbracht werden.

(2) Wird die Deckungsvorsorge durch eine Haftpflichtversicherung erbracht, so gelten die § 113 Absatz 3 und die §§ 114 bis 124 des Versicherungsvertragsgesetzes,
sinngemäß.

(3) Durch eine Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflichtung eines Kreditinstituts kann die Deckungsvorsorge nur erbracht werden, wenn gewährleistet ist, dass
das Kreditinstitut, solange mit seiner Inanspruchnahme gerechnet werden muss, in der Lage sein wird, seine Verpflichtungen im Rahmen der Deckungsvorsorge zu
erfüllen. Für die Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflichtung gelten die § 113 Absatz 3 und die §§ 114 bis 124 des Versicherungsvertragsgesetzes sinngemäß.

(4) Zuständige Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes ist die für die Durchführung der Überwachung nach § 64 zuständige Behörde.

(5) Die Bundesrepublik Deutschland und die Länder sind zur Deckungsvorsorge gemäß Absatz 1 nicht verpflichtet.

VI. Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO)

§ 70. Ausnahmen
(1) Ausnahmen können genehmigen 
1. die höheren Verwaltungsbehörden in bestimmten Einzelfällen oder allgemein für bestimmte einzelne Antragsteller von den Vorschriften der §§ 32, 32d, 34 und 36,
auch in Verbindung mit § 63, ferner der §§ 52 und 65, bei Elektrokarren und ihren Anhängern auch von den Vorschriften des § 41 Absatz 9 und der §§ 53, 58 und
59,
2. die zuständigen obersten Landesbehörden oder die von ihnen bestimmten oder nach Landesrecht zuständigen Stellen von allen Vorschriften dieser Verordnung in
bestimmten Einzelfällen oder allgemein für bestimmte einzelne Antragsteller; sofern die Ausnahmen erhebliche Auswirkungen auf das Gebiet anderer Länder haben,
ergeht die Entscheidung im Einvernehmen mit den zuständigen Behörden dieser Länder,
3. das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung von allen Vorschriften dieser Verordnung, sofern nicht die Landesbehörden nach den Nummern 1
und 2 zuständig sind - allgemeine Ausnahmen ordnet er durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates nach Anhören der zuständigen obersten
Landesbehörden an -,
4. das Kraftfahrt-Bundesamt mit Ermächtigung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung bei Erteilung oder in Ergänzung einer Allgemeinen
Betriebserlaubnis oder Bauartgenehmigung,
5. das Kraftfahrt-Bundesamt für solche Lagerfahrzeuge, für die durch Inkrafttreten neuer oder geänderter Vorschriften die Allgemeine Betriebserlaubnis nicht mehr gilt. In
diesem Fall hat der Inhaber der Allgemeinen Betriebserlaubnis beim Kraftfahrt-Bundesamt einen Antrag unter Beifügung folgender Angaben zu stellen:
a) Nummer der Allgemeinen Betriebserlaubnis mit Angabe des Typs und der betroffenen Ausführung(en),
b) genaue Beschreibung der Abweichungen von den neuen oder geänderten Vorschriften,
c) Gründe, aus denen ersichtlich ist, warum die Lagerfahrzeuge die neuen oder geänderten Vorschriften nicht erfüllen können,
d) Anzahl der betroffenen Fahrzeuge mit Angabe der Fahrzeugidentifizierungs-Nummern oder -Bereiche, gegebenenfalls mit Nennung der Typ- und/oder 
Ausführungs-Schlüsselnummern,
e) Bestätigung, dass die Lagerfahrzeuge die bis zum Inkrafttreten der neuen oder geänderten Vorschriften geltenden Vorschriften vollständig erfüllen,
f) Bestätigung, dass die unter Buchstabe d) aufgeführten Fahrzeuge sich in Deutschland oder in einem dem Kraftfahrt-Bundesamt im Rahmen des
Typgenehmigungsverfahrens benannten Lager befinden.
(1a) Genehmigen die zuständigen obersten Landesbehörden oder die von ihnen bestimmten Stellen Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 32, 32d Absatz 1 oder §
34 für Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen, die auf neunen Technologien oder Konzepten beruhen und während eines Versuchszeitraums in bestimmten örtlichen
Bereichen eingesetzt werden, so unterrichten diese Stellen das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung im Hinblick auf Artikel 4 Absatz 5 Satz 2
der Richtlinie 96/53/EG des Rates vom 25. Juli 1996 (ABl. EG Nr. 235 S. 59) mit einer Abschrift der Ausnahmegenehmigung.

(2) Vor der Genehmigung einer Ausnahme von den §§ 32, 32d, 34 und 36 und einer allgemeinen Ausnahme von § 65 sind die obersten Straßenbaubehörden der
Länder und, wo noch nötig, die Träger der Straßenbaulast zu hören.

(3) Der örtliche Geltungsbereich jeder Ausnahme ist festzulegen.

(3a) Durch Verwaltungsakt für ein Fahrzeug genehmigte Ausnahmen von den Bau- oder Betriebsvorschriften sind vom Fahrzeugführer durch eine Urkunde nachzu-
weisen, die bei Fahrten mitzuführen und zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen ist. Bei einachsigen Zugmaschinen und Anhängern in land-
oder forstwirtschaftlichen Betrieben sowie land- oder forstwirtschaftlichen Arbeitsgeräten und hinter land- oder forstwirtschaftlichen einachsigen Zug- oder
Arbeitsmaschinen mitgeführten Sitzkarren, wenn sie nur für land- oder forstwirtschaftliche Zwecke verwendet werden, und von der Zulassungspflicht befreiten
Elektrokarren genügt es, dass der Halter eine solche Urkunde aufbewahrt; er hat sie zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

(4) Die Bundeswehr, die Polizei, die Bundespolizei, die Feuerwehr und die anderen Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes sowie der Zolldienst sind
von den Vorschriften dieser Verordnung befreit, soweit dies zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben unter gebührender Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und 
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Ordnung dringend geboten ist. Abweichungen von den Vorschriften über die Ausrüstung mit Kennleuchten, über Warneinrichtungen mit einer Folge von Klängen ver-
schiedener Grundfrequenz (Einsatzhorn) und über Sirenen sind nicht zulässig.

(5) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass abweichend von Absatz 1 Nr. 1 an Stelle der höheren
Verwaltungsbehörden und abweichend von Absatz 2 an Stelle der obersten Straßenbaubehörden andere Behörden zuständig sind. Sie können diese Ermächtigung
auf oberste Landesbehörde übertragen.

VII. Verordnung über die Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr (FZV)

§ 2. Begriffsbestimmungen
...

(17) selbstfahrende Arbeitsmaschinen: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Verrichtung
von Arbeiten, jedoch nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind;

(18) Stapler: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart für das Aufnehmen, Heben Bewegen und Positionieren von Lasten bestimmt oder geeignet sind;

...

VIII. Gesetz über die Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (Umweltschadensgesetz-USchadG)

§ 4. Informationspflicht
Besteht die unmittelbare Gefahr eines Umweltschadens oder ist ein Umweltschaden eingetreten, hat der Verantwortliche die zuständige Behörde unverzüglich über
alle bedeutsamen Aspekte des Sachverhalts zu unterrichten. 

lX. Strafgesetzbuch (StGB)

§ 253. Erpressung
(1) Wer einen anderen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt und dadurch
dem Vermögen des Genötigten oder eines anderen Nachteil zufügt, um sich oder einen Dritten zu Unrecht zu bereichern, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Geldstrafe, in besonderen Fällen mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die Androhung des Übels zu dem angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen ist.

(3) Der Versuch ist strafbar.

§ 263. Betrug
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, dass er durch
Vorspielung falscher oder durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder
mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren.

(4) § 243 Absatz 2 sowie die §§ 247 und 248 a gelten entsprechend.

(5) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Absatz 1).

X. Verordnung über die allgemeinen Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung von Tarifkunden (AVBEltV)

§ 6. Haftung bei Versorgungsstörungen
(1) Für Schäden, die ein Kunde durch Unterbrechung der Elektrizitätsversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsbelieferung erleidet, haftet das ihn
beliefernde Elektrizitätsversorgungsunternehmen aus Vertrag oder unerlaubter Handlung im Falle 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Kunden, es sei denn, dass der Schaden von dem Unternehmen oder einem Erfüllungs- oder
Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist,
2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit des Unternehmens oder eines Erfüllungs- oder
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,
3.  eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit des Inhabers des Unternehmens oder eines vertretungs-
berechtigten Organs oder Gesellschafters verursacht worden ist.
§ 831 Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

(2) Bei grobfahrlässig verursachten Sach- und Vermögensschäden ist die Haftung des Elektrizitätsversorgungsunternehmens gegenüber seinen Tarifkunden auf
jeweils 2.500 € begrenzt. Die Haftung für Sach- und Vermögensschäden ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt auf
2.500.000 € bei einer Versorgung bis zu 100.000 Abnehmern
5.000.000 € bei einer Versorgung bis zu 200.000 Abnehmern
7.500.000 € bei einer Versorgung bis zu 1.000.000 Abnehmern
10.000.000 € bei einer Versorgung von mehr als 1.000.000 Abnehmern.
In diese Höchstgrenzen können auch Schäden der Sonderkunden einbezogen werden, wenn dies vereinbart und die Haftung im Einzelfall auf 2.500 € begrenzt ist.
Abnehmer im Sinne des Satzes 2 sind auch Sonderkunden.

(3) Die Absätze 1 und 2 Satz 1 sind auch auf Ansprüche von Kunden anzuwenden, die diese gegen ein drittes Elektrizitätsversorgungsunternehmen aus unerlaubter
Handlung geltend machen. Die Haftung dritter Unternehmen ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt
1. bei Unternehmen, die bis zu 50.000 Abnehmer versorgen, auf das Dreifache,
2. bei allen übrigen Unternehmen auf das Zehnfache
des Höchstbetrages, für den sie nach Absatz 2 Satz 2 eigenen Tarifkunden gegenüber haften.
Versorgt das dritte Unternehmen keine eigenen Tarifkunden, so ist die Haftung auf 50.000.000 € begrenzt. Aus dem Höchstbetrag können auch
Schadensersatzansprüche von Sonderkunden gedeckt werden, die diese gegen das dritte Unternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen, wenn dies ver-
einbart ist und die Ansprüche im Einzelfall auf 2.500 € begrenzt sind. Das Elektrizitätsversorgungsunternehmen ist verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen über die
mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm
in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

(4) Übersteigt die Summe der Einzelschäden die jeweilige Höchstgrenze, so wird der Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem die Summe aller
Schadensersatzansprüche zur Höchstgrenze steht. Sind die Schäden von Sonderkunden in die Höchstgrenze einbezogen worden, so sind sie bei der Kürzung zu
berücksichtigen. Bei Ansprüchen nach Absatz 3 darf die Schadensersatzquote nicht höher sein als die Quote der Kunden des dritten
Elektrizitätsversorgungsunternehmens.

(5) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 €.
(6) Der Geschädigte hat den Schaden unverzüglich dem ihn beliefernden Elektrizitätsversorgungsunternehmen oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen
Unternehmen mitzuteilen.



XI. Niederspannungsanschlussverordnung (NAV)

§ 18. Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung
(1) Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein Anschlussnutzer durch Unterbrechung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Anschlussnutzung erleidet, aus Vertrag,
Anschlussnutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung haftet und dabei Verschulden des Unternehmens oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen vorausge-
setzt wird, wird 
1. hinsichtlich eines Vermögensschadens widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt,
2. hinsichtlich der Beschädigung einer Sache widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder Fahrlässigkeit vorliegt.
Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 ist die Haftung für sonstige Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 

(2) Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursachten Sachschäden ist die Haftung des Netzbetreibers gegenüber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 €
begrenzt. Die Haftung für nicht vorsätzlich verursachte Sachschäden ist je Schadensereignis insgesamt begrenzt auf 
1. 2.500.000 € bei bis zu 25.000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern;
2. 10.000.000 € bei 25.001 bis 100.000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern;
3. 20.000.000 € bei 100.001 bis 200.000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern;
4. 30.000.000 € bei 200.001 bis 1.000.000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern;
5. 40.000.000 € bei mehr als 1.000.000 an das eigene Netz angeschlossenen Anschlussnutzern.
In diese Höchstgrenzen werden auch Schäden von Anschlussnutzern in vorgelagerten Spannungsebenen einbezogen, wenn die Haftung ihnen gegenüber im Einzelfall
entsprechend Satz 1 begrenzt ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Anschlussnutzern anzuwenden, die diese gegen einen dritten Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des
Energiewirtschaftsgesetzes aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Haftung dritter Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes ist
je Schadensereignis insgesamt begrenzt auf das Dreifache des Höchstbetrages, für den sie nach Absatz 2 Satz 2 eigenen Anschlussnutzern gegenüber haften. Hat
der dritte Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes keine eigenen an das Netz angeschlossenen Anschlussnutzer im Sinne dieser
Verordnung, so ist die Haftung insgesamt auf 200.000.000 € begrenzt. In den Höchstbetrag nach den Sätzen 2 und 3 können auch Schadensersatzansprüche von
nicht unter diese Verordnung fallenden Kunden einbezogen werden, die diese gegen das dritte Unternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen, wenn deren
Ansprüche im Einzelfall entsprechend Absatz 2 Satz 1 begrenzt sind. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, seinen Anschlussnutzern auf Verlangen über die mit der
Schadensverursachung durch einen dritten Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgesetzes zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft
zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erfor-
derlich ist. 

(4) Bei grob fahrlässig verursachten Vermögensschäden ist die Haftung des Netzbetreibers, an dessen Netz der Anschlussnutzer angeschlossen ist, oder eines dritten
Netzbetreibers, gegen den der Anschlussnutzer Ansprüche geltend macht, gegenüber seinen Anschlussnutzern auf jeweils 5.000 € sowie je Schadensereignis insge-
samt auf 20 vom Hundert der in Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten Höchstbeträge begrenzt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 3 Satz 1, 4 und 5
gelten entsprechend. 

(5) Übersteigt die Summe der Einzelschäden die jeweilige Höchstgrenze, so wird der Schadensersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem die Summe aller
Schadensersatzansprüche zur Höchstgrenze steht. Sind nach Absatz 2 Satz 3 oder nach Absatz 3 Satz 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 4, Schäden von nicht
unter diese Verordnung fallenden Kunden in die Höchstgrenze einbezogen worden, so sind sie auch bei der Kürzung nach Satz 1 entsprechend einzubeziehen. Bei
Ansprüchen nach Absatz 3 darf die Schadensersatzquote nicht höher sein als die Quote der Kunden des dritten Netzbetreibers. 

(6) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 €, die weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursacht worden sind. 
(7) Der geschädigte Anschlussnutzer hat den Schaden unverzüglich dem Netzbetreiber oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen.

XII. Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

§ 15. Entschädigung und Schadensersatz
(1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der
Arbeitgeber die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der oder die Beschäftigte eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. Die Entschädigung
darf bei einer Nichteinstellung drei Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn der oder die Beschäftigte auch bei benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden
wäre.

(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektivrechtlicher Vereinbarungen nur dann zur Entschädigung verpflichtet, wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig han-
delt.

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten schriftlich geltend gemacht werden, es sei denn, die Tarifvertragsparteien haben
etwas anderes vereinbart. Die Frist beginnt im Falle einer Bewerbung oder eines beruflichen Aufstiegs mit dem Zugang der Ablehnung und in den sonstigen Fällen
einer Benachteiligung zu dem Zeitpunkt, in dem der oder die Beschäftigte von der Benachteiligung Kenntnis erlangt.

(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeitgeber, die sich aus anderen Rechtsvorschriften ergeben, unberührt.

(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Absatz 1 begründet keinen Anspruch auf Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses,
Berufsausbildungsverhältnisses oder einen beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich aus einem anderen Rechtsgrund.

§ 21. Ansprüche
(1) Der Benachteiligte kann bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot unbeschadet weiterer Ansprüche die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen.
Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann er auf Unterlassung klagen.

(2) Bei einer Verletzung des Benachteiligungsverbots ist der Benachteiligende verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der
Benachteiligende die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der Benachteiligte eine angemessene
Entschädigung in Geld verlangen.

(3) Ansprüche aus unerlaubter Handlung bleiben unberührt.

(4) Auf eine Vereinbarung, die von dem Benachteiligungsverbot abweicht, kann sich der Benachteiligende nicht berufen.

(5) Ein Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten geltend gemacht werden. Nach Ablauf der Frist kann der Anspruch nur gel-
tend gemacht werden, wenn der Benachteiligte ohne Verschulden an der Einhaltung der Frist verhindert war.
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